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A. Kirchliche Gesetze, Verordnungen und Verfü­

gungen

Nr. 1) URKUNDE über die Stilllegung der Pfarrstelle Blesewitz 
und die Veränderung der dauernden pfarramtlichen Verbindung 
der zugehörigen Kirchengemeinden unter der Pfarrstelle Teterin 
des Kirchenkreises Greifswald. 

Nach Anhörung der Beteiligten wird bestimmt: 

§ 1
Gemäß Artikel 30 der Kirchenordnung wird die Pfarrstelle Blesewitz 
stillgelegt. 

§ 2
Die dauernde pfarramtliche Verbindung der Kirchengemeinden 
Blesewitz, Görke und Lüskow unter der Pfarrstelle Blesewitz wird 
aufgehoben. 

§3

Die Kirchengemeinden Blesewitz mit Sanitz, Görke und Lüskow mit 
B utzow werden mit den Kirchengemeinden Teterin mit Neu-Teterin 
und Müggenburg und Pelsin dauernd unter der Pfarrstelle Teterin 
pfarramtlich verbunden. 

§4
Die Urkunde tritt mit Wirkung vom 1. Mai 1999 in Kraft. 

Pommersche Evangelische Kirche Greifswald, den 13. April 1999 
Das Konsistorium 

11/1 141-3.3 - 4/99 
(L.S.) 

Harder 
Konsistorialpräsident 

Nr. 2) URKUNDE über die Stilllegung der Pfarrstelle Blumen­
hagen und die Veränderung der dauernden pfarramtlichen Ver­
bindung der Kirchengemeinden Blumenhagen, Groß Luckow, 
Klein Luckow und Groß Spiegelberg unter der Pfarrstelle Jatz­
nick des Kirchenkreises Pasewalk. 

Nach Anhörung der Beteiligten wird \,estimmt: 

§1

Gemäß Artikel 30 der Kirchenordnung wird die Pfarrstelle Blumen­
hagen stillgelegt. 

§ 2
Unter Aufüebung der bisherigen pfarramtlichen Verbindung werden 
die Kirchengemeinden Blumenhagen, Groß Luckow, Klein Luckow 
und Groß Spiegelberg mit der Kirchengemeinde Jatznick und den 
dawgehörenden Ortstei \en Waldeshöhe. Helling und Sandförde dau­
ernd unter der Pfarrstelle Jatznick pfarramtlich verbunden. 

§ 3
Die Urkunde tritt mit Wirkung vom 1. August 1999 in Kraft. 

Pommersche Evangelische Kirche 
Das Konsistorium 

11/1 141-3.4. - 2/99 
(L.S.) 

Greifswald, den 6. Juli 1999 

Harder 
Konsistorialpräsident 

Nr. 3) URKUNDE über die Stilllegung der Pfarrstelle Hanshagei 
und die Veränderung der dauernden pfarramtlichen Verbindun: 
der Kirchengemeinde Hanshagen unter der Pfarrstelle Kemnit 
des Kirchenkreises Greifwald. 

N::ich Anhörung Jer Beteiligten wirJ bestimmt: 

§ 1
Gemäß Artikel 30 der Kirchenordnung wird die Pfarrstelle Hans 
hagen stillgelegt. 

§2
Unter Aufhebung der bisherigen pfarramtlichen Verbindung wird di, 
Kirchengemeinde Hanshagen mit Gladrow und Ortsteil Karbow mi 
der Kirchengemeinde Kemnitz mit Kemnitzerhagen, Rappenhagen 
Ludwigsburg, Neuendorf, Ortsteil Friedrichshagen und der Kapellen 
gemeinde Loissin dauernd unter der Pfarrstelle Kemnitz pfarramt 
lieh verbunden. 

§3
Die Urkunde tritt mit Wirkung vom 1. Mai 1999 in Kraft. 

Pommersche Evangelische Kirche Greifswald, den 13. April 199( 
Das Konsistorium 

II/1 141-3.3 - 5/99 
(L.S.) 

Harder 
Konsistorialpräsident 

Nr. 4) Verordnung nach Artikel 29 Abs. 2 der Grundordnung de1 
EKD zur Änderung des Disziplinargesetzes 

Pommersche Evangelische Kirche 
Das Konsistorium 

D II/2 125-1 - 2/99 

Greifswald, den 5. Mai 199c 

Nachstehend veröffentlichen wir die Verordnung nach Artikel 2 9 Abs 
2 der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland zu 
Änderung des Disziplinargesetzes der Evangelischen Kirche i1 
Deutschland (DG.EKG) vom 26. März 1999. 

Harder 
Konsistorialpräsident 

Verordnung nach Artikel 29 Abs. 2 der Grundordnung 
der Evangelischen Kirche in Deutschland zur 

Änderung des Disziplinargesetzes der Evangelischen Kirche in 
Deutschland 

Vom 26. März 1999 

Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland hat aufgrund de: 
Artikels 10 Buchstabe a, des Artikels 13 und des Artikels 29 Abs. : 
der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland die fol­
gende Verordnung beschlossen: 

Artikel 1 
§ 13 des Disziplinargesetzes der Evangelischen Kirche in Deutsch
land vom 9 November 1995 (ABI. EKD S. 561, 1996 S. 82) wird wit 
folgt geändert: 
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al Dem Absatz 2 wird folgender Sau 2 angefügt: 

,,Gliedkirchliches Recht kann eine Besetzung mit einem rechtskun­
digen vorsitzenden, zwei ordinierten beisitzenden und zwei nicht­
ordinierten beisitzenden Mitgliedern vorsehen." 

b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz 2 angefügt:

„Bei einer Besetzung nach Absatz 2 Satz 2 treten an die Stelle der 
ordinierten beisitzenden Mitglieder zwei Amtskräfte entweder aus 
der Laufbahn oder mit dem entsprechenden Status der Amtskraft." 

c) In Absatz 4 wird Satz 3 aufgehoben.

d I ln Absatz 6 werden die Wörter .. von drei Mitgliedern" durch die 
Wörter „nach Absatz 2 bis 4" ersetzt. 

Artikel 2 

(l) Bestehende Disziplinargerichte, die vor dem Inkrafttreten dieser
Verordnung besetzt wurden, bleiben bis zum Ablauf ihrer Amtsperi­
ode unvcr!indert im ::\mt.

(2) Disziplinarverfahren, die vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung
eingeleitet wurden, werden nach den bis zum Inkrafttreten dieser
Verordnung geltenden Vorschriften durchgeführt.

( 3 1 Diese Verordnung tritt am 1. Mai 1999 in Kraft. 

Begründung 

Der Entwurf des Disziplinargesetzes von 1995 sah ebenso wie das 
alte Disziplinargesetz eine Besetzung der Disziplinarkammern mit 
fünf Ylitgliedern. mit der Möglichkeit einer Besetzung mit drei Mit­
gliedern vor. Diese Formulierung wurde von der Synode kurzfristig 
,:e'.indcrt und ausschließlich eine Besetzung mit drei l\litglicdcrn 
vorgesehen. Angesichts der Tragweite der zu entscheidenden Maß­
nahmen wird von den Gliedkirchen zumindest eine Öffnungsklausel 
für eine größere Besetzung gewünscht. 

Die Absätze 3 und 6 werden dieser i,nderung redaktionell angepaßt. 

Der bisherige Absatz 4 Satz 3 sieht \'OL daß das vor,it1ende Mit­
glied des Disziplinarhofes nicht der Gliedkirche angehören darf, der 
die Amtskraft angehört. Da für diese spezielle Regelung kein zwin­
gender Grund besteht. wird sie aufgehoben. 

:',Ir, 5) Kirchengesetz über die Versorgung der Pfarrer, Pfarrerin­

nen, Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen in der EKU so­

wie Verordnungen über die Besoldung der Pfarrerinnen, Pfar­

rer und Kirchenbeamten in der EKU. 

Pommersche Evangelische Kirche 
Konsistorium 

Il/1 221 - 12/99 

Nachstehend werden veröffentlicht: 

Greifswald, den 10. Juni 1999 

1. Kirchengesetz über die Versorgung der Pfarrer, Pfarrerinnen,
Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen in der EKU vom 16. Juni
1996, in der Fassung der VO vom 9. September 1998. in Kraft ab 1.
Januar 1999.

2. Vcrurdnung über die Besoldung der Pfarrerinnen und Pfarrer in
der FKU vom 31. I\Hirz 1993, in der Fa,.,ung der VO vom 9. Septem­
ber 1998, in Kraft ab 1. Januar 1999.

3. Verordnung über die Besoldung der Kirchenbeamten in der EKU
vom 31. März 1993, in der Fassung der VO vom 9. September 1998,
in Kraft ab 1. Januar 1999

Harder 
Konsistorialpräsident 

Verordnung über die Besoldung der Pfarrer in der 

Evangelischen Kirche der Union 

(Pfarrbesoldungsordnung - PfBesO) 

Vom 31. März 1993 
(Abi. EKD 1993, S. 285)* 

Aufgrund von Artikel 1 :'i Absatz 3 der Ordnung der Evangelischen 
Kirche der Union wird folgende Verordnung erlassen: 

� 1 
§ 2

l. 

§ 3
§ 3a
§4
� 5

Inhaltsübersicht 

Abschnitt 1 
Allgemeine Vorschriften 

Geltungsbereich 
Träger der Besoldung 

Abschnitt 2 
Besoldung 

/2//gemeine �;1r.1chrifien 

Besoldung der Pfarrer 
Verzicht auf Besoldung 
Besoldung bei eingeschränktem Dienst und Freistellung 
Zahlung der Be1ügc 

� :'ia Rentenanrechnung auf Besoldung 

2. 

§ 6
§ 7

4. 

§ 10
§ 11
§ 12

5. 

§ 13

Grundgehalt 

Grundgehalt 
Zulagen 

Besuldungsdicns/(1/tcr 

Besoldungsdienstalter im Regelfall 
Festsetzung des Besoldungsdienstalters 

Familienzuschlag 

Grundlage 
Stufen des Familienzuschlages 
Änderung des Familienzuschlages 

Dienstwohnung 

Dienstwohnung 

6. Mutterschutz und Erziehungsurlaub

§ 14 Besoldung während der Mutterschutzfristen und des Er­
ziehungsurlaubs

'' zuletzt geändert durch Verordnung vom 9. September 1998 (ABI. EKD 1998, S. 453) 
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7. 

§ 15
§ 16

8. 
§ 17

§ 18

§ 19
§ 20
§ 21
§ 22
§ 23

§ 24
§ 25

Urlaubsgeld und vermögenswirksame Leistungen 

Urlaubsgeld 
Vermögenswirksame Leistungen 

Rentenversicherungszuschlag 
Rentenversicherungszuschlag 

Vikarsbezüge 

Abschnitt 3 
Bezüge der Vikare 

Abschnitt 4 
Übergangs- und Schlußvorschriften 

Abweichende Regelungen 
Anwendung des staatlichen Besoldungsrechts 
Kirchlicher Dienst, außerkirchlicher öffentlicher Dienst 
Mitwirkungspflicht 
Pfarrer im unmittelbaren Dienst der Evangelischen Kirche 
der Union 
Ausführungs- und Durchführungsbestimmungen 
Inkrafttreten 

Abschnitt 1 
Allgemeine Vorschriften 

§ 1

Geltungsbereich 
(!) piese Verordnung regelt - sofern nicht etwas anderes bestimmt 
ist - die Besoldung der Männer und Frauen, die von der Evangeli­
schen Kirche der Union oder einer ihrer Gliedkirchen zum Pfarrer 
oder zur Pfarrerin auf Lebenszeit oder im Probedienst (Entsendungs­
dienst) berufen worden sind. 

2
Sie regelt ferner die Bezüge der Män­

ner und Frauen, die von einer Gliedkirche zum Vikar oder zur Vika­
rin berufen worden sind. 

(2) pie Bestimmungen dieser Verordnung - mit Ausnahme der Be­
stimmungen über die Unterhaltsbezüge der Vikare und Vikarinnen -
gelten für Pfarrer und Pfarrerinnen auf Lebenszeit. ,Sie finden für 
Pfarrer und Pfarrerinnen im Probedienst (Entsendu�gsdienst) ent­
sprechendAnwendung, soweit nicht in dieser Verordnung oder durch 
sonstiges kirchliches Recht etwas anderes bestimmt ist. 

§2

Träger der Besoldung 
( 1) 

1 
Die Besoldung des Pfarrers wird von der Anstellungskörperschaft 

nach § 24 Absatz 3 des Pfarrdienstgesetzes getragen, sofern glied­
kirchlich nichts anderes bestimmt ist. ,Die Besoldung der Pfarrer im 
Probedienst (Entsendungsdienst). wird, soweit gliedkirchlich nichts 
anderes bestimmt ist, von der Körperschaft getragen, bei der die Stelle 
des Pfarrers im Probedienst (Entsendungsdienst) begründet ist. 

(2) Ist ein Pfarrer auf Lebenszeit aus Gründen, die er nach der kirch­
lichen Ordnung nicht zu vertreten hat, vorübergehend außer Amt und
hat er keine Besoldungsansprüche gegen seine bisherige oder eine
neue Anstellungskörperschaft, so werden seine Bezüge von der Glied­
kirche getragen, zu der seine letzte Anstellungskörperschaft gehört.

Abschnitt 2 
Besoldung 

1. Al/gemeine Vorschr\ften

§ 3
Besoldung der Pfarrer 

(]) Der Pfarrer erhält die Besoldung von dem Tage an, an dem seil 
Berufung in das Dienstverhältnis als Pfarrer der Evangelischen Ki 
ehe der Union oder einer ihrer Gliedkirche wirksam wird. 

(2) Zur Besoldung gehören:

1. folgende Dienstbezüge:
a) Grundgehalt,
b) Zulagen,
c) Familienzuschlag,
d) Rentenversicherungszuschlag,

2. folgende sonstige Bezüge, sofern das gliedkirchliche Recht nich 
anderes bestimmt:
a) jährliches Urlaubsgeld,
b) vermögenswirksame Leistungen,

3. die Dienstwohnung.

(3) Der Pfarrer erhält die monatliche Besoldung

1. in Form der Dienstbezüge und der Dienstwohnung
oder

2. in Form der Dienstbezüge.

§ 3a

Verzicht auf Besoldung 
( 1) Der Pfarrer kann auf die ihm zustehende Besoldung weder gar
noch teilweise verzichten.

(2) pas gliedkirchliche Recht kann eine von Absatz 1 abweichenc
Regelung treffen, nach der der Pfarrer widerruflich auf einen Teil d1
Besoldung verzichten kann. ,Der Verzicht darf den angemessene
Lebensunterhalt des Pfarrers u-nd seiner Familie nicht gefährden. D1
Verzicht hat keine Auswirkung auf die Bemessung der ruhegehalt:
fähigen Dienstzeit und der ruhegehaltsfähigen Dienstbezüge.

§4
Besoldung bei eingeschränktem Dienst und Freistellung 

Ein Pfarrer, der im eingeschränkten Dienst beschäftigt wird, erhä 
ein im Verhältnis seines Dienstes zu dem vergleichbaren uneingt 
schränkten Dienst verringerte Dienstbezüge. 

§5
Zahlung der Bezüge 

(!) pie Bezüge werden monatlich im voraus gezahlt. ,Werden Bt 
züge nach dem Tag der Fälligkeit gezahlt, so besteht kein Anspruc 
auf Verzugszinsen. 

(2) Besteht der Anspruch auf Besoldung nicht für einen vo11en Ki
lendermonat, so wird nur ein Teil der Bezüge gezahlt, der auf de
Anspruchszeitraum entfällt.
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(3) ,Die Rückforderung zuviel gezahlter Bcz(ige richtet sich nad1
den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches über die Herausga­
be einer ungerechtfertigten Bereicherung, soweit gesetziich nichts
anderes bestimmt ist. 

0
Der Kenntnis des Mangels des rechtlichen

Grundes der Zahlung �teht es gleich, wenn der Mangel so offen­
sichtlich war, daß der Empfänger ihn hätte erkennen müssen. 

3 
Von

der Rückforderung kann aus Billigkeitsgründen ganz oder teilweise
abgesehen werden.

(4) Zu wenig gez;:ihlte Bezüge sind nachzuzahlen.

§ Sa

Rentenanrechnung auf Besoldung 

,Auf die Dienstbezüge werden Leistungen aus der gesetzlichen Ren­
tenversicherung, die ausschließlich auf von der Kirche finanzierten 
Bcitrag.vahlungcn beruhen. in voller Höhe angerechnet. ,Dies gilt 
auch für Leistungen aus Zeiten, die bei der Festsetzung der Rente 
berücksichtigt wurden, jedoch keinen eigenen Rentenanspruch nach 
dem Sechsten Buch des Sozialgesetzbuches (SGB VI) begründen. 
3Anreclrnungsbetrag ist der im Rentenbescheid oder in der Rentenan­
passungsmitteilung ausgewiesene monatliche Rentenbetrag, nicht 
aber der Zahlbetrag. 

2. Grundgehalt, Zulagen

§ 6

Grundgehalt 

( 1) 1 Der Pfarrer erhält ein Grundgeh:ilt, das einem Vomhundertsatz
(BcmessungssatzJ der Besoldungsgruppe 13 der Bundesbesoldungs­
ordnung A nach den sich aus der Anlage ergebenden Grundgehalts­
sätzen entspricht. ,Den Bemessungssatz und die Grundgehaltssätze
kann der Rat nach Anhörung des Finanzausschusses und der Glied­
kirchen durch Beschluß ändern.

12) Das gliedkirchliche Recht kann bestimmen.

a) daß Pfarrer in besonders auszuweisenden Pfarrstellen von der
neunten Stufe an ein Grundgeh:tll erhalten, das nach Maßgabe
des festgesetzten Bemessungssatzes in seiner Höhe der Besol­
dungsgruppe A 14 entspricht,

b) daß Pfarrer im Probedienst (Entscndungsdienst) ein \011 Sat7. 1
abweichendes Grundgehalt erhalten,

c) daß sich das Grundgehalt nach einem anderen, höchstens um fünf
Prozentpunkte abweichenden Bemessungssatz als nach Satz 1
bern i l'it, soweit es das \"erglcichsgrundgehal t nicht übersteigt.

(3) ,Das Grundgehalt wird nach Stufen bemessen. pas Aufsteigen
in den Stufen bestimmt sich nach dem Besoldungsdienstalter. 

3
Das

Grundgehalt steigt bis zur fünften Stufe im Abstand von zwei Jah­
ren, bis zur neunten Stufe im Abstand von drei Jahren und darüber
hinaus im Abstand von vier Jahren.

(4) ,Der Anspruch auf das Aufsteigen in den Stufen ruht, solange der
Pfarrer wegen des Verdachts einer Amtspflichtverletzung vorläufig
beurlaubt ist. ,Füh11 ein Disziplinarverfahren zur Entfernung aus dem
Dienst oder e-ndet das Dienstverhältnis durch Entlassen auf Antrag
des Pfarrers oder infolge sttafgerichtlicher Verurteilung, so erlischt
der Anspruch auch für die Zeit des Rubens.

§7
Zulagen 

( 1) ,Der Pfarrer mit einem Grundgehalt entsprechend der Besoldungs­
gruppe A 13 erhält eine ruhegelnltsfähige allgemeine Zulage. deren 
Höhe sich aus der Anlage ergibt. ,Der Pfarrer im Probedienst IEntsen­
dungsdienst) erhält die Zulage nach Satz 1 vom Ersten des Monats 
an. in dem die Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit wirksam wird. 

(2) ,Der Superintendent erhält für die Dauer des Superintendenten­
amtes von der Gliedkirehe eine ruhegehaltsfähige Ephoralzulage in
Höhe des Unterschied.,betragcs zwischen den Endgrundgeh\iltern der
Besoldungsgruppen A 14 und A 15. ,Die Höhe der Ephoralzulage
ergibt sich aus der Anlage.

(3 J ,Einern Pfarrer kann für die Dauer der Wahrnehmung einer Tätig­
keit von besonderer Bedeutung eine ruhegehaltfähige oder nicht 
ruhegehaltföhige Zulage gewährt werden. ,Die Zulage muß n:1ch der 
Ephoralzulagc (Absatz 2) oder nach dem Unterschied zwischen den 
Dienstbezügen des Pfarrers und den Dienstbezügen, die er bei Zu­
ordnung zu einer höheren Besoldungsgruppe erhalten würde. bemes­
sen werden. ,Das gleiche gilt für den Triiger eines leitenden geistli­
chen Amtes. sofern er Inhaber einer Pfarrstelle oder ihm ein Predigt­
auftrag erteilt worden ist. 

4
Das Nähere regelt das gliedkirchliche 

Recht. ;, 

(4) Absatz 3 gilt entsprechend für die Inhaber von Pfarrstellen der
E\:mgelischen Kirche der Union.

(5) § 6 Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.

3. Besold1111gsdienstalter

§ 8

Besoldungsdienstalter im Regelfall 

(]) Das Besoldungsdienstalter beginnt vorbehaltlich der Absätze 2 
und 4 am Er.srcn des '.\lonats, in dem der Pfarrer das 21. Lebensjahr 
vollendet hat. 

(2) ,Der Beginn des Besoldungsdienstalters nach :-\bsatz I wird um
die Hälfte der Zeiten nach Vollendung des 35. Lebensjahres. in de­
nen kein Anspruch auf Besoldung bestand, hinausgeschoben. ,Die
Zeiten werden auf volle Monate ,1bgerundet.

(3) ,zur Besoldung im Sinne von Absatz 2 gehören auch Vikars- und
Anwärterbezüge. 

2
Der Besoldung im Sinne von Absatz 2 stehen Be­

züge aus einer hauptberuflichen Tätigkeit im kirchlichen oder außer­
kirchlichen öffentlichen Dienst sowie bei einem Arbeitgeber. der die
im öffentlichen Dienst geltenden Tarifverträge oder Tarifverträge
wesentlich gleichen Inhalts anwendet, gleich,

(4) Absatz 2 gilt nicht für Zeiten
1. einer Kinderbetreuung bis zu drei Jahren für jedes Kind,
2. einer Freistellung oder Beurlaubung ohne Dienstbezüge und ei­

nes Wartestandes ohne Wartegeld, wenn die zuständige Stelle
schriftlich anerkannt hat, daß die Freistellung oder der Warte­
stand dienstlichen Interessen oder kirchlichen Belangen dient,

3. der Wahrnehmung eines Mandats in einem Gesetzgebungsorgan,
wenn der Pfarrer anstelle der Zahlung einer Versorgungsabfindung
nach den staatlichen Abgeordnetengesetzen beantragt, diese Zeit
als Dienstzeit im Sinne des Besoldungs- und Versorgungsrechts
zu berücksichtigen.
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§9

Festsetzung des Besoldungsdienstalters 

( 1) pas Besoldungsdienstalter ist bei Begründung des Dienstver­
hältnisses und bei Wiederaufnahme des Dienstes nach einer Freistel­
lung durch die kirchliche Aufsichtsbehörde festzusetzen. ,Dem Pfar­
rer sind die Berechnung und Festsetzung schriftlich mitzuteilen.

( 2) Hat der Pfarrer bei seiner erstmaligen Bcrufun.Q in das Pfarrdienst­
verhältnis im Ccltungsbcrcich dieser Verordnung d,1s 35. Lebensjahr
noch nicht vollendet, kann von einer förmlichen Festsetzung des
Besoldungsdienstalters abgesehen werden.

4. Fomilicnzuschlag

§ 10
Grundlage des Familienzuschlages

(1) per Familienzuschlag wird nach der Anlage gewährt. 2Seine
Höhe richtet sich nach der Swfe, die den Familienverhältnissen des 
Pfarrers entspricht.

(2) § 6 Absatz I Satz 2 gilt entsprechend.

§ 11
Stufen des Familienzuschlages 

( 1) Zur Stufe 1 gehören

1. verheiratete Pfarrer,

2. verwitwete Pfarrer.

3. geschiedene Pfarrer. deren Ehe aufgehoben oder für nichtig er­
klärt ist. wenn sie aus der Ehe zum Unterhalt verpflichtet sind.

4. andere Pfarrer, die eine andere Person nicht nur vorübergehend
in ihre Wohnung aufgenommen haben und ihr l.:nterhalt gewäh­
ren, weil sie gesetzlich oder.sittlich dazu verpflichtet sind oder
aus beruflichen oder gesundheitlichen Gründen ihrer Hilfe be­
dürfen. Dies gilt bei gesetzlicher oder sittlicher\'erptlichtung Lllr
Unterhaltsgewährung nicht. wenn für den Lnterhalt der aufge­
nommenen Person Mittel zur Verfügung stehen, die bei einem
Kind einschließlich des gewährten Kindergeldes und des kinder­
bezogenen Teils des Familienzuschlages das Sechsfache des Be­
trages der Stufe 1 übersteigen. Als in die Wohnung aufgenom­
men gilt ein Kind auch dann. wenn der Pfarrer es auf seine Ko­
sten anderweitig untergebracht hat. ohne daü dadurch die häusli­
che Verbindung mit ihm aufgehoben werden soll. Beanspruchen
mehrere nach dieser Vorschrift oder nach vergleichbaren Regel­
ungen für Beamte und Angestellte des kirchlichen oder außer­
kirchlichen öffentlichen Dienstes Anspruchsberechtigte wegen
der Aufnahme einer anderen Person oder mehrerer anderer Per­
sonen in die gemeinsam bewohnte Wohnung einen Familienzu­
schlag der Stufe 1, eine entsprechende Leistung oder einen An­
wärter- oderVikarsverheiratetenzuschlag, so wird der Betrag der
Stufe 1 des Familienzuschlages nach der Zahl der Berechtigten
anteilig gewährt.

(2) 1Zur Stufe 2 und den folgenden Stufen gehören die Pfarrer der
Stufe 1, denen Kindergeld nach dem Einkommensteuergesetz oder
nach dem Bundeskindergeldgesetz zusteht oder ohne Berücksichti­
gung des § 64 oder § 65 des Einkommensteuergesetzes oder des § 3 

oder§ 4 des Bundeskindcrgeldgcsctzes zustehen würde. ,Die Stufe 
richtet sich nach der Anzahl der berücksichtigungsfähige� Kinder. 

(3) Ledige und geschiedene Pfarrer sowie Pfarrer, deren Ehe aufge
hoben oder für nichtig erklärt ist. denen Kindergeld nach dem Ein­
kommensteuergesetz oder nach dem Bundeskindergeldgesetz zusteh
oder ohne Berücksichtigung des § 64 oder § 65 des Einkommensteu­
ergesetzes oder des § 3 oder § 4 des Bundcskindcrgeldgesetzes zu
stehen würde. erhalten zusätzlich zum Crundgehalt den Lntcrschicds­
bctrag zwischen der Stufe I und der Stufe des Familienzuschlages
der der Anzahl der berücksichtigungsfähigen Kinder entspricht. Ab­
satz 5 gilt entsprechend.

( 4) 1Stcht der Ehegatte eines Pfarrers als Pfarrer, Kirchcnbcamtc1
oder privatrechtlich beschäftigter J\litarbeitcr im kirchlichen Dicns1
oder ist er auf Crund einer solchen Tätigkeit nach bcamtcnrcchtli· 
chen Grundsätzen versorgungsberechtigt und stünde ihm ebenfafü 
der Familienzuschlag der Stufe I oder einer der folgenden Stufer 
oder eine entsprechende Leistung in Höhe von mindestens der Hälf­
te des Höchstbetrages der Stufe I des Familienzuschlages zu, so er· 
hiilt der Pfarrer den Betrag der Stufe l des für ihn maBgebender 
Familienzuschlages zur Hälfte: dies gilt auch für die Zeit. für die de, 
Ehegatte Mutterschaftsgeld bezieht. ,§ 4 findet auf den nach Satz 1 
zu zahlenden Betrag keine AnwendÜng, wenn einer der Ehegatten 
vollbeschäftigt oder nach beamtenrechtlichen Grundsätzen versor­
gungsberechtigt ist oder beide Ehegatten mit jeweils mindestens de1 
Hälfte der regelmiil:ligen Arbeitszeit beschäftigt sind. 

,Ist der Ehegatte des Pfarrers im aul3erkirchlichcn öffentlichen Diensl 
(§ 40 Absatz 6 des Bundesbesoldungsgesetzes) beschäftigt oder be­
zieht er auf Grund einer solchen Tätigkeit Versorgungsbezüge nach
beamtenrechtlichen Grundsätzen und steht ihm der Betrag nach Sat2
1 oder eine entsprechende Leistung zu, so entfällt die Zahlung der
Stufe I an den Pfarrer.

(5) ,Stünde neben dem Pfarrer einer anderen Person. die im kirchli­
chen Dienst steht oder auf Grund einer solchen Tätigkeit nach beam­
tenrechtlichen Grundsätzen versorgungsberechtigt ist. der Familien­
zuschlag nach Swfe 2 oder einer der folgenden Stufen zu, so wird
der auf das Kind entfallende Betrag des Familienzuschlages dem
Pfarrer gewährt. wenn und soweit ihm das Kindergeld nach dem Ein­
kommensteuergesetz oder nach dem Bundeskindergeldgesetz gewährt
wird oder ohne Berücksichtigung des § 65 des Einkommensteuerge­
setzes oder des § 4 des Bundeskindergeldgesetzes vorrangig zu ge­
währen wäre: dem Familienzuschlag nach Stufe 2 oder einer der fol­
genden Stufen stehen der Sozialzuschlag für kirchliche Mitarbeiter.
eine sonstige entsprechende Leistung und das J\lutterschaftsgeld
gleich. ,Auf das Kind entfällt der.ienige Betrag, der sich aus de; für
die Anwendung des Einkommensteuergesetzes maßgebenden Rei­
henfolge der Kinder ergibt. 3§ 4 findet auf den nach Satz l zu zahlen­
den Betrag keine Anwendung, wenn einer der Anspruchsberechtig­
ten im Sinne des Satzes 1 vollbeschäftigt oder nach beamtenrechtli­
chen Grundsätzen versorgungsberechtigt ist oder mehrere Anspruchs­
berechtigte mit jeweils mindestens der Hälfte der regelmäßigen Ar­
beitszeit beschäftigt sind.

4Steht neben dem Pfarrer einer anderen Person, die im außer­
kirchlichen öffentlichen Dienst (§ 40 Absatz 6 des Bundesbesol­
dungsgesetzes) beschäftigt oder auf Grund einer solchen Tätigkeit 
nach beamtenrechtlichen Grundsätzen versorgungsberechtigt ist, für 
dasselbe Kind der Familienzuschlag der Stufe 2 oder einer der fol­
genden Stufen zu oder würde er ihr zustehen, so entfällt die Zahlung 
des Familienzuschlages für dieses Kind an den Pfarrer. 5ZurVermei-
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dung einer unhilligcn Härte kann das Klmsistorium ( Landeskirchen­
amt) auf Antrag ehe Berücksichtigung des Kindes zu lassen, wenn 
und solange dem Pfarrer das Sorgerecht für das .Kind allein zusteht, 
er das Kind in seinen Haushalt aufgenommen hat und er das Kinder­
geld für das Kind nach dem Einkommensteuergesetz oder nach dem 
B undeskindergeldgesetz erhält. 

16) ,Die Ahsätzc 1. 4 und 5 finden entsprechende ;\1mendung im
Falle einerTätigkeit des Ehegattcn oder der anderen Person im Dienst
eines sonstigen Dienst- oder Arbeitgebers, der die fi.ir den außer­
kirchlichen öffentlichen Dienst geltenden besoldungsrechtlichen oder
tarifrechtlichen Regelung über Familienzuschläge oder Sozialzu­
schläge oder vergleichbare Regelungen anwendet, wenn der Bund,
ein Land, eine Gemeinde oder andere Körperschaft, ,\nstalt oder Stif­
tung des öffentlichen Rechts oder ein Verband von solchen durch
Zahlung von Beiträgen oder Zuschlissen oder in anderer• Weise be­
teiligt ist. 

2
Soweit sich der Dienst- oder Arbeitsgeber des Ehegatten

oder der anderen Person ohne Einschränkung nach den fi.ir den außer­
kirchlichen öffentlichen Dienst geltenden besoldungsrechtlichen oder
tarifrechtlichen Regelungen über den Familienzu�chlag oder den
Sozialzuschlag richtet, gelten jeweils die Ahsütze 4 und 5 entspre­
chencl. 11st dies nicht der Fall, wird der FamilienLUschlag des Pfar­
rers so berechnet. als wäre der Ehegatte oder die andere Person eben­
falls im kirchlichen Dienst beschäftigt.

1'.nderung des Familienzuschlages 
, Der Familienzuschlag wird vom Ersten des Monats an gezahlt. in 
den das hierfür maßgebende Ereignis fällt. 

2
Er wird nicht mehr ge­

zahlt für den :'vlonat, in dem die Anspruchsvoraussetzungen an kei­
nem Tage vorgelegen haben. pie Sätze 1 und 2 gelten entsprechend 
für die Zahlung von Teilbeträgen der Stufen des Familienzuschlages. 

5. Die11.111vohnu11g 

§ 13
Dienstwohnung 

( I) ,Der Pfarrer erhält von der Anstellungsk:örperschaft in der Regel
eine Dienstwohnung. 

2
Steht neben dem Pfarrer auch sein Ehegatte in

einem Pfarrdienst\erhältnis, erhalten beide gemeinsam nur eine
Dienstwohnung: in besonderen Fällen kann das Konsistorium
(Landeskirchenamt) eine Ausnahme zulassen.

(2) ,Bei Gewährung einer Dienstwohnung wird auf die Dienstbezüge
eine Dienstwohnungsvergiitung angerechnet.

Solange die Dienstwohnung während des Erziehungsurlaubs oder 
einer anderen Beurlaubung oder Freistellung ohne Dienstbezüge dem 
Pfarrer belassen: bleibt, hat er eine Nutzungsentschädigung in Höhe 
der Dienstwohnungsvergütung, höchstens jedoch in Höhe des Miet­
wertes zu entrichten. 

(3) Die Höhe der Dienstwohnungsvergütung und die weiteren
Dienstwohnungsregelungen bestimmt der Rat durch Verordnung.

6. Mutterschutz und Erziehungsurlaub

§ 14
Besoldung während der Mutterschutzfristen 

und des Erziehungsurlaubs 
,Für die Besoldung während der Mutterschutzfristen und des Er-

zichungsurlaubs finden die für die Kirchenbeamtinnen der Glied­
kirchen oder der Ev:rngelischen Kirche der Union jeweils gellenden 
Bestimmungen entsprechend Anwendung. 2Die zugewiesene Dienst­
wohnung bleibt auch während der Mutterschutzfristen belassen. ßatz 
2 gilt entsprechend für die Zeit des Erziehungsurlaubs, solange nicht 
der Verlust der Pfarrstelle eintritt. 

7. Urlauhsgeld und 1·cm1iigcnrn-frksamc Lcislu11grn

§ 15
Urlaubsgeld 

( 1) Der Pfarrer erhält. sofern das gliedkirchliche Recht nichts ande­
res bestimmt, ein Urlaubsgeld.

(2J pas Urlaubsgeld wird gezahlt, wenn der Pfarrer 

1. am 1. Juli in einem Pfarrdienstverhältnis oder im pfarramtlichen
Probedienst (Entsendungsdienst) in der Gliedkirche steht und

.., seit dem 1. Januar ununterbrochen bcruilich im kirchlichen oder 
außerkirchlichen öffentlichen Dienst beschäftigt war und 

,. mindestens für einen Teil des Monats Juli Anspruch :mf Bezüge 
hat. 

,Das Urlaubsgeld wird auch dann gewährt. wenn der Pfarrer für den 
gesamten Monat Juli wegen Erziehungsurlaubs freigestellt worden 
ist. ,Auf die Wartezeit nach Nr. 2 "ird die Zeit eines E1 zit'lrnngs­
m lauhs angerechnet. 

(3) Das Urlaubsgeld ist mit den laufenden Bezügen für den Ylonat
Juli zu zahlen.

(-1- \ Die lfiihe de, 11rlaubsgeldes bestimmt der Rat. 

§ 16
Vermögenswirksame Leistungen 

per Pfarrer erhält sofern das gliedkirchliche Recht nichts anderes 
bestimmt, vermögenswirksame Leistungen. 2Dic vermögcn,wirksa­
men Leistungen \\ c, den in entsprechender Anwendung der flir die 
Bundesbeamten geltenden Bestimmungen gezahlt. 

8. Relltenversichernngs:::.uschlag

§ 17
Rentenversicherungszuschlag 

per Pfarrer erhält einen Zuschlag in Höhe des Versichertenanteils 
am Pflichtbeitrag zur gesetzlichen Rentenversicherung (Rentenversi­
cherungszuschlag). pas Nähere bestimmt der Rat durch Verordnung. 

Abschnitt 3 
Bezüge der Vikare 

§ 18
Vikarsbezüge 

(1) ,Der Vikar erhält vom Tage der Berufung in das Dienstverhältnis
auf Widerruf an Vikarsbezüge. ,Sie werden von der Gliedkirche ge­
tragen, in deren Vorbereitungsdienst er aufgenommen ist.
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(2) Zu den Vikar.,bczügen gehören:
1. Grundbetrag,
2. Vcrhciratctcnzuschlag,
3. Kinderbetrag,
4. Rentenversicherungszuschlag.

Zu den Vikarsbezügen gehören ferner, soweit das gliedkirchliche 
Recht diese Zahlung vorsieht, 

l. jährliches Urlaubsgeld,
2. vermögenswirksame Leistungen.

(3) Auf den Grundbetrag und den Verheiratetenzuschlag finden, so­
weit in die.,erVerordnung oder durch den Rat nichts anderes bestimmt
ist, die Bestimmungen des Bundesbesoldungsgesetzes über die An­
wärterbezlige sinngem::iß Anwendung.

(4) Steht in den Fällen des § fi2 Absatz 3 des Bundesbesoldungsge­
setzes der Ehegatte in einem Anwärter- oJer Aw,bildungsverhältnis
im außerkirchlichen öffentlichen Dienst, so erhält der Vikar als
Verhciratetenzmchlag den Unterschiedsbetrag z1vischen der Summe,
die ihm und dem Ehegatten bei gleichzeitiger Ausbildung im außer­
kirchlichen öffentlichen Dienst an Verheiratetenzusch!ag zu.,tchen
würde, und dem Verheiratetenzuschlag, der dem Ehegatten zusteht.

(5) Für jedes unterhaltsberechtigende Kind, für das dem Vikar Kin­
dergeld nach dem Einkommensteuergesetz oder nach dem Bundcs­
kindergeldgesetz zusteht oder ohne Berücksichtigung des § 64 oder
§ 65 des Einkommensteuergesetzes oder f 3 oder § 4 des B undcs­
kindergeldgesetzes zustehen würde, wird ein Kinderbetrag gezahlt,
wenn

1. der Ehegatte des Vikars über keine eigenen Bezüge verfügt oder

2. der Vikar unverheiratet ist und von dem anderen Elternteil keine
regclmiißigen Unterhaltsleistungen für sein Kind erhält.

(6) Die Höhe des Grundbetrage_s, des Verheiraretenzuschlages und
des Kinderbetrages ergibt sich aus der Anlage. § 6 Absatz 1 Satz 2
gilt entsprechend.

(7) Auf den Rentenversicherungszuschlag, das Urlaubsgeld und die
vermögenswirksamen Leistungen SO\\ ie Bezüge während der
Mutterschutzfristen und des Erziehungsurlaub finden die für Pfarrer
geltenden Regelungen entsprechende Anwendung.

(8) ,Die Unterhaltsbe1üge werden um die Einkünfte vermindert, die
der Vikar aus einem Dienst nach § 14a Absatz 2 des Pfarrer-Aus­
bildungsgesetzes erhält. ,Insofern findet§ 65 des Bundesbesoldungs­
gesetzes keine Anwendung.

(9) Für die Dauer des Urlaubs nach § 16 Absatz 2 des Pfarrer-Aus­
bildungsgesetzes besteht kein Anspruch auf Unterhaltsbezüge, so­
weit nicht im Einzelfall etwas anderes bestimmt wird.

Abschnitt 4 
Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 19
Abweichende Regelungen 

Der Rat kann auf Antrag einer Gliedkirche für deren Bereich für ei­
nen befristeten Zeitraum durch Beschluß von einzelnen Bestimmun­
gen dieser Verordnung abweichende Regelungen treffen. 

§ 20
Anwendung des staatlichen Besoldungsrechts 

(1 J 
1
Soweit nicht in dieser Verordnung Regelungen getroffen sirn 

oder durch sonstiges kirchliches Recht etwas anderes bestimmt ist 
finden die für die Bundesbeamten geltenden Besoldungsbestim 
mungen entsprechend Anwendung. ßoweit Änderungen der staatli 
chen Bestimmungen kirchlichen Belangen entgegenstehen, kann de 
Rat bestimmen. daß sie vorläufig keine Anwendung finden: inner 
halb eines Jahres seit Veröffentlichung der Änderungen ist endgültii 
zu entscheiden. 

(21 Bei ckrArm endung des :staatlichen Besoldungsrechts ist der kirch 
liehe Dienst wie öffentlicher Dienst zu behandeln. 

(3) 
1
§ 42a des Bundesbesoldungsgesetzes findet keine Anwendung

-� 67 des Bundesbesoldungsgesetzes findet keine Anwendung, so­
weit nicht das gliedkirchliche Recht etwas anderes bestimmt.

§ 21
Kirchlicher Dienst, außerkirchlicher öffenllicher Dienst 

(1) , Kirchlicher Dienst im Sinne dieser Verordnung ist die Tätigkei1
bei
a) kirchlichen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffent­

lichen Rechts innerhalb der Evangelischen Kirche in Deutsch­
land.

b) beim Bund der Evangelischen Kirchen in der Deutschen Demo­
kratischen Republik, seinen Glicdkirchen und gliedkirchlichcn
Zusammenschlüssen,

c) ausfandischen evangelischen Kirchengemeinden. die der Evan­
gelischen Kirche in Deutschland oder einer ihrer Gliedkirchen
angeschlos,en sind,

d) ausEindischen evangelischen Kirchen,

c) evangelischen Kirchengemein,chaften im In- und Ausland.

,Dem kirchlichen Dienst nach Satz 1 kann die Tätigkeit bei einer 
anderen christlichen Kirche im In- und Ausland sowie bei missiona­
ri,chen, diakonischen und sonstigen Werken und Einrichtungen christ­
licher Kirchen ohne Rücksicht auf deren Rechtsform gleichgestellt 
werden. 

(2) 
1 
Außerkirchlicher öffentlicher Dienst im Sinne dieser Verordnung 

ist clieTiitigkeit bei einem öllentlich-rechtlichen Dienstherrn im Sin­
ne von § 29 des Bundesbesoldungsgesetzes. _§ ll Absatz 4 und 5 
bleibt unberührt. 

§ 22
Mitwirkungspflicht 

!Der Pfarrer und der Vikar sind verpflichtet, der zuständigen Stelle
alle Ereignisse, die. sich auf die Zahlung seiner Bezüge auswirken
können, unverzüglich anzuzeigen und auf Verlangen Auskunft zu
erteilen. 2Dazu gehören insbesondere alle Änderungen des Famili­
enstandes und der Verhältnisse, die die Zahlung des Familienzu­
schlages beeinflussen, die Änderung von Wohnsitz und Konten.
3Kommt der Pfarrer oder der Vikar seiner Pflicht gemäß Satz 1 nicht
nach, so können die Bezüge ganz oder teilweise einbehalten werden,
bis die erforderlichen Angaben vorliegen.
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§ 23
Pfarrer im unmittelbaren Dienst der 

Ernngelischen Kirche der Union 
Für Pfarrer. die im unmittelbaren Dienst der Evangelischen Kirche 
der Union stehen. gelten die Bestimmungen dieser Verordnung mit 
der Maßgabe, daß anstelle der Gliedkirche die Evangelische Kirche 
der Union zustündig ist. 

§ 24
Ausführungs- und Durchführungsbestimmungen 

Zur Ausführung dieser Verordnung erforderliche Rechtsvorschriften 
erläßt der Rat, die zur Durchführung notwendigen Verwaltungsvor­
schriften erlassen die Gliedkirchen. 

§ 25
Inkrafttreten 

( l) ,Diese Verordnung tritt für die Evangelische Kirche der Union
am l. April 199] in Kraft.* pur die Glieclkirchen wird sie rnm Rat
in Kraft gesetzt, nachdem diese jewei!:; 1.ugestimmt haben. ,Mit der
Jeweiligen lnkraftsel/ung treten alle entgegenstehenden Besoldungs­
vorschriften außer Kraft.

(2) Für Kinder, die vor dem 1. Januar 1991 geboren wurden. bleibt
abweichend von§ 8 Absatz 4 Nr. 1 die bisherige Regelung in Kraft.

Kirchengesetz über die 
.Versorgung der Pfarrer, Pfarrerinnen, 

Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen 
in der Ernngelischen Kird1e der Union 

!Versorgungsgesetz - VersG)

Vom 16. Juni 1996 
(ABI. EKD 1996. S. 400)�* 

Die Synode der E\:rngelischcn Kirche der Union hat das f,,lgcnde 
Kirc hcngesetz bes chi ossen: 

Inhaltsübersicht 
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Abschnitt I 
Allgemeine Bestimmungen 

§1

Geltungsbereich 
( l) Dieses Kirchengesetz regelt - sofern nicht etwas anderes bestimmt
ist - die Versorgung der Pfarrer, Pfan-erinnen, Kirchenbeamten und
Kirchenbeamtinnen der Evangelischen Kirche der Union, ihrer Glied­
kirchen und deren Kirchengemeinden, Kirchenkreise und Verbände
sowie ihrer Hinterbliebenen (Versorgungsberechtigte).

(2) 
1
Eine Versorgung nach diesem Kirchengesetz kann durch Verein­

barung auch Pfarrern, Pfarrerinnen, Kirchenbeamten und Kirchen­
beamtinnen sowie ihren Hinterbliebenen :zugesichert werden, die im 
Dienst eines kirchlichen Werkes, einer kirchlichen Anstalt oder einer 
kirchlichen Stiftung stehen, auch wenn diese nicht von einer der in 
Absatz 1 genannten Anstellungskörperschaften getragen werden. 
2
Dies setzt die Bereitschaft des Rechtsträgers voraus, für die Dauer 

des Dienstverhältnisses den vorgeschriebenen Versorgungsbeitrag zu 
entrichten. 3Das Nähere bestimmt der Rat.

§2
Arten der Versorgung 

(1) Versorgungsbezüge sind

1. Ruhegehalt,
2. Wartegeld,
3. Übergangsgeld,
4. Hinterbliebenenversorgung,
5. Unterhaltsbeiträge,
6. Unfallfürsorge.

(2) Zur Versorgung gehört ferner der Kindererziehungszuschlag.

§ 2a
Verzicht auf Versorgung 

(1) Versorgungsberechtigte können auf die ihnen zustehende Versor­
gung weder ganz noch teilweise verzichten.

(2) pas gliedkirchliche Recht kann eine von Absatz 1 abweichende
Regelung treffen, nach der Versorgungsberechtigte widerruflich auf
einen Teil der Versorgung verzichten kö_nnen. 2Der Verzicht darf den
angemessenen Lebensunterhalt der Versorgungsberechtigten nicht 
gefährden. 

§3
Anwendung von Bundesrecht 

(1) Die Versorgung der Versorgungsberechtigten im Sinne von §
richtet sich nach den entsprechend anzuwendenden Bestimmungen
des für die Beamten in Bund und Ländern jeweils geltenden
Versorgungsrechts, soweit im folgenden oder durch sonstiges kirch­
liches Recht nichts anderes bestimmt ist..

(2) ,Der Rat kann durch Rechtsverordnung vorläufig die Anwendung
von Vorschriften des für die Beamten in Bund und Ländern jeweils
geltenden Versorgungsrechts ausschließen, wenn dies aufgrund der
besonderen Verhältnisse des kirchlichen Dienstes oder zur Aufrecht­
erhaltung der finanziellen Leistungsfähigkeit erforderlich ist. 

2
Eine

endgültige Entscheidung ist i.nnerhalb eines Jahres nach Veröffentli­
chung der Vorschriften nach Maßgabe der Ordnung der Evangeli­
schen Kirche der Union zu treffen.

(3) 1Bei der Anwendung des staatlichen Rechts ist der kirchlich
Dienst als Dienst bei öffentlich-rechtlichen Dienstherrn oder als öl
fentlicher Dienst anzusehen. 

,Kirchlicher Dienst im Sinne des Kirchengesetzes ist die Tätigkei 
bei 

a) kirchlichen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffent
liehen Rechts innerhalb der Evangelischen Kirche Deutschlanc

b) dem Bund der Evangelischen Kirchen in der Deutschen Demo­
kratischen Republik, seinen Gliedkirchen und gliedkirchlichen
Zusammenschlüssen,

c) ausländischen evangelischen Kirchengemeinden, die der Evan­
gelisch�n Kirche in Deutschland oder einer ihrer Gliedkirchen
angeschlossen sind,

d) ausländischen evangelischen Kirchen,

e) evangelischen Kirchengemeinschaften im In- oder Ausland.

pem kirchlichen Dienst nach Satz 2 steht die Tätigkeit bei eine 
anderen christlichen Kirche im In- und Ausland sowie bei missiona 
rischen, diakonischen und sonstigen Werken und Einrichtungen christ 
licher Kirchen ohne Rücksicht auf deren Rechtsform gleich. 

§4
Ruhegehaltsfähige Dienstzeit 

( 1) luhegehaltfähig ist die Dienstzeit, die der oder die Versorgungs
berechtigte vom Tag der ersten Berufung in ein kirchengesetzlicl
geregeltes öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis an zurückgelegt hat
2
Dies gilt nicht für die Zeit.

1. vor Vollendung des 27. Lebensjahres,
2. einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge,
3. eines schuldhaften Fembleibens vom Dienst unter Verlust der

Dienstbezüge,
4. eines Wartestandes aufgrund Disziplinarurteils,
5. in einem Dienstverhältnis, das durch Entlassung, Ausscheiden

oder Entfernung aus dem Dienst beendet worden ist. 

)m Falle des Satzes 2 Nr. 2 kann die Zeit einer Beurlaubung ohnt 
Dienstbezüge berücksichtigt werden, wenn spätestens bei Beendi 
gung des Urlaubs schriftlich zugestanden ist, daß dieser kirchliche• 
Belangen oder dienstlichen Interessen dient. 

(2\Ruhegehaltfähige Dienstzeiten sind 

1. die Zeit in einem Dienst als Pfarrer, Pfarrerin, Kirchenbeamter
oder Kirchenbeamtin in der Evangelischen Kirche in Deutsch­
land oder einer ihrer Gliedkirchen, iin Bund der Evangelischen
Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik oder einer
seiner Gliedkirchen sowie in einem der gliedkirchlichen Zusam
menschlüsse,

·2. die Zeit eines Wartestandes in der Evangelischen Kirche in
Deutschland oder einer ihrer Gliedkirchen, im Bund der Evange­
lischen Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik odei 
einer seiner Gliedkirchen sowie in einem der gliedkirchlichen 
Zusammenschlüsse, 
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3. die Zeit einer Freistellung zur Wahrnehmung eines anderen kirch­
lichen Dienstes oder von Aufgaben, die im kirchlichen Interesse
liegen.

2Satz I Nr. 2 gilt nicht für einen Wartestand aufgrund eines Diszipli­
narurteils. 

(3) Als ruhegehaltsfähige Dienstzeiten können nach Vollendung des
27. Lebensjahres berücksichtigt werden

1. die in einer anderen als den in Absatz 2 genannten Kirchen oder
kirchlichen Zwecken dienenden Körperschaften oder Einrichtun­
gen verbrachten Zeiten,

2. die im öffentlichen Dienst außerhalb des kirchlichen Bereiches
verbrachten Zeiten,

3. die Zeiten einer hauptberuflichen Beschäftigung, wenn und so­
weit diese Zeiten als förderliche Vortätigkeit für den kirchlichen
Beruf angesehen werden können,

4. bei Pfarrern und Pfarrerinnen die Zeiten einer nichttheologischen
abgeschlossenen beruflichenAusbildung, wenn dieseAusbildung
für die besondere dienstliche Verwendung im Pfarramt notwen­
dig ist,

5. Zeiten in einem Dienstverhältnis, das durch Entlassung, Ausschei-
den oder Entfernung aus dem Dienst beendet worden ist.

(4) Zeiten eines nichtberuflichen Wehrdienstes und einer Kriegsge­
fangenschaft nach Vollendung des 27. Lebensjahres gelten als
ruhegehaltfähige Dienstzeit.

(5) Zeiten einer Teilbeschäftigung sind nur zu dem Teil ruhegehalts­
fähig, der dem Verhältnis der Teilbeschäftigung zur vollen Beschäf­
tigung entspricht.

(6) § 13 Absatz I des Beamtenversorgungsgesetzes findet entspre-
chende Anwendung.

§5
Ruhegehaltfähige Dienstbezüge in besonderen Fällen 

Bei der Anwendung des § 5 Absatz 5 des Beamtenversorgungsgesetzes 
gilt dessen Satz 3 nicht, wenn ein Versorgungsberechtigter oder eine 
Versorgungsberechtigte nicht bis zum Eintritt des Versorgungsfalles 
für einen zeitlich befristeten Dienst ein mit höheren Dienstbezügen 
verbundenes Amt.bekleidet und diese Bezüge mindestens zehn Jahre 
oder, falls die Amtszeit kürzer ist, mindestens eine volle Amtszeit 
ausgeübt hat. 

Abschnitt II 
Ruhegehalt, Wartegeld, Übergangsgeld und Unterhaltsbeiträge 

§ 6
Höhe des Ruhegehaltes 

Das Ruhegehalt betrügt 18.75 vom Hunden der ruhegchultfühigen 
Dienstbezüge und erhöht sich mit jedem nach Yollcnduni,: des 27. 
Lebensjahres zurückgelegten Dienstjahr um 1,875 vom Hunden der 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge, insgesamt jedoch höchstens bis zum 
Erreichen von 75 vom Hundert. 

§7
Wartegeld 

( 1) Der Anspruch auf Wartegeld entsteht, soweit nicht etwas anderes
bestimmt ist, mit dem Beginn des Wartestandes.

(2) pas Wartegeld beträgt 75 vom Hundert der ruhegehaltfähigen
Dienstbezüge; für jedes volle und angefangene Dienstjahr, das dem
Empfänger oder der Empfängerin von Wartegeld an einer ruhegehalt­
fähigen Dienstzeit von 15 Dienstjahren fehlt, wird der Vomhundert­
satz um 2 vom Hundert gekürzt. Für die Berechnung der ruhegehalt­
fähigen Dienstbezüge sind die Verhältnisse im Zeitpunkt der Verset­
zung in den Wartestand maßgebend. ,Das Wartegeld beträgt minde­
stens 50 vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge.

(3) Disziplinarrechtliche Entscheidungen über die Höhe des Warte-
geldes nach einer Amtsenthebung bleiben unberührt.

(4) Scheidet ein Empfänger oder eine Empfängerin von Wartegeld
aus einer vollen Verwendung wieder aus. wird das Wartegeld unter
Berücksichtigung der verlängerten ruhegehaltfähigen Dienstzeit neu
festgesetzt.

§ 8
Erlöschen des Wartegeldes 

Der Anspruch auf Wartegeld erlischt 

1. mit dem Zeitpunkt, in dem wieder einAnspruch auf Dienstbezüge
besteht,

2. mit dem Beginn des Ruhestandes,
3. mit der Beendigung des Dienstverhältnisses.

§ Sa
Übergangsgeld, Unterhaltsbeitrag bei Entlassung 

aus dem Probedienst (Entsendungsdienst) 
(l) pas Übergangsgeld nach§ 47 des Beamtenversorgungsgesetzes
erhält der Pfarrer oder die Pfarrerin im Probedienst (Entsendungs­
dienst), dessen oder deren Dienstverhältnis durch Entlassung been­
det wird. pies gilt nicht bei einer Entlassung gemäß § 21 Absatz 2
Satz l Nr. 2 und § 97 des Pfarrdienstgesetzes.

(2) § 47 Absatz 5 des Beamtenversorgungsgesetzes findet Anwen­
dung, wenn das neue öffentlich-rechtliche Dienstverhältnis oder das
privatrechtliche Arbeitsverhältnis mindestens die Hälfte einer Voll­
beschäftigung umfaßt.

(3) lür die Berechnung des Übergangsgeldes ist als Beschäftigungs­
zeit die Zeit des ununterbrochenen hauptberuflichen Dienstes als Vikar
oder Vikarin und als Pfarrer oder Pfarrerin im Probedienst (Entsen­
dungsdienst) zu berücksichtigen. 

2
Dabei werden Zeiten einer Frei­

stellung nicht angerechnet.

(4) Dem Pfarrer im Probedienst (Entsendungsdienst) kann anstelle
des Cbergangsgeldes ein Cnterhaltsbeitrag nach § 9 Absatz 2 ge­
währt werden, wenn der Probedienst (Entsendungsdienst) länger als
zehn Jahre gedauert hat.

§9
Unterhaltsbeiträge 

(1) Die zuständige Stelle kann dienstunfähigen Pfarrern, Pfarrerin­
nen, Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen auf Probe sowie dienst-



72 Amrsblrn l ldt 7-8/1 'J'l'i 
- ------- -- -- -- -- --

unfähigen Empflingern und Empffogerinnen von AnwiirtcrbeLLigcn 
laufende.jederzeit widerrufliche Unterhaltsbeiträge bis zur Höhe des 
Ruhegehaltes bewilligen. 

(2) \\'ird ein Dienstverlültnis unter Verlust des Anspruches auf Ver­
sorgung beendet, so kann die zuständige Stelle einen laufenden. je­
derzeit widerruflichen Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe von 75 vom
Ilundert auf die Dauer ,011 höch;;tens fünf J;1hren. darüber hinaus bis
zur Höhe von 50 vom Hundert des Ruhegehaltes bewilligen, das im
Zeitpunkt der Beendigung des Dienstverhältnisses erdient gewesen
wäre.

(3) § 22 des Beamtenversorgungsgesetzes bleibt unberührt.

(4) pie zuständige Stelle kann in sonstigen besonderen Ilärtefüllen
laufende, jederzeit widerrufliche Unterhaltsbeiträge gewähren. 2Hin­
sichtlich der Ilöhc der Unterhaltsbeiträge gilt Absatz 2 entsprechend. 

§ 10
Unterhaltsbeiträge in Disziplinarverfahren und 

in Verfahren bei Lehrbeanstandungen 
Die besonderen Bestimmungen über die Bewilligung von Unterhalts­
beiträgen in DisLiplinanerfahrcn Pder in Verfahren bei Lehrbe,111sta11-
dungen bleiben unberührt. 

Abschnitt 111 
Hinterbliebenenversorgung 

§ 11
Unterhaltsbeiträge für Hinterbliebene 

(1) Hinterbliebenen Personen, die nach § 9 laufende Unterhaltsbei­
tdige empfangen haben. kann die zuständige Stelle in entsprechen­
der Anwendung der jeweiligen Bestimmungen eine einmalige Unter­
haltsbeihilfe bis zur Höhe des Sterbegeldes oder laufende, jederzeit
widernifl ichc ll nterhaltsbeiträge bewi 11 igen.

(2) pie zuständige Stelle kann auch nicht waisengeldberechtigten
Kindern von \ erstorbenen Versorgungsberechtigten in besonderen
Ilärtefällen einen laufenden, jederzeit widerruflichen Unterhaltsbei­
trag gewähren. 2§ 12 findet entsprechende Anwendung.

§ 12
Widerruf von Unterhaltsbeiträgen 

Der U ntcrhaltsbcitrag bnn widerrufen werden, wenn der oder die 
Berechtigte aus der Kirche ausgetreten ist oder das Ansehen der Kir­
che erheblich schädigt. 

Abschnitt IV 
Ruhen der Versorgungsbezüge 

§ 13

Ruhen der Wartestandsbezüge 
(1) Die §§ 53, 54 und 55 des Beamtenversorgungsgesetzes gelten
entsprechend für Versorgungsberechtigte im Wartestand.

(2) Beim Zusammentreffen von Wartestandsbezügen mit einem
Erwerbseinkommen aus einer Beschäftigung oder Tätigkeit außer­
halb des öffentlichen oder kirchlichen Dienstes werden die Warte-

standsbezüge nur insoweit guahlt, ab das Einkommen hinter den 
ruhegehaltfahigen Dienstbezügen zurückbleibt, aus denen das War­
tegeld berechnet ist. 

i 3) Zu den VersorgungsbeLiigcn im Sinne von � 54 des Beamten­
versorgungsgesetzes gehört auch das \Vartegeld. 

§ 14

Zusamme11ireffen von kirchlichen Versorgungsbezügen 
mit Abgeordnetenbezügen oder mit Versorgungsbezügen 

aus einer früheren Abgeordnetentätigkeit 
( l) Erhält ein Versorgungsberechtigter oder eine Versorgungsberech­
tigte eine Entsch;idigung aus der Mitgliedschaft im Europiiischen
Parlament. im Deutschen Bundestag oder in einer gesetzgebenden
Körperschaft eines Landes, so ruhen die Versorgungsbezüge nach
diesem Kirchengesetz in Höhe von so vom Hundert. hc>chstcns 50
mm Hundert der Entschädigung aus der Abgeordnetentätigkeit.

12) Erh:ilt ein Vers(>rgungsberechtigter oder eine Versorgungsberech­
tigte Versorgungsbezüge aus der Mitgliedschaft im Eutopäischen
Parlament. im Deutschen Bundestag oder in einer gesetzgebenden
Körperschaft eines Landes. so ruhen die Vcrs(1rgungsbczüge nach
diesem Kirchengesetz in Hühe von 50 vom Ilundert des Betrages.
um den in Summe beider Versorgungsbezüge die ruhegehaltfähigen
Dienstbezüge nach diesem Kirchengesetz übersteigt.

§ 15
Zusammentreffen von Versorgungsbezügen aus früherem 

kirchlichen oder sonstigem öffentlichen Dienst mit 
kirchlichen Versorgungsbezügen 

\ l) Erhalten Versorgungsberechtigte aus einer früheren Verwendung 
im kirchlichen ,oder sonstigen öffentlichen Dienst eine Versorgung. 
ohne daß der frühere Dienstherr die beamtenrechtlichen Vorschriften 
über das Zusammentreffen mehrerer Versorgungsbezlige anwendet, 
so sind daneben die kirchlichen Versorgungsbezüge nach diesem 
Kirchengesetz nur bis zu der in Absatz 2 bezeichneten Höchstgrenze 
HI zahlen. 

(2) ,Als Höchstgrenze gelten:

1. Für Empfänger oder Empfängerinnen von Ruhegehalt oder War­
tegeld die Versorgungsbezüge, die sich unter Berücksichtigung
der gesamten rnhegehaltfähigen Dienstzeit aus den lüiheren
ruhcgchaltfähigen Dienstbezügen ergeben würden. Die höheren
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bestimmen sich nach dem Amt,
in dem der oder die Versorgungsberechtigte im Laufe seiner oder
ihrer gesamten Dienstzeit die höheren ruhegehaltfähigen Dienst­
bezüge erreicht hätte,

2. Für Witwen, Witwer und Waisen mit einer Versorgung aus der
Verwendung des oder der verstorbenen Versorgungsberechtigten
im kirchlichen oder sonstigen öffentlichen Dienst das Witwen-,
Witwer- und Waisengeld, das sich aus den Versorgungsbezügen
nach Nr. 1 ergeben würde,

3. Für Witwen oder Witwer mit einer Versorgung aus eigener Ver­
wendung im kirchlichen oder sonstigen öffentlichen Dienst die
Höchstgrenze nach § 54 Absatz 2 Satz 1 Nr. 3 und Satz 3 des
Beamtenversorgungsgesetzes.
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_Die in Satz 1 Nr. 2 bezeichnete llöchstgrerve erhöht sich um den 
Unterschiedsbetrag nach § 50 Absatz I des Beamtenversorgungs­
gesetzes. 3Ist bei einem an der Ruhensregelung nach Satz I Nr. 1 
oder 2 festgesetzten Versorgungsbezug das Ruhegehalt durch einen 
Versorgungsabschlag gemindert, ist Jas für die Höchstgrenze maß­
gebende Ruhegehalt ebenfalls um einen Versorgungsabschlag gemin­
dert, ist das für die Höchstgrenze maßgebende Ruhegehalt ebenfalls 
um einen Versorgungsabschlag zu mindern. 

(3) Im Falle des Absatzes 2 Nr. 3 ist neben dem Ruhegehalt oder
Wartegeld mindestens ein Betrag in Höhe von 20 vom llundert des
Witwe- oder Witwergeldes zu belassen.

(4) ,Wenn Versorgungsberechtigte bereits einen Anspruch auf \Vit­
wengeld. Witwergcld oder eine ähnliche Versorgung erworben ha­
ben oder erwerben, so erhalten sie daneben das Ruhegehalt oder
Wartegeld zuzüglich des l:nterschiedsbetrages nach § 50 Absatz l
des Beamtenversorgungsgesetzes nur bis zum Erreichen der in § 54
Absatz 2 Satz I Nr. 3 sowie Satz 3 des Beamtenversorgungsgesetzes
bezeichneten Höchstgrenze. ,§ 54 Absatz 4 Satz 2 des Beamten­
versorgungsgesetzes findet entsprechende Anwendung.

Abschnitt V 
Versorgung unter Einbeziehung der 

gesetzlichen Rentenversicherung_ 

§ 16

Rentenversicherungszuschlag 

,Gliedkirchen, die bei sich nicht die Voraussetzungen für die Befrei­
ung der Versorgungsberechtigten von der gesetzlichen Rentenversi­
cherung getroffen haben, gewähren zum Grundgehalt einen Zuschlag 
in Höhe des Versichertenanteils am Pflichtbeitrag zur gesetzlichen 
Rentenversicherung (Rentenversichernngszuschlag). ,Die durch die 
Zahlung des Rentenversicherungszuschlages bedingte steuerliche 
Mehrbelastung bei den Dienstbezügen wird durch die Kirche nach 
Maßgabe der Rentenversicherungszuschlagsverordnung abgegolten. 

§ 17

Rcntenanrtchnung 

( 1) ,Auf die nach den Vorschriften dieses Kirchengesetzes errechne­
ten Versorgungsbezüge werden die Leistungen aus der gesetzlichen
Rentemersicheru11g, die au,schließlich auf Beitragzahlungen der
Kirche beruhen, unbeschadet der Regelung über das Zusammentref­
fen von kirchlichen Versorgungsbezügen mit Renten in voller Höhe
angerechnet. ,Dies gilt auch für Lci,tungen aus Zeiten. die bei der
Festsetzung der Rente berücksichtigt wurden. jedoch keinen eige­
nen Rentenanspruch nach dem Sechsten Buch des Sozialgesetzbuches
(SGB VI) begründen. 

3
Anrechnungsbetrag ist der im Rentenbescheid

oder in der Rentenanpassungsmitteilung ausgewiesene monatliche
Rentenbetrag, nicht aber der Zahlbetrag.

(2) Hat der oder die Versorgungsberechtigte vor der Berufung in ein
kirchengesetzlich geregeltes öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis
weitere rentenrechtliche Zeiten zurückgelegt und ist dadurch die
Wartezeit auch ohne die für die Leistungen nach Absatz l berück­
sichtigten rentenrechtlichen Zeiten erfüllt, so wird der darauf beru­
hende Teil der Rente nach den allgemeinen Bestimmungen angerech­
net.

(3) Zu den Renten aus der gesetlichen Rentenversicherung zählt nicht
der Kinderzuschuß.

(4) Renten, Rentenerhöhungen und Renteminderungcn, die aufs 1587
b des Bürgerlichen Gesetzbuches beruhen. bleiben unberücksichtigt.

(5) ,Ruht eine Hinterbliebenenrente wegen der Höhe des eigenen
Einkommens gemäß � 97 des Sechsten Buches des Sozialgesetz­
buches (SGB V I), so wird die Rente in vollem Umfang, also ohne dje
sich aus der Ruhensregelung ergebende Minderung, angerechnet.
J)ies gilt nicht, wenn die Anrechnung der I linterblicbenenrentc beim
laufenden Bezug nicht möglich ist.

(fiJ Entfällt bei Versorgungsberc,·htigten im Ruhestand, die das fi5. 
Lebensjahr noch nicht. vollendet haben, die Rente wegen Alters des­
halb, weil die rentenversicherungsrechtliche Hinzuverdienstgrenze 
über.s;chritten wird. ruhen die Versorgungsbezüge bis zu der Höhe 
der Rente, die sich nach den Absätzen I bis 3 ergeben würde. 

(7) Die Rentenanrechnung wird nach Anwendung vori Rubens-,
Anrechnungs- und Kürwngsvorschriften dieses Kirchengesetzes und
des Beamtenversorgungsgesetzes durchgeführt.

§ 18

Steuervorteilsausgleich 

per sich bei den Versorgungsbezügen ergebende Vorteil, der auf die 
geringere Besteuerung der Rente aus der gesetzlichen Rentenversi­
cherung zurückzuführen ist, wird pausch:11 abgeschöpft. ,Diese Re­
gelung gilt nicht für den Steuervorteil, der sich aufgrund der Renten­
anrechnung nach den allgemeinen Bestimmungen ergibt. 3Sie gilt 
ferner nicht für das Sterbegeld. ,Das Niihere wird durch die Steuer­
vorteilsausglc ichs verordnung geregelt. 

� 19 

Ausfallgarantie 

(1) Bis zur Anweisung der Leistungen aus der gesetzlichen Renten­
versicherung wird den Versorgungsberechtigten gegen Abtretung des
Nachzahlungsanspruches Vorschuß in Höhe der zu erwartenden
Rentenbezüge gewährt.

(2) Verweigert oder entzieht die gesetzliche Rentenversicherung die
Leistungen oder tritt sonst ein Ausfall der Leistungen aus der gesetz­
lichrn Rentenversicherung ein. so findet � 17 für die Zeit des Lei­
stungsausfalles keine ,\nwendung, wenn der oder die Versorgungs­
berechtigte seine oder ihre Ansprüche insoweit an die Kirche abtritt.

(> 1 llat der oder die Versorgungsberechtigte sich Beiträge zur Ren­
tenversicherung nach dem Recht der gesetzlichen Rentenversiche­
rung erstatten lassen, für die die Kirche die gesamten Beitragslei­
stungen erbracht hat, so wird die Versorgung um den durch die 
Beitragserstattung verminderten Teil der Rente gekürzt. 

§ 20
Mitwirkungspflichten 

per oder die Versorgungsberechtigte ist verpflichtet, alle Vorausset­
zungen für die Zahlung der Versorgungsbezüge herbeizuführen, ins­
besondere die nach den Vorschriften der gesetzlichen Rentenversi­
cherung erforderlichen Anträge zu stellen, Willenserklärungen ab­
zugeben und Nachweise vorzulegen. ,Die Regelaltersrente ist so recht­
zeitig zu beantragen, daß die Rentenzahlung mit Vollendung des 65. 
Lebensjahres des oder der Versorgungsberechtigten erfolgen kann; 
dies gilt sinngemäß bei anderen Altersrenten für den Zeitpunkt des 
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Eintritts in den Ruhestand und bei einer Rente wegen Berufs- oder 
Erwerbsunfähigkeit für den Zeitpunkt des Eintritts der Berufs- oder 
Erwerbsunfähigkeit. 

3
Kommt der oder die Verpflichtete dieser Ver­

pflichtung schuldhaft nicht nach, so hat die Gliedkirche die sich für 
den Fall der rechtzeitigen Erfüllung der Verpflichtung ergebende fik­
tive Rente bei der Festsetzung der Versorgungsbezüge anzurechnen. 
,Die Sätze 1 und 3 gelten entsprechend für Hinterbliebene von Ver­
sorgungsberechtigten bezüglich der Witwen-, Witwer- und Waisen­
rente. 

Abschnit VI 
Anpassung der Versorgungsbezüge, Anwendungsbereich, 

nicht anzuwendende Vorschriften 

§ 21
Anpassung der Versorgungsbezüge 

Werden die Dienstbezüge der Besoldungsberechtigten allgemein er­
höht oder vermindert oder erfolgt eine Erhöhung oder Verminderung 
der Dienstbezüge um feste Beträge, werden die Versorgungssätze von 
demselben Zeitpunkt an entsprechend angepaßt. 

§ 22 
Anwendungsbereich 

( 1) Für die Anwendung des Abschnitts VII des Beamtenversorgungs­
gesetzes steht ein Unterhaltsbeitrag nach den§§ 9 bis 12 dem Ruhe­
gehalt, Witwen-. Witwer- oder Waisengeld gleich.

(2) Bei Versorgungsberechtigten im Wartestand ist für die Anwen­
dung der§§ 17 und 18 des Beamtenversorgungsgesetzes (Bezüge
für den Sterbemonat und Sterbegeld) das Wartegeld maßgebend.

(3) § 57 des Beamtenversorgungsgesetzes gilt entsprechend für Ver­
sorgungsberechtigte im Wartestand.

§ 23
Nicht anzuwendende Vorschriften 

§ 4Absatz 1, § 12b, § 14Absatz 1 Satz I und Absatz 6, § 14a, § 15.
§ 15a, § 26. § 48, § 50 Absatz 4, § 59, § 70 und§ 85 Absätze 1 bis 5,
9 und 10 des Beamtenversorgungsgesetzes finden keine Anwendung.

Abschnitt VII 
Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 24
Behandlung von Renten nach bisherigem Recht 

Bei der Anwendung dieses Kirchengesetzes stehen die Renten, die 
auf der Vereinbarung zur Rentenversorgung vom 28. März 1980 (ABI. 
EKD 1981 Seite 17), in der Fassung des Gesetzes zur Angleichung 
der Bestandsrenten an das Nettoniveau der Bundesrepublik Deutsch­
land und zu weiteren rentenrechtlichen Regelungen - Rentenan­
gleichungsgesetz - vom 28. Juni 1990 (GBI. I Nr. 38 Seite 495) beru­
hen, den nach diesem Kirchengesetz in die Versorgung einbezoge­
nen Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung gleich. 

§ 25
Anwendung bisherigen und neuen Rechts 

für am 1. Januar 1992 vorhandene Versorgungsempfänger 
oder Versorgungsempfängerinnen 

I st der Versorgungsfall vor dem 1. Januar 1992 eingetreten und wür­
de infolge der Neuregelung über die ruhegehaltsfähige Dienstzeit 
eine Verminderung des Vomhundertsatzes der ruhegehaltfähigen 

Dienstbezüge, nach dem sich die Höhe des Ruhegehaltes bemißt, 
eintreten, sind für die Betroffenen die Versorgungsbezüge weiterhin 
nach den nach dem bisherigen Recht bestimmten Vomhundertsätzen 
zu bemessen. 

§ 26
Ruhegehaltssatz für am 31. Dezember 1991 

vorhandene Versorgungsberechtigte_ 
(1) ,Hat das Dienstverhältnis, aus dem der oder die Versorgungsbe­
rechtigte in den Ruhestand tritt, oder ein unmittelbar vorangehendes
anderes öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis bereits am 31. De­
zember 1991 bestanden. bleibt der zu diesem Zeitpunkt erreichte
Ruhegehaltssatz gewahrt. ,Die Berechnung der ruhegehaltfähigen
Dienstzeit und des Ruhegehaltssatzes richtet sich dabei nach dem bis
zum 31. Dezember 1991 geltenden Recht. per sich nach den Sätzen
1 und 2 ergebende Ruhegehaltssatz steigt mit jedem Jahr, das vom 1. 
Januar 1992 an nach dem von diesem Zeitpunkt an geltenden Recht
als ruhegehaltfähige Dienstzeit zurückgelegt wird, um eins von Hun­
dert der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bis zum Höchstsatz von 75
vom Hundert.

(2) ,Erreicht der oder die Versorgungsberechtigte aus einem Dienst­
verhältnis, das bereits vor dem 31. Dezember 1991 bestand oder dem
unmittelbar ein anderes öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis vor­
anging, vor dem 1. Januar 2002 die gesetzliche Altersgrenze, so richtet
sich die Berechnung der ruhegehaltfähigen Dienstzeit und des
Ruhegehaltssatzes nach dem bis zum 31. Dezember 1991 geltenden
Recht. ,Dies gilt entsprechend, wenn der oder die Versorgungsbe­
rechtigte wegen Dienstunfähigkeit oder auf Antrag in den Ruhestand
versetzt wird oder stirbt.

(3) ,Der sich nach Absatz 1 oder 2 ergebende Ruhegehaltssatz wird
der Berechnung des Ruhegehaltes zugrunde gelegt, wenn er höher
ist als der Ruhegehaltssatz, der sich nach diesem Kirchengesetz für
die gesamte ruhegehaltfähige Dienstzeit ergibt. per sich nach Ab­
satz 1 ergebende Ruhegehaltssatz darf den Ruhegehaltssatz, der sich
nach dem bis zum 31. Dezember 1991 geltenden Recht ergäbe, nicht
übersteigen.

( 4) 
1 
Tritt der oder die Versorgungsberechtigte aus einem Dienstver­

hältnis, das am 31. Dezember 1991 bereits bestanden hat, vor Voll­
endung des 65. Lebensjahres in den Ruhestand, ohne daß Dienstun­
fähigkeit vorliegt, so ist die Regelung über die Minderung des Ruhe­
gehalts mit folgender Maßgabe anzuwenden: 

per Vomhundertsatz der Minderung des Ruhegehalts beträgt bei 
Vollendung des 63. Lebensjahres 
vor dem 1. Januar 2002 
nach dem 31. Dezember 2001 
nach dem 31. Dezember 2002 
nach dem 31. Dezember 2003 
nach dem 31. Dezember 2004 
nach dem 31. Dezember 2005 
nach dem 31. Dezember 2006 

0,0 v.H. 
0,6 v.H. 
1.2 v.H. 
1,8 v.H. 
2,4 v.H. 
3,0 v.H. 
3.6 v.H. 

für jedes Jahr bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres. 

(5) Ergibt sich aufgrund der Absätze I und 2 ein höheres Ruhegehalt
als nach neuem Recht, so ist dies auch bei den Höchstgrenzen in den
Fällen des Zusammentreffens von kirchlichen Versorgungsbezügen
mit Versorgungsbezügen aus kirchlichem oder sonstigem öffentli­
chen Dienst oder mit Renten zu berücksichtigen.
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§ 27
Abweichende Regelungen 

Der Rat kann durch Rechtsverordnung auf Antrag einer Gliedkirche 
für deren Bereich für einen befristeten Zeitraum von einzelnen Be­
stimmungen dieses Kirchengesetzes abweichende Regelungen tref­
fen. 

§ 28
Vorläufiger Höchstruhegehaltssatz 

Soweit in diesem Kirchengesetz ein Höchstbetrag von 75 vom Hun­
dert der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bestimmt ist. wird dieser 
bis auf weiteres auf 70 \0111 Hundert begrenzt. 

§ 29

Inkrafttreten 

(1) ,Dieses Kirchengesetz tritt für die Evangelische Kirche der l'ni­
on am 1. Juli 1996 in Kraft.* 

2
Es wird für die Gliedkirchen in Kraft

gesetzt. nachdem diese jeweils zugestimmt h3ben.

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Versorgung der Pfarrer,
Pastorinnen, Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen in der EYan­
gelischen Kirche der Uninn im Bereich Ost und in ihren iistlichen
Gliedkirchen (Kirchliche Versorgungsordnung - EKCJ vom 3. De­
zember 1991 (ABI. EKD 1992 Seite 22) außer Kraft.

Verordnung über die Besoldung der Kirchenbeamten in der 

Evangelischen Kirche der Union 

Kirchcnbeamtcnbesoldungsordnung - KBßesO) 

Vom 31. März 1993 
(ABI. EKD l9lJ3, S, 281 !,:, 

Aufgrund von Artikel 15 Absatz 3 der Ordnung der Evangelischen 
Kirche der Uniun wird folgende \'ernrdnung erlassen: 

§ 1
§ 2

1. 

§ 3
§ 3a
§4

Inhaltsübersicht 

Abschnitt 1 
Allgemeine Vorschriften 

Geltungsbereich 
Träger der Besoldung 

Abschnitt 2 
Besoldung 

Al/gemeine Vorschriften 

Bestandteile der Besoldung 
Verzicht auf Besoldung 
Besoldung während einerTeilbeschäftigung und Freistellung 
aus familiären Gründen 

* Diese Vorschrift bezieht sich auf das Inkrafttreten des Versorgungsgesetzes vom 16, 
Juni l 996. Das Inkrafttreten der Änderungen durch die Verordnung vom 9. September 
1998 ergibt sich aus deren § 5. 

"" zuletzt geändert durch Verordnung vom 9. September 1998 (ABI. EKD 1998, 
S. 448) 

§ Sa

2. 

3. 

§ 8
§ 9

4. 

§ 10
§ 11
� 12

5, 

§ 13
� 14
§ 15

6 

§ l6

7. 

§ 17
§ 18

8. 
§ 19

Zahlung der ße1,iige 
Rentenanrechnung auf Besoldung 

Grundgeholr 

Hohe des Grundgehaltes 
Bemessung des Grundgehaltes 
Bemessung des Grundgeh3Jtes der Lehrenden an 
H<1chschulcn 

B esoldun gsdi enstalte r

Besoldungsdienstalter im Regel f:tll 
Festsetzung des Besoldungsdienstalters 

Zulagen 

Amts- und Stellenzulagen 
Andere Zulagen und Aufwandsentschädigungen 
Au \glcichs7lllagen 

Familienzuschlag 

Anspruch auf den Familienzuschlag 
Stufen des Familienzu.schlages 
Änderung des Familienzuschlages 

M1111crschw; 1111d Er;ich1111gsurlu11b 

Besoldung während der Mutterschutzfrist und des 
Erziehungsurlaubes 

Urluubsgeld und vermögens,rirksame Leistungen 

Urlaubsgeld 
Vermögenswirksame Leistungen 

Gesonderte Genehmigungsregelung 
Rentenversichenmgszuschlag 

9, Anwärterbe;iige 

§20

§ 2 I
§ 22
S 23
§ 24
§ 25
� 26

§ 27
§ 28

Anwärterbeziige 

Abschnitt 3 
Übergangs- und Schluß,orschriften 

Abweichende Regelungen 
Anwendung des staatlichen Besoldungsrechts 
Kirchlicher Dienst, auJkrkirchlicher öffentlicher Dienst 
Mitwirkungspflicht 
Kirchenaufsichtliche Genehmigung 
Kirchenbeamte im unmittelbaren Dienst der Evangdisc·hcn 
Kirche der Union 
Ausführugs- und Durchführungsbestimmungen 

Inkrafttreten 

Abschnitt 1 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1
Geltungsbereich 

Diese Verordnung regelt - sofern nicht etwas anderes bestimmt ist 
die Besoldung der Männer und Frauen, die nach dem Kirchen­
beamtengesetz zur Kirchenbeamtin oder zum Kirchenbeamten beru-· 
fen sind. 
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§2
Träger der Besoldung 

Die Besoldung der Kirchenbeamten wird von der Anstellungs­
körperschaft getragen. 

Abschnitt 2 
• Besoldung •

1. Al/gemeine Vorschriften

§3
Besoldung der Kirchenbeamten 

(1) Zur Besoldung des Kirchenbeamten gehören folgende Dienst­
bezüge:

1. Grundgehalt (§§ 6, 7),
2. Zulagen(§§ 10 bis 12),
3. Familienzuschlag(§§ 13 bis 15),
4. Zuschlag in Höhe des Versichertenanteils am Pflichtbeitrag zur

gesetzlichen Rentenversicherung (Rentenversicherungszuschlag)

(2) Zur Besoldung gehören, sofern das gliedkirchliche Recht nichts
anderes bestimmt, ferner folgende sonstige Bezüge:

1. jährliches Urlaubsgeld(§ 17),
2. vermögenswirksame Leistungen(§ 18),
3. Anwärterbezüge (§ 19a).

§ 3a
Verzicht auf Besoldung 

( 1) Der Kirchenbeamte kann auf die ihm zustehende Besoldung we­
der ganz noch teilweise verzichten.

(2) pas gliedkirchliche Recht kann eine von Absatz 1 abweichende
Regelung treffen, nach der der Kirchenbeamte widerruflich auf ei­
nen Teil der Besoldung verzichten.kann. per Verzicht darf den an­
gemessenen Lebensunterhalt des Kirchenbeamten und seiner Fami­
lie nicht gefährden. 1Der Verzicht hat keine Auswirkung auf die Be­
messung der ruhegehaltfähigen Dienstzeit und der ruhegehaltfähigen
Dienstbezüge.

§4
Besoldung während einer Teilbeschäftigung und 

Freistellung aus familiären Gründen 
(1) Bei Teilbeschäftigung werden die Dienstbezüge im gleichen Ver­
hältnis wie die Arbeitszeit gekürzt.

(2) Für die Zeit. in der ein Kirchenbeamter vom Dienst freigestellt
wird, weil er an der vollen/\usi.ibung seines Dienstes durd1 familiäre
Verhältnisse gehindert ist, wird keine Besoldung gew:ihrt.

§ 5
Zahlung der Bezüge 

( 1) ,Der Kirchenbeamte erhält die Dienstbezüge von dem Tage an,
mit dem seine Berufung wirksam wird. 2 Wird er im Ed!c der Beför­
derung rückwirkend in eine Planstelle eingewiesen, so erhält er die 
Dienstbezüge von dem Tage an, mit dem die Einweisung wirksam 
wird. 

(2) pie Bezüge werden monatlich im voraus gezahlt. 2Werden Be­
züge nach dem Tag der Fälligkeit gezahlt, so besteht kein Anspruch
auf Verzugszinsen. 

(3) Besteht der Anspruch auf Besoldung nicht für einen vollen Ka­
lendermonat, so wird nur der Teil der Bezüge gezahlt, der auf den
Anspruchszeitraum entfällt.

(4) pie Rückforderung zuviel gezahlter Bezüge richtet sich nach
den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches über die Herausga­
be einer ungerechtfertigten Bereicherung, soweit gesetzlich nichts
anderes bestimmt ist. per Kenntnis des Mangels des rechtlichen
Grundes der Zahlung steht es gleich, wenn der Mangel so offen­
sichtlich war, daß der Empfänger ihn hätte erkennen müssen. 3 Von
der Rückforderung kann aus Billigkeitsgründen ganz oder teilweise 
abgesehen werden. 

(5) Zu wenig gezahlte Bezüge sind nachzuzahlen.

§ Sa
Rentenanrechnung auf Besoldung 

1
Auf die Dienstbezüge werden Leistungen aus der gesetzlichen Ren­

tenversicherung, die ausschließlich auf von der Kirche finanzierten 
Beitragszahlungen beruhen, in voller Höhe angerechnet. ,Dies gilt 
auch für Leistungen aus Zeiten, die bei der Festsetzung der Rente 
berücksichtigt wurden, jedoch keinen eigenen Rentenanspruch nach 
dem Sechsten Buch des Sozialgesetzbuches (SGB VI) begründen. 
3
Anrechnungsbetrag ist der im Rentenbescheid oder in der Rentenan­

passungsmitteilung ausgewiesene monatliche Rentenbetrag, nicht 
aber der Zahlbetrag. 

2. Grundgehalt

§6
Höhe des Grundgehaltes 

( 1) Das Grundgehalt des Kirchenbeamten bestimmt sich nach der
Besoldungsgruppe des ihm verliehenen Amtes.

(2) Die Ämter der Kirchenbeamten und ihre Besoldungsgruppen
werden durch eine Dienstlaufbahnordnung, die vom Rat zu erlassen
ist, geregelt.

(3) pie Grundgehaltssätze ergeben sich aus der Anlage. Sie entspre­
chen einem vom Rat jeweils festzusetzenden Vomhundertsatz (Be­
messungssatz) der vergleichbaren Besoldungsgruppen der Bundes­
besoldungsordnung. Pas gliedkirchliche Recht kann bestimmen, daß
sich die Grundgehälter nach einem anderen, höchstens um fünf Pro­
zentpunkte abweichenden Bemessungssatz als nach Satz 2 bemes­
sen. soweit sie das Vergleichsgrundgehalt nicht übersteigen. ,Der Rat
kann die Anlage nach 1\nhiirung des Finanzausschusses und der Glicd­
kirchen durch Bcschlul3 ;indem.

(4) pie dem Kirchenbeamten gewährten Sachbezüge werden mit
einem ihrem wirtschaftlichen Wert angemessenen Betrag auf die
Dienstbezüge angerechnet. 

2
Die Bestimmungen über Dienstwohnun­

gen für Kirchenbeamte bleiben unberührt.

§7
Bemessung des Grundgehaltes 

(1) pas Grundgehalt wird, soweit die Besoldungstabelle nicht feste
Gehälter vorsieht, nach Stufen bemessen. 2Das Grundgehalt steigt
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bis zur fünften Stufe im Abstand nrn zwei Jahren, bis zur neunten 
Stufe im Abstan,l \'Oll drei Jahrc·n und darüber hinaus im Abstand 
\'Oll vier Jahren. 

(2) pas Aufsteigen in den Stufen bestimmt sich nach dem Besol­
dungsdienstalter. .Das gliedkirchliche Recht kann entsprechend den
Regelungen des Bundesbesoldungsgesetzes vorschreiben, daß sich
das Aufsteigen in den Stufen auch nach der Leistung bestimmt. 3Es
wird mindestens das Anfangsgrund:;ehalt der jeweiligen Besoldungs­
gruppe gezahlt.

(3) per Kirchenbeamte verbleibt in seiner bisherigen Stufe, solange
er im Zusammenhang mit der Einleitung oder Durchführung eines
förmlichen Diviplinarverfahrem beurlaubt oder vurL1ut1g des Dien­
stes enthoben 1st. .Führt ein Disz1plrnarverfahre11 zur.�mtsenthebung
oder Entfernung aus dem Dienst oder endet das Dienst\'erhältnis durch
Entlassung auf Antrag des Kirchenbeamten oder infolge einer straf­
gerichtlichen Verurteilung, so erlischt der Anspruch auch für die Zeit
des Rubens; ansonsten regelt sich das Aufsteigen im Zeitraum der
\'Orlüufigen Dienstenthebung nach Absatz 2.

§ 7a
Bemessung des Grundgehaltes der Lehrenden 

an kirchlichen Hochschulen 
( l )  ,Das Grundgehalt der Lehrenden :in kirchlichen Hochschulen mit
einer Besoldung nach der Bundesbesoldungsordnung C wird nach
Stufen be111essen und steigt von zwei zu zwei Jahren bts zum End­
grundgehalt. .Der Tag, von dem für das Aufsteigen in den Stufen
auszugehen is-t, bestimmt sich nach dem Besoldungsdienstalter.

(2) ,Der Anspruch auf das Aufsteigen in den Stufen ruht für die Dau­
er einer vorlüufigen Dienstenthebung .• § 7 Absatz 3 Satz 2 Halbsatz
l gilt entsprechend.

3. Besoldu11gsdienstalter

H 

Besoldungsdienstalter im Regelfall 
( 1) Das BcsolLiung,dienstalter beginnt vorbehaltlich der Abslilze 2
und 4 am Ersten des Monats, in dem der Kirchenbeamte das 21. Le­
bensjahr vollendet hat. 

(2) per Beginn des Besoldungsdienstalters nach Absatz 1 wird um
die Zeiten nach Vnllendung des 31. Lebensjahres, in denen kein An­
spruch auf Besoldung bestand, hinausgeschoben. und zwar um ein
Viertel der Zeit bis zum vollendeten 35. Lebensjahr und um die Hälfte
der weiteren Zeit. ;Bei Kirchenbeamten in Laufbahnen mit einem
Eingangsamt der Besoldungsgruppe A 13 tritt an die Stelle des 31,
das 35. Lebensjahr, bei Professoren mit einer Besoldung nach der
Besoldungsordnung C das 40. Lebensjahr. pie Zeiten werden auf
volle Monate abgerundet

(3) 
1
Zur Besoldung im Sinne von Absatz 2 gehören auch die Vikars­

und Anwärterbezüge. 
2
Kirchlicher Dienst ist auch der Dienst in mis­

sionarischen, diakonischen oder sonstigen kirchlichen Werken und 
Einrichtungen ohne Rücksicht auf deren Rechtsform. 

(4) Absatz 2 gilt nicht für Zeiten
L einer Kinderbetreuung bis zu drei Jahren für jedes Kind,
2, einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge oder eines Wartestandes

ohne Wartegeld. \\t'llll die.;,:ustlindi1=e Stelle schriftlich ctnerkannt 
hat, daß die Frc·istcllung oder der \\'"1nestand dienstlid1en Inter­
essen oder kirchlichen Belangen dient, oder 

3. der Wahrnehn1 ung eines Mandats in einem Gesetzgebungsorgan,
wenn der Kirchenbeamte anstelle der Zahlung einer Versorgungs­
abfindung nach den staatlichen Abgeordnetengesetzen beantragt,
diese Zeit als Dienstzeit im Sinne des Besoldungs- und Versor­
gungsrechts zu berücksichtigen.

§ 9
Festsetzung des Besoldungsdienstalters 

( 1) ,Das Besoldungsdienstalter ist bei der Berufung in das Kirchen­
beamtenverhültnis und bei Wiederaufnahme des Dienstes llctd1 einer
Freistellung durch die kirchliche Auf\1chtsbehürde fesl/usetzen. ,Dem
Kirchenbeamten sind die Berechnung und Festsetzung schriftlich
mitzuteilen.

(2) Hat der Kirchenbeamte bei seiner erstmaligen Berufung in ein
Kirchenbeamtenverh:ilmis im Geltungsbereich dieser Verordnung das
llctch � 8 Absatz 2 mal)gebliche Lebensjahr noch nicht vollendet, kann
\'Oll einer förmlichen Festsetzung des Besoldungsdienstalters abge­
sehen werden.

§ 10
Amts- und Stellenzulagen 

1 1 J ,Amtszulagen sind unwiderruflich und ruhegehaltfühig. 2Sie gel­
ten als Bestandteil des Grundgehaltes. 

(2) ,Stellenzulagen sind widerruflich und werden nur solange ge­
währt, wie der Kirchenbeamte in der mit der Zulage ausgestatteten
Tjtigkeit verwendet\\ ird. ,Sie sind ruhegehaltfähig, sofern dies kir­
chenrechtlich best1mml ist.

(3) ,Amtszulagen und Stellenzulagen werden nach der Anlage oder
nach gliedkirchlichem Recht gewährt. 2§ 6Absatz 4 gilt entsprechend.

§ 11
Aufwandsentschädigungen 

Aufwandsentschädigungen, die nicht gesetzlich geregelt sind, dür­
fen nur mit Genehmigung der obersten Dienstbehörde oder der von 
ihr ermächtigten Stelle und nur insoweit gewährt werden, als der 
Haushaltsplan Mi ttcl dafür zur Verfügung stellt. 

§ 12
Ausgleichszulage 

(1) 1Verringern sich die Dienstbezüge eines Kirchenbeamten, weil

1. er aus dienstlichen Gründen ohne seine Zustimmung versetzt ist
oder

2. er zur Vermeidung der Versetzung in den Ruhestand wegen Dienst­
unfähigkeit anderweitig verwendet wird oder

3. er die vorgeschriebenen besonderen gesundheitlichen Anforde­
rungen, ohne daß er dies zu vertreten hat, nicht mehr erlüllt und
deshalb anderweitig verwendet wird oder

4. sich die Zuordnung zu seiner Besoldungsgruppe nach der Schü­
lerzahl einer Schule richtet und diese Voraussetzung wegen zu­
rückgehender Schülerzahlen nicht mehr erfüllt ist oder

5, er in die nächsthöhere Laufbahn aufgestiegen ist, 
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erhält er eine Ausgleichswlagc 5ie wird in Höhe des Unterschied,­
bctrages 7\\ i ,chen seinenjcwei l igen Dicnstbuiigcn und den Dien q _ 
bczügen gewährt, die ihm in seiner bisherigen Verwendung zuge­
standen hätten: Veränderungen in der besoldungsrechtlichen Bewer­
tung bleiben unberücksichtigt. ,Die Ausgleichszulage ist ruhegehalt­
fähig, soweit sie ruhegehaltfähige Dienstbezüge ausgleicht. ,Die 
Ausgleichszulage wird Kirchenbeamten auf Zeit für die restliche 
AmtsLcit ge\\'lihrt. 

5
Bei jeder Erhöhung der DicnstbeLiige vermin­

dert sich die.:,,usgleichsLulage urn ein Drittel de, [rhöhungsbetragc,, 
soweit sie für Stellenzulagen und für Zuschüsse zum Grundgehalt 
für Professoren an Hochschulen gezahlt wird. 

(2) 
1 
Verringern sich die Dienstbezüge eines Kirchenbeamten aus an­

deren dienstlichen Gründen. erhält er eineAusglcichsLulage. 
2
Sie wird 

in Höhe dc·s Llnterschiedsbetragcs zwischen ,einen neuen Dienst­
bezügen und den DienstbeLiigen gewährt, die ihm in seiner bisheri­
gen Verwendung zuletzt zugestanden haben. ,Absatz I Satz 3 und 4 
gilt entsprechend. 

4
Die Ausgleichszulage verminde11 sich bei jeder 

Erhöhung der Dienstbezüge um die Hälfte des Erhöhungsbetrages, 
,Sie wird nicht gewährt, wenn die Verringerung der Dienstbe1üge
:1uf einer DisLiplinarmaßnahnw in einem diszipli nan-cchtlichen Ver­
fahren beruht. 

0
Der Wegfall einer Stellenzulage wird nicht ausgegli­

chen, wenn der Kirchehbeamte weniger als fünf Jahre zulage­
berechtigend verwendet worden ist. 

(3) Bei der Berufung vorn Kirchenbeamten im Ruhestand zum Dienst
und bei der Überleitung am dem Dienst eines andercn Dienstgeber,
wird dem Kirchenbeamten cnl,prcchend Absat/ 1 eine ruhegehalt­
fähige Ausgleichszulage gew:ihrt. wenn sein neues Grundgehalt nied­
riger ist als das Grundgehalt. nach dem das zuletzt bezogene Ruhe­
gehalt oder die zuletzt bei dem bisherigen Dienstgeber bezogenen
Dienstbezüge bemessen waren,

( 4) ,Oicnstboügc im Sinne die.,erVorschrift sind Cirumlgchalt, Amts­
und Stellenzulagen sowie Zuschüsse LUm Grundgehalt für Professo­
ren an Hochschulen. 

2
Zu den Dienstbezügen rechnen auch Über­

leitungszulagen und Ausgleichszulagen, soweit sie wegen des Weg­
falls oder der Verminderung von Dienstbezügen nach Satz 1 gewährt
werden.

5. Familienzuschlag

§ 13
Grundlage des Familienzuschlages 

( l) 
1 
Der Familienzuschlag wird nach der Anlage ge\,ähn. ,Seine Höhe 

richtet sich nach der Besoldungsgruppe und der Stufe, die den Fami­
licnverhältmsscn des Kirchenbeamten entspricht. 

(2) § 6 Absatz 3 Satz 4 gilt entsprechend.

§ 14
Stufen des Familienzuschlages 

( 1) ,Zur Stufe 1 gehören

1. verheiratete Kirchenbeamte,
2. verwitwete Kirchenbeamte,
3. geschiedene Kirchenbeamte und Kirchenbeamte, deren Ehe auf­

gehoben oder für nichtig erklärt ist, wenn sie aus der Ehe zum
Unterhalt verpflichtet sind,

4. andere Kirchenbeamte, die eine andere Person nicht nur vorüber­
gehend in ihre Wohnung aufgenommen haben und ihr Unterhalt

gewähren. weil sie gesetzlich oder sittlich dazu verpflichtet :,ind 
oder aus beruflichen oder gesundheitlichen Gründen ihrer Hilfe 
bedürfen, Dies gilt bei gesetzlicher oder sittlicher Verpllichtung 
zur Unterhaltsgewährung nicht. wenn für den Unterhalt der auf­
genommenen Person Mittel zur Verfügung stehen. die bei einem 
Kind einschließlich des gewährten Kindergeldes und des kinder­
bezogenen Teils des Familie111uschlages das Sechsfache des Be­
trages der Stufe I übersteigen. Als in die Wohnung aufgenom­
men gilt cm Kind auch dann. wenn der Kirchenbeamte es auf 
seine Kosten anderweitig untergebracht hat, ohne daß dadurch 
die häusliche Verbindung mit ihm aufgehoben werden soll. Be­
anspruchen mehrere nach dieser Vorschrift oder nach vergleich­
baren Regelungen für Pfarrer und Angestellte des kirchlichen oder 
außerkirchlichen öffentlichen DicnstesAnspruch,berechtigtc we­
gen der Aufnahme einer anderen Person oder mehrerer anderer 
Personen in die gemeinsam bewohnte Wohnung einen Familien­
zuschlag der Stufe 1, eine entsprechende Leistung oder einen 
Anwärter- oder Vikarsverheiratetenzuschlag, so wird der Betrag 
der Stufe I des für den Kirchenbeamten maßgebenden Familien­
zuschlages nach der Zahl der Berechtigten anteilig gewährt. 

(2) ,Zur Stufe 2 und den folgenden Stufen gehören die Kirchen­
beamten der Stufe 1, denen Kindergeld nach dem Einkommensteu­
ergesetz oder nach dem Bundeskindergeldgesetz zusteht oder ohne
Berücksichtigung des � 64 oder � 65 des Einkommensteuergesetzes
oder des� 3 oder� 4 des Bundeskimlcrgcldgesctzes ;ustchen wlirde.
_Die Stufe richtd sich nach der :,,r11ahl der berücksichtigungsfahi­
gen Kinder.

(3) ,Ledige und geschiedene Kirchenbeamte sowie Kirchenbeamte,
deren Ehe auf;cchoben oder für nichtig erkliirt ist, denen Kindergeld
nach dem Eink"1nrncnstcuergeset1 oder nach dem Bundcskindergcld­
gcsetz zusteht uder ohne Berücksichtigung des s fr+ oder § 65 des
Einkommensteuergesetzes oder des § 3 oder § -+ des Bundes­
kindergeldgesetzes zustehen würde. erhalten zusätzlich zum Grund­
gehalt den Unterschiedsbetrag zwischen der Stufe I und der Stufe
des Familienzuschlages, der der Annhl der berücksichtigungsföhi­
gen Kinder enhpricht. ,Absat,. 5 gilt entsprechend.

(4) ,Steht der Ehegatte eines Kirchenbeamten als Kirchenbeamter,
Pfarrer oder priYatrechtlich beschäftigter Mitarbeiter im kirchlichen
Dienst oder ist er auf Grund einer solchen Tätigh·it nach beamten­
rechtlichen Grunds'.itzen versorgung,bcrechtigt und ,t[inde ihm eben­
falls der Familien?llschlag der Stufe I oder einer der folgenden Stu­
fen oder eine entsprechende Leistung in Höhe von mindestens der
Hälfte des Höchstbetrages der Stufe l des Familienzuschlages zu, so
erhält der Kirchenbeamte den Betrag der Stufe 1 des für ihn maßge­
benden Familienzuschlages zur Hälfte; dies gilt auch für die Zeit, für
die der Ehegatte Mutterschaftsgeld bezieht. 2§ 4 Absatz 1 findet auf
den nach Satz 1 zu zahlenden Betrag keine Anwendung, wenn einer 
der Ehegatten vollbeschäftigt oder nach beamtenrechtlichen Grund­
sätzen versorgungsberechtigt ist oder beide Ehegatten mit jeweils 
mindestens der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit beschäftigt sind. 
31st der Ehegatte des Kirchenbeamten im außerkirchlichen öffentli­
chen Dienst(§ 40Absatz 6 des Bundesbesoldungsgesetzes) beschäf­
tigt oder bezieht er auf Grund einer solchen Tätigkeit Versorgungs­
bezüge nach beamtenrechtlichen Grundsätzen und steht ihm der Be­
trag nach Satz 1 oder eine entsprechende Leistung zu, so entfällt die 
Zahlung der Stufe 1 an den Kirchenbeamten. 
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(5) 
1
StLinde neben dem Kirchenbeamten einer anderen Person. die 

im kirchlichen Dienst steht oder auf Grund einer solchen Tätigkeit 
nach beamtenrechtlichen Grundsätzen versorgungsberechtigt ist. der 
Familienzuschlag nach Stufe 2 oder einer der folgenden Stufen zu. 
so wird der auf das Kind entfallende Betrag des Familienzuschlages 
dem Kirchenbeamten gewährt, wenn und soweit ihm das Kindergeld 
nach dem Einkommensteuergesetz oder nach dem Bundeskindergeld­
gesell gewährt wird oder ohne Berlicksichtigung des s 65 des Ein­
kommensteuergesetzes oder des § 4 des Bundeskindergeldgesetzes 
vorrangig zu gewähren wäre; dem Familienzuschlag nach Stufe 2 
oder einer der folgenden Stufen stehen der Su1.ialzuschlag für kirch­
liche Mitarbeiter, eine sonstige entsprechende Leistung und das �fot­
terschaftsgeld gleich. 

2
Auf das Kind entfällt derjenige Betrag, der 

sich aus der für die Anwendung de., Einkommcnsteuergeset1.es m;iß­
gebenden Reihenfolge der Kinder ergibt.,§ 4Absatz I findet auf den 
nach Satz i zu zahlenden Betrag keine Anwendung, wenn einer der 
Anspruchsberechtigten irn Sinne dc·s Satzes I vollbeschäftigt oder 
nach beamtenrechtlichen Grundsätzen versorgungsberechtigt ist oder 
mehrere Anspruchsberechtigte mit jeweils mindestens der Hälfte der 
regelmäßigenArbeits1.eit beschäftigt sind. ßteht neben dem Kirchen­
beamten einer anderen Persern, die im außerkirchlichen öffentlichen 
Dienst (§ 40 Absatz 6 des Bundesbesoldungsgesetzes) beschäftigt 
oder auf Grund einer solchen Tätigkeit nach beamtenrechtlichen 
Grundsätzen versorgungsberechtigt 1st, für dasselbe Kind der Fami­
lienzuschlag oder einer höheren Stufe oder der Sozialzuschlag zu 
oder würde er ihr zustehen. so entfällt die Zahlung des Familienzu­
schlages für das Kind an den Kirchenbeamten. 

1
Zur Vermeidung ei­

ner unbilligen Härte kann das Konsistorium (Landeskirchenamt) auf 
Antrag die Berücksichtigung des Kindes zulassen, wenn und solan­
ge eiern Kirchenbeamten das Sorgerecht für das Kind allein zusteht, 
er das Kmd in seinen Haushalt aufgenommen hat und er das Kinder­
geld für das Kind nach dem Einkomm_ensteuergesetz oder nach dem 
Bundcskindergcldgesetz erhält. 

(6) ,Die Absätze L 4 und 5 finden entsprechende Anwendung im
Falle einerTiiti&kcit des Ehegatten oder der anderen Person im Dienst
eines sonstigen Dienst- oder Arbeitgebers, der die für den außer­
kirchlichen öffentlichen Dienst geltenden besoldungsrechtlichen oder 
tJrifrechtlichen Regelungen über Familienzw,chläge oder So1.ia!l'.u
schläge oder vergleichbare Regelungen anwendet, wenn der Bund,
ein Land, eine Gemeinde oder andere Körperschaft, Anstalt oder Stif­
tung des öffentlichen Rechts oder ein Verband von solchen durch
Zahlung von Beiträgen oder Zuschüssen oder in anderer Weise be­
teiligt ist. 

2
Soweit sich der Dienst- oder Arbeitgeber des Ehegatten

oder der anderen Person 0hne Einschränkung nach den für den außer­
kirchlichen öffentlichen Dienst geltt:nden besoldungsrechtlichen oder
tarifrechtlichen Regelungen über den Familienzuschlag oder den
Sozialzuschlag richtet, gelten jeweils die Absätze 4 und 5 entspre­
chend. ist dies nicht der Fall, wird der Familienzuschlag des Kirchen­
beamten so berechnet, als wäre der Ehegatte oder die andere Person
ebenfalls im kirchlichen Dienst beschäftigt

§ 15

Änderung des Familienzuschlages 

per Familienzuschlag wird vom Ersten des Monats an gezahlt, in 
den das hierfür maßgebende Ereignis fällt. 

2
Er wird nicht mehr ge­

zahlt für den Monat, in dem die Anspruchsvoraussetzungen an kei­
nem Tage vorgelegen haben. pie Sätze 1 und 2 gelten entsprechend 
für die Zahlung von Teilbeträgen der Stufen ?es Familienzuschlages. 

6. Muttcrsclwt� und Erzielumgsur/aub

§ 16
Besoldung während der Mutterschutzfrist 

und des Erziehungsurlaubes 
81) Die Kirchenbeamtin erhält während der Mutterschutzfristen die
bisherige Besoldung weiter.

(2) Während des Erziehungsurlaubes besteht kein Anspruch auf
Dienstbezüge.

7. Urlaubsgeld und vermögens,,·irksame Leistungen

§ 17
Urlaubsgeld 

( 1) Der Kirchenbeamte erhält. sofern das gliedkirchliche Recht nichts
anderes bestimmt, ein Urlaubsgeld.

(2) ,Das Urlaubsgeld wird gezahlt, wenn der Kirchenbeamte

1. am 1. Juli in einem Dienstverhältnis als Kirchenbeamter steht und
2. seit dem L Januar ununterbrochen beruflich im kirchlichen oder

außerknchlichen öffentlichen Dienst beschäftigt war und
3. mindestens für einen Teil des Monats Juli Anspruch auf Bezüge

hat.

2
Das Urlaubsgeld wird auch dann gewährt, wenn der Kirchenbeamte 

für den gesamten Monat Juli wegen Erziehungsurlaubs freigestellt 
worden ist. _Auf die \Vartezeit nach Sau 1 Nr. 2 wird die Zeit eines 
Er Liehungsurlaubs angerechnet. 

(3) Das Urlaubsgeld ist mit den laufenden Bezügen für den Monat
J u I i zu zahlen.

( 4) Die Höhe des Urlaubsgeldes bestimmt der Rat.

§ 18
Vermögenswirksame Leistungen 

,Der Kirchenbeamte erhält, sofern das gliedkirchliche Recht nichts 
anderes besümmt, vermögenswirksame Leistungen. ,Die vermögens­
wirksamen Leistungen werden in entsprechenderA11wendunu der für 
die Bundesbeamten geltenden Bestimmungen gezahlt. 

-

8. Gesonderte Genehmigungsregelung

§ 19
Rentenversicherungszuschlag 

per Kirchenbeamte erhält einen Zuschlag in Höhe des Versicherten­
anteils am Pflichtbeitrag zur gesetzlichen Rentenversicherung 
(Rentenversicherungszuschlag). ,Das Nähere bestimmt der Rat durch 
Verordnung. · 

9. Anwärterbezüge

§ 20
Anwärterbezüge 

( 1) 1Kirchenbeamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst (Anwärter)
erhalten Anwärterbezüge in entsprechender Anwendung der für die
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Anwärter des Bundes geltenden Regelungen. ,Dies gilt für die jähr­
liche Sonderzuwendung, das l_:rlaubsgeld und die ,ermögenswirk­
samen Lei,tungen nur, soweit das gliedkirchliche Recht diese Zah­
lungen vorsieht. ,Zu den Anwärterbezügen gehören auch der Kinder­
betrag nach Absatz 3 und der Rentenversicherungszuschlag nach § 
19. 

(2) Steht in Fällen des� 62 J\b.,atl 3 des Bundesbe,oldungsgesetzes
der Ehegatte in einem Anwärter- c,derAusbildungs,c:rhältnis im außer­
kirchlichen öffentlichen Dienst. so erhält der Anwärter als Verheira­
tetenzuschlag den Unterschiedsbetrag zwischen der Summe, die ihm
und dem Ehegatten bei gleichzeitiger Ausbildung im außerkirchlichen
öffentlichen Dienst zustehen würde. und dem Verheiratetenzuschlag,
der dem Ehegatten zusteht.

(3) l'ür jedö unterhaltsberechtJgcnde Kind. für das dem Anwärter
Kindergeld nach dem Einkommensteuergesetz oder nach dem Bun­
deskindergeldgesetz zusteht oder ohne Berücksichtigung des § 64
oder§ 65 des Einkommensteuergesetzes oder§ 3 oder§ 4 des Bundes­
kindergeldgesetzes zustehen würde, wird ein Kinderbetrag gezahlt.
wenn

1. der Ehegatte des Anwärters über keine eigenen Bezüge verfügt
oder

2. der Anwärter unverheiratet ist und von dem anderen Elternteil
keine regelmäßigen Unterhaltsleistungen für sein Kind erhält.

(4) ,Die Hiihe des Anwärtergrundbetrages, des Verheiratetenzu­
schlages und des Kinderbetrages ergibt sich aus der Anlage. 2§ 6 
Absatz 3 Satz 4 gilt entsprechend. 

Abschnitt 3 
Übergangs- und Schlullvorschriften 

§ 21

Abweichende Regelungen 
Der Rat kann auf Antrag einer Gliedkirche für deren Bereich für ei­
nen befristeten Zeitraum durch Beschluß von einzelnen Bestimmun­
gen dieser Vcrc,rdnung abweichende Regelungen treffen. 

§ 22

Anwendung des staatlichen Besoldungsrechts 
(]) !Soweit nicht in dieser Verordnung Regelungen getroffen sind 
oder durch sonstiges kirchliches Recht etwas anderes bestimmt ist. 
finden die flir die Bundesbeamten geltenden Besoldungs­
bestimmungen entsprechend 1\nwendung. ,Soweit Änderungen de1 
staatlichen lleqimmungen kirchlichen Belastungen entgegenstehen. 
kann der Rat bestimmen, daß sie vorläufig keine Anwendung finden; 
innerhalb eines Jahres seit Veröffentlichung der Änderungen ist end­
gültig zu entscheiden. 

(2) Bei der Anwendung de, ,taatlichen Besoldungsrechts ist der kirch­
liche Dienst wie öffentlicher Dienst zu behandeln.

(3) § 42a und§ 67 des Bundesbesoldungsgesetzes finden keine An­
wendung, soweit nicht das gliedkirchliche Recht etwas anderes be­
stimmt.

§ 23
Kirchlicher Dienst, außerkirchlicher öffentlicher Dienst 

( 1) 1 Kirchlicher Dienst im Sinne dieser Verordnung ist die Tätigkeit
bei

a) kirchlichen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffent­
lichen Recht., innerhalb dn Evangelischen Kirche in Deutsch­
land,

b) beim Bund der Evangelischen Kirchen in der Deutschen Demo­
kratischen Republik, seinen Gliedkirchen und gliedkirchlichen
Zusammenschlüssen,

c) ausländischen evangelischen Kirchengemeinden, die der Evan­
gelischen Kirc·h<: in Deutschland c,der einer ihrer Gliedkirchen
angeschlossen .,ind,

dJ ausländischen evangelischen Kirchen, 
e) evangelischen Kirchengemeinschaften im In- und Ausland.

pem kirchlichen Dienst nach Satz I kann die Tätigkeit bei einer 
zmderen christlichcn Kirche im In- und Ausland sowie bei missiona­
rischen, diakonischen und sonstigen\\ erken und Einric htungc:n christ­
licher Kirchen (llrne Rückhalt auf deren Rechtsform gleichgestellt 
werden. 

(2) Außerkirchlicher öffentlicher Dienst im Sinne dieser Verordnung
ist die Tätigkeit bei einem öffentlich-rechtlichen Dienstherrn (� 29
BllesG). § 14 Ab.,atz 4 und 5 bleibt unberührt.

§ 24

Mitwirkungspflicht 
per Kirchenbeamte ist verpflichtet, der zuständigen Stelle alle Er­
eignisse, die sich auf die Zahlung .,einer Bezüge aus\, irkrn können, 
unverzüglich :rn1.u1eigen und auf Ve1 langen Auskunlt zu nteilen. 
,Dazu gehören imbesonders alle Änderungen des Familienstandes 
und der Verhältnisse, die die Zahlung des Familienzuschlages beein­
flussen, die Änderung von Wohnsitz und Konten . .,Kommt der 
Kirchenbeainte seiner Pflicht gemäß Satz 1 nicht nach. so können 
die Bezüge ganz odcr teilweise cinbehalten werden, bis die erforder­
lichen Angaben H1rliegen. 

§ 25

Kirchengemeindebeamte 
, Beschlüsse kirchlicher Körperschaften in Angelegenheiten der 
Kirchengemeindebeamten bedürlcn der Genehmigung der kirchli­
chen Aufsichtsbehörde. 2Die Beschlüsse sind:

1. die Einweisung in einer Planstelle.
2. die Bewilligung von Zulagen.

, GenehmigungS\ c1rbehalte aufgrund anderer Vorschriften bleiben 
unberührt. 

§ 26
Kirchenbeamte im unmittelbaren Dienst der 

Evangelischen Kirche der Union 
(1) Für die Kirchenbeamte, die im unmittelbaren Dienst der Evange­
lischen Kirche der Union stehen, gelten die Bestimmungen dieser
Verordnung mit der Maßgabe, daß anstelle der Gliedkirche die Evan­
gelische Kirche der Union und an die Stelle des Konsistoriums
(Landeskirchenamts) die Kirchenkanzlei tritt zuständig ist.

(2) Kirchliche Aufsichtsbehörde für die im unmittelbaren Dienst der
Evangelischen Kirche der Union stehenden Kirchenbeamten ist die 
Kirchenkanzlei.
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§ 27

Ausführungs- und Durchführungsbestimmungen 
Zur Ausführung dieser Verordnung erforderliche Rechtsvorschriften 
erläßt der Rat, die zur Durchführung notwendigen Verwaltungsvor­
schriften erlassen die Gliedkirchen. 

§ 28

Inkrafttreten 
(1) piese Verordnung tritt für die Evangelische Kirche der Union
am 1. April 1993 in Kraft.* lür die Gliedkirchen wird sie vom Rat
in Kraft gesetzt, nachdem diese jeweils zugestimmt haben. 

3
Mit der

jeweiligen Inkraftsetzung treten alle entgegenstehenden Besoldungs­
vorschriften außer Kraft.

(2) Für Kinder, die vor dem 1. Januar 1991 geboren wurden, bleibt
abweichend von § 8 Absatz 4 Nr. 1 die bisherige Regelung in Kraft.

Nr. 6) Veränderte Durchführungsbestimmung zur Vokations­
ordnung 

Pommersche Evangelische Kirche 
Das Konsistorium 

D 1/2 331-6 - 25/99 

Greifswald, den 13. Juli 1999 

Nachstehend veröffentlichen wir die veränderte Durchführungsbe­
stimmung zur Vokationsordnung vom 15. März 1994. 

Für das Konsistorium 
Almut Klabunde 
Konsistorialrätin 

Durchführungsbestimmung zur Vo!<ationsordnung 
vom 5. März 1994 

vom 1. August 1999 

Zur Durchführung der gemeinsamen Vokationsordnung der Evange­
lisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs und der Pommer­
sehen Evangelischen Kirche vom 5. März 1994 hat das Konsistori­
um der Pommerschen Evangelischen Kirche gemäß § 8 Abs. 1 der 
Vokationsordnung folgende Regelungen beschlossen: 

§ 1
Die Vokation gemäß § 2 Absatz 2 Buchstabe c kann nur erfolgen, 
wenn die Schulaufsichtsbehörde nicht widerspricht. 

§2

(zur § 3 Absatz 1 der Vokationsordnung) 

(1) Die Vokation erfolgt auf Vorschlag des zuständigen Referats des
Konsistoriums. Die Vokation wird zu dem in der, Urkunde bezeich­
neten Zeitpunkt, jedoch frühestens mit der Aushändigung der Ur-

* Diese Vorschrift bezieht sich auf das Inkrafttreten der Kirchenbeamtenbesoldungs­
ordnung vom 31. März 1993. Das Inkrafttreten der späteren Änderungen ergibt sich aus 
der jeweiligen Änderungsregelung. 

kunde wirksam. Der Entscheidung soll die Teilnahme des Antrag­
stellers an einer Vokationstagung vorausgehen. 

(zu § 3 Absatz 2 der Vokationsordnung) 

(2) Der Antragsteller hat einen schriftlichen Nachweis seiner Kirchen­
zugehörigkeit vorzulegen.

(zu § 3 Absatz 3 der Vokationsordnung) 

(3) Der Antragsteller hat neben einem schriftlichen Nachweis seiner
Kirchenzugehörigkeit eine schriftliche Erklärung darüber beizufü­
gen, daß er den Religionsunterricht in Übereinstimmung mit den
Grundsätzen der Landeskirchen erteilen und im Religionsunterricht
nicht für Sonderlehren werben wird.

§ 3
(zu § 4 der Vokationsordnung) 

Die Pommersche Evangelische Kirche erkennt die Vokation aller 
Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland an. 

§4
(zu § 5 der Vokationsordnung) 

(1) Die vorläufige Beauftragung wird durch das zuständige Referat
des Konsistoriums der Pommerschen Evangelischen Kirche erteilt.

(2) Die vorläufige Beauftragung kann nach der ersten Staatsprüfung
für das Fach Religion, dem erfolgreichen Abschluß entsprechender
Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen oder in begründeten Ausnah­
mefällen auch ohne die vorgenannten Voraussetzungen erteilt wer­
den, wenn die Schulaufsichtsbehörde nicht widerspricht. Die Rege­
lungen des § 2 Absatz 3 dieser Durchführungsbestimmung gelten
entsprechend.

(3) Die vorläufige Beauftragung wird in der Regel mit einer Mento­
rierung verbunden.

(4) Die vorläufige Beauftragung endet zu dem in der Beauftragung
genannten Zeitpunkt, durch Abbruch oder mit der Unterbrechung
der Ausbildung.

(5) Sie kann widerrufen werden, wenn die Voraussetzungen nicht
mehr gegeben sind, die zu der Beauftragung führten: insbesondere
bei Austritt aus der Kirche.

§ 5
(zu § 6 Absatz 1 der Vokationsordnung) 

Zu den Gründen, die zum Widerruf der Vokation führen, gehört ins­
besondere der Austritt aus der Kirche. 

§6

(1) Der Widerruf der Vokation oder der vorläufigen Beauftragung
erfolgt durch die Stelle, die die Vokation oder die vorläufige Beauf­
tragung erteilt hat. Vom Widerruf ist die Schulaufsichtsbehörde zu
unterrichten.

(2) Der Bescheid über den Widerruf hat schriftlich mit.Angabe der
Gründe zu erfolgen. Der Bescheid ist mit der Belehrung darüber zu
versehen, daß innerhalb von sechs Wochen nach Zugang des Beschei­
des Beschwerde eingelegt werden kann.
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(3) Über Beschwerden gegen den Widerruf einer \Orltiufigen Beauf­
tragung enhcheidet das Kollegium. Über die Beschwerden gegen den
Widerruf einer Vokation entscheidet der Rechbau,schuß der Pom­
merschen Evangelischen Kirche.

§ 7
Die Durchführungsbestimmung tritt mit dem ! .August 1999 in Kraft. 

Greifswald. den 22. Juni 1999 

(L.S.) 

Das Konsistorium 

Harder 
Konsistorialpräsident 

Nr. 7) Kirchengesetz zur Ordnung der Arbeit mit Kindern 

und Jugendlichen in der Pommerschen Evangelischen Kirche 

Pommersche Evangelische Kirche Greifswald. den 19. Mai 1999 
Das Konsist<,rium 

D I/2 337-2 - 8/99 

Nachstehend veröffentlichen wir das Kirchengesetz zur Ordnung der 
Arbeit mit Kindern und Jugendlichen in der Pommerschen Evange­
lischen Kirche \'om 20. Miiu 1999. 
Mit diesem Kirchengesetz tritt die Ordnung der Jugendarbeit vorn 6. 
November 1988 außer Kraft. 

Für das Konsistorium 
Almut Klabunde 
Konsistorialr!it in 

Kirchengesetz zur Ordnung der Arbeit mit Kindern und 

Jugendlichen in der Pommerschen Evangelischen Kirche 

vom 20. l\lärz 1999 

Präambel 

Die Gemeinde Jcsu Christi lebt \'On der Zuwendung. Annahme und 
Begleitung durch Jesus Christus in Wort und Sakrament. Sie hat als 
generationsübergreifende Lebens- und Lerngemeinschaft die Aufga­
be, diese Zuwendung, Annahme und Begleitung zu verkündigen und 
erfahrbar zu machen. 
An dieser i\ufg:1be ist die Arhcit mit Kindern und Jugendlichen, mit 
Eltern und Familien als Leben,- und Wesens'.iußerung der Kirche 
beteiligt. In ihr werden die Lebenssituationen und Fragen der Kin­
der, Jugendlicher und ihrer Familien aufgenommen und auf das Evan­
gelium bezogen und Lebensmöglichkeiten im Horizont des christli­
chen Glaubens entwickelt und gestaltet. 
Die kirchliche Arbeit mit Kindern und Jugendlichen wirkt darauf 
hin, Kinder, Jugendliche und Familien am Leben und am Auftrag der 
Gemeinde zu beteiligen und tritt für sie in Kirche und Gesells-chaft 
ein. 

§1

Träger der Kinder- und Jugendarbeit 

(1) Träger der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen sind:

a) die Kirchengemeinden, die Kirchengemeindeverbände und die
Kirchenkreise,

b) die Landeskirche durch das Amt für die Arbeit mit Kindern und
Jugendlichen.

(2) Träger der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen sind auch:

Verbände, Vereine. Stiftungen, Dienste und Werke, soweit sie dieAr­
beit mit Kindern und Jugendlichen im Sinne kirchlicher Ordnungen 
ausüben. 

(3) Die Träger der i\rbeit mit Kindern und Jugendlichen der Pom­
merschen Evangelischen Kirche sind anerkannte Träger der freien
Jugendhilfe nach SGB VIII § 75 (3) und nach Artikel 21 des Vertra­
ges zwischen dem Land Mecklenburg - Vorpommern und der Evan­
gelisch-Lutherischen Landeskirche l\lecklenburgs und der Pommer­
sehen Evangelischen Kirche vom 20. Januar 1 ')94.

§ 2
Arbeit mit Kindern und Jugendlieben in den 

Kirchengemeinden 

( 1) Bildungsarbeit. kontinuierliche Begleitung und Unterweisung der
Kinder und Jugendlichen sowie die Begleitung der Eltern und Fami­
lien gehört zu den Aufgaben der Kirchengemeinden ll!1d geschieht in
verschiedenen Formen.

(2) Der Gemeindekirchenrat erstellt gemäß § 2 Absatz I eine Kon­
Leption, die auch personelle und ,achliche VoraussetLungcn der /\r­
bcit enthält. und ,orgt für deren Realisierung.

(3) Zur Wahrnehmung und Begleitung der Arbeit mit Kindern und
Jugendlichen kann der Gemeindekirchenrat gemäß Artikel 70 der
Kirchenordnung der Pommerschen Evangelischen Kirche einen be­
sonderen Ausschuß bilden.

(4) Die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen soll mit den Angeboten
im Bereich des Kirchenkreises abgestimmt werden.

§ 3
Arbeit mit Kindern und Jugendlichen im Kirchenkreis 

11) Durch den Kirchenkreis wird eine Arbeitsstelle für die Arbeit mit
Kindern und Jugendlichen eingerichtet. Sie koordiniert. begleitet und
unterstützt die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen und deren El­
tern und Familien in den Kirchengemeinden und im Kirchenkreis.

12) Die Arbeit,,tclk nimmt die Fachberatung und Fachaufsicht üher
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Arbeit mit Kindern und
Jugendlichen in den Kirchengemeinden wahr.

(3) Die Arbeitsstelle für die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen
arbeitet mit dem Amt für die Arbeit mit Kindern und Jugendlieben
der Landeskirche zusammen. Sie hält Kontakt zu anderen Trägern
der Kinder- und Jugendhilfe.

(4) Die Kreissynode kann einen Ausschuß für die Arbeit mit Kindern
und Jugendlichen bilden. Er berät den Kreiskirchenrat und schlägt
eine Konzeption für die Arbeit mit Kindein und Jugendlichen im
Kirchenkreis einschließlich der damit verbundenen personellen. struk­
turellen und finanziellen Konsequenzen vor.

(5) Näheres über die Arbeitsstelle und den von der Kreissynode zu
bildenden Ausschuß regeln die Ausführungsbestimmungen.
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§ 4
Arbeit mit Kindern und Jugendlichen der Landeskirche 

( 1) Für die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen in der Landeskir­
che wird das Amt für die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen ein­
gerichtet.

(2) Das Amt für die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen ist ein
Werk der Landeskirche nach Artike 1 149 der Kirchenordnung der
Pommerschen Evangelischen Kirche.

(3) Das Amt für die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen in der Lan­
deskirche ist verantwortlich für Begleitung, Anregung und Förde­
rung der kirchlichen Kinder- und Jugendarbeit auf landeskirchlicher
Et,ene. Dies geschieht in enger Zusammenarbeit mit den Arbeitsstel­
len der Kirchenkrei,e.
Es führt in enger Kooperation mit dem Amt für die Arbeit mit Kin­
dern und Jugendlichen in der Evangelisch-Lutherischen Landeskir­
che Mecklenburgs und anderen Trägern der freien Jugendhilfe selbst
Veranstaltungen für Kinder und Jugendliche im gesamten Bereich
der Landeskirche und im Bundesland durch.

(4) Es vertritt - soweit nicht anders geregelt - die Arbeit mit Kindern
und Jugendlichen in Kirche und Gesellschaft, insbesondere gegen­
über den Trägern der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen, bei den
Jugendbehörden des Landes, der Verbandsarbeit auf Landes- und
Bundesebene und bei sonstigen politischen und staatlichen Organi­
s:,tionen und Verblinden.

(5) Das Amt wirkt mit bei der Gewinnung, Beratung, Begleitung und
Fort- und Weiterbildung von haupt-. neben- und ehrenamtlichen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Arbeit mit Kindern und Ju­
gendlichen.

1 h) Das Amt für die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen nimmt die 
Fachberatung und Fachaufsicht über die Mitarbeiterinnen und Mit­
mbeiter in den Arbeitsstellen für die Arbeit mit Kindern lllld Jugend­
lichen der Kirchenkreise wahr. 

(7) Das Amt für die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen gibt der 
Landessynode j:ihrlich einen Bericht über seine Tätigkeit.

(8) Die Landessynode kann einen Ausschuß für die Arbeit mit Kin­
dern und Jugendlichen bilden. Bei der Zusammensetzung sind Ju­
gendliche mit einzubeziehen. Der Ausschuß berät das Konsistorium,
die Kirchenleitung und die Landessynode. Er erarbeitet Grundlinien
für die Arbeit mit Kindern und Jugend! ichen insbesondt>re unter theo­
logischen, pädagogischen und sozialpolitischen Aspekten. Er schlägt
mittel- und langfristige Schwerpunkte vor einschließlich der damit
verbundenen personellen, strukturellen und finanziellen Konsequen­
zen.

(9) Näheres über das Amt für die Arbeit mit Kindern und Jugendli­
chen wird durch Ausführungsbestimmungen geregelt.

§5
Die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen in Verbänden, 

Vereinen, Stiftungen, Diensten und Werken 
(1) Die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen in Verbänden, Verei­
nen, Stiftungen, Diensten und Werken geschieht in deren eigener
Zuständigkeit und Vertretung.
Die Interessenvertretung der Kindertagesstätten in Trägerschaft von
Kirchengemeinden geschieht durch den Fachausschuß des Diakoni­
schen Werkes.

(21 N:iheres regeln die Ausführungsbestimmungen. 

Schlußbestimmungen 

§6
Ausführungsbestimmungen zu dieser Ordnung beschließt die 
Kirchenleitung im Eim·crnehmen mit dem für die Arbeit mit Kin­
dern und Jugendlichen zustiindigen Synodalausschuß und nach An­
hörung der Kirchenkreise. 

§7
(!) Diese Ordnung tritt am 21. März 1999 in Kraft. 

( 2 J Cileichzeitig tritt die Ordnung der Jugendarbeit vorn ö. Novem­
ber 1988 außer Kraft. 

Greifswald, den 20. 'vfärz 1999 

Elke König 
Präses 

(L.S 1 

�r. 8) Vertrag zur Änderung des „Vertrages über die Bildung 
eines gemeinsamen Verwaltungsgerichts" 

Pommersche Evangelische Kirche 
Das Konsistorium 
D II/2 125-4 -11/99 

Greifswald, den 2. Juli 1999 

Die Pommersche E\angelische Kirche. die Evangelische Kirche der 
schlesischen Oberlausitz und die EvangL·lische Kirche der Cnion 
haben zum 1. Juli 1997 ein gemeinsames Verwaltungsgericht gebil­
det. Der abgeschlossene Vertrag wurde im Amtsblatt Nr 7 /8 1997 
veröffentlicht. 
Mit Wirkung vom 1. \fai 1999 ist die Evangelische Landeskirche 
Anhalts diesem Vertrag beigetreten. 

Nach,tehend vcröftcntlichen wir dazu den Vertrag zur Änderung des 
,.Vertrages über die Bildung eines gemeinsamen Verwaltungsgerichts 
vom 23. Juni/ 10. und 18. Juli 1997". 

Harder 
Komistorial präsident 

Die Evangelische Landeskirche Anhalts, 
die Pommersche Evangelische Kirche, 
die Evangelische Kirche der schlesischen Oberlausitz 
und 
die Evangelische Kirche der Union 
schließen den folgenden 

Vertrag zur Änderung des 
„Vertrages über die Bildung eines gemeinsamen 

Verwaltungsgerichts vom 23. Juni/ 10. und 18. Juli 1997" 

§ 1
Im Kopf und in § 1 Absatz I wird die Evangelische Landeskirche 
Anhalts als vertragsschließende Kirche eingefügt. 
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§ 2

( 1) Dieser Vertrag tritt am 1. T\Lti 1999 in Kraft. Er wird in vier Ex­
emplaren am,gcfertigt. Jede I ertragschließende Kirche erhält ein

Exemplar. 

(2) Die Kirchenkanzlei wird ermächtigt, den .. Vertrag über die Bil­
dung eines gemeinsamen Verwaltungsgerichts" in der sich durch die­
sen Vertrag ergebenden Fassung bekannt zu machen.

Für die Evangelische Kirche Anhalts: 

Dessau, den 18. Mai 1999 (L.S.) Philipps 

Für die Pommersche Evangelische Kirche: 
Greifswald. den 26. Mai 1999 (L.S.) Harder 

Für die Evangelische Kirche der schlesischen Oberlausitz: 
Görlitz, den 1-L Juni 1999 (L.S.) Kernpgen 

Für die Evangelische Kirche der Union: 
Berlin, den 21. Juni 1999 (L.S.) Hüffmeier 

B. Hinweise auf staatliche Gesetze und

Verordnungen

C. Personalnachrichten

Berufen: 
Pfarrer Johannes Lehnert mit Wirkung vorn 1. Februar 1999 in die 

Pfarrstelle Damgarten, Kirchenkreis Stralsund. 

Pfarrer Sebastian Sundhaußen mit Wirkung vom 1. Februar 1999 in 
die Pfarrstelle Jarmen II, Kirchenkreis Demmin. 

Pfarrer Michael Mahlburg mit Wirkung vorn 1. !'..lärz 1999 in die 
Pfarrstelle Eixen, Kirchenkreis Stralsund. 

D. Freie Stellen

Der Kirchenkreis Stralsund, einer der vier Kmhcnkrcise in der 
Pornrnersd1en Ev. Kirche, sudit baldmöglichst cinc/n Superinten­
dentin/en. Dienstsitz ist Stralsund. Der/die Superintendent/in bekleidet 

ein Pfarramt. Sie/Er wird auf Vorschlag eines Ausschusses von der 
Kreissynode gewählt und von der Kirchenleitung berufen. Es sollen 
nur Pfarrer/innen berufen werden, die sich im Dienst bewährt haben 

und mindestens zehn Jahre seit der Ordination im Amt stehen. 

Bewerbungen sind zu entrichten an: 

Konsistorium der Pommerschen Ev. Kirche, Bahnhofstraße 35/36. 
17489 Greifswald. 

Auskünfte erteilt Herr Bischof Berger, Bahnhofsstraße 35/36. 
17489 Greifswald, Tel. (0 38 34) 55 47 10. 

Die Bewerbungsfrist endet am 6. September 1999 (Datum des Post­
eingangs). 

Die Pfarrstelle Benz auf Usedom ( 100 '7<,) wird zum 1. Januar 2000 
durch Vorruhe:,taml des derzeitigen Pfarrstclleninhabns frei. Die 
BeseLcung erfolgt durch das Ko11>istorium. 

Der Gemeindekirchenrat würde sich über einen jungen Pastor/eine 
junge Pastorin freuen. der/die bereit ist. auf die bei uns lebenden 
Menschen ( 1 600) Einwohner in neun kleinen Dörfern. davon ca. 

1000 kirchcn1,ugchörig) zuzugehen. mit uns auf dem Lmd zu leben 
und zu arbeiten und dabei das E1 angelium von Jesus Christus glaub­
würdig vertritt. 

Er/sie sollte ein besonderes Interesse an Kinder- und Jugendarbeit 
haben (Kindergarten in Trägerschaft der Kirchengemeinde, Jugend­
Frcizeit-Schcune :rnf dem Pfarrhof. umfangreiche Chri'1rnlchrcarbcit) 

und aufgeschlo,scn für die Begegnung mit Urlaubern und Gästen 

sem. 

Bewerbungen sind an das Konsistorium der Pommerschen Ev. Kir­

che, Bahnhofstraße 35/36, 17489 Greifswald zu richten. 

Auskünfte erteilt die stellvertretcmlc VorsitLende des Gemeindekir­
chenrates, Frau .1\nrut Schumacher. \Vilh.-Böcklcr-Str. �- 17429 flenz. 

Tel.: (03 83 79) 2 03 09. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: 17. September 1999. 

Die Pfarrstelle- der Kirchengemeinde Richtenberg ist im Umfang 

von 75 % wiederzubesetzen. Richtenberg liegt 20 km landeinwärts 
von Stralsund. \Vir wünschen uns eine/n Pfarrer/in. der/die bereit ist, 
mit uns zu leben und in Richtenberg und in sechs Ortschaften das 
Gemeindeleben aktiv zu gestalten. 

Der Gcmcinclc�irchenrat sieht besondere Schwerpunl-;tc in der 

• Kinder-, Konfirmanden- und Jugendarbeit,
• Seelsorge und

• im Besuchsdienst, der gemeinsam wahrgenommen wird.

Der Gemeinck�irchcnrat wird sie/ihn aktiv bei den I ielfaltige pfarr­
amtlichen Aufgaben unterstützen. 

Zur Kirchengemeinde gehören 542 Gemeindeglieder bei einer 
Predigtstelle. Eine geräumige Pfarrwohnung (4 Zimmer. Küche, Bad) 
kann voraussichtlich Ende Oktober 1999 bezogen ,\erden. 
Das Pfarrhaus liegt in landschaftliL·h besonders schöner Umgebung 
und bei der Kird1e oberhalb des \larktplatLes. Die Stadtpfarrkirche 
ist das älteste urkundlich erwähnte Gotteshaus auf dem Rügenschen 

Festland. Grund- und Hauptschule befinden sich am Ort, Realschule 
und Gymnasium im 4 km entfernten Franzburg. 

Die Besetzung erfolgt durch Gemeindewahl. 

Bewerbungen sind an das Konsistorium der Pommerschen Ev. Kir­

che, Bahnhofstraße 35/36, 17489 Greifswald zu richten. 

Weitere Auskünfte erteilen Herr Dr. Fiedler, Küsterstraße 7a, 18461 
Richtenberg (Tel. privat: (03 83 22) 2 96, dienstlich: (03 83 26) 5 95 
06) und Pfarrer Klaus Piehl, Schulstraße 10, 18510 Elmenhorst (Tel.
803 83 27) 2 59).

Ablauf der Bewerbungsfrist: 12. September 1999. 
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Die Evangelische Kirchengemeinde Torgelow sucht LU!Tl 1. Okto­
btr 1999 bLw. wm nJchstmöglichen Tnmin eine/einen 

B-Kirchenmusiker/in (80 %)

Ihr Aufgabenbereich umfaßt: 
• Organistendienst bei Gottesdiem;ten und Amtshandlungen
• Leitung cks Kirchenchores und dö Bläserkreise,
• musikalische Mitarbeit in der Kinderkirche (früher Christen­
lehre)

• Leitung eines Jugend-Gospelchores
• Unterstützung des kirchlichen Kindergartens in musikalischer

Hinsicht
• Durchführung und OrganisatiPn \'l'n KonLertcn

Wir wünschen uns: 
• Freude an der musikalischen Arbeit mit Kindern, Jugendlichen

und Erwachsenen,
• gute Zusammenarbeit mit Mitarbeitenden vor Ort und in der

Region,
• Aufgeschlossenheit für angemösenen Umgang mit ntuern geist­
lichem Liedgut und

• organisatorische Fähigkeiten.

Kirchenmusikalische Kompetenz setzen wir voraus, 

TPrgclow ist eine „Kleinstadt im Aufbruch" im Osten Vorpommerns 
mit ca. 12.000 Eim,ohnern. Crund-. Haupt- und Realschule sowie 
Gymnasium und \1usikschule sind vor Ort. 
Zur Gemeinde zählen etwa 1.500 Gemeindeglieder, darunter viele 
Aussiedler. Unsere Kirche(] 10 Jahre alt) hat einen freundlichen hel­
len Innenraum und eine gute Akustik. Eine Memel-Orgel von 1890 
mit zwei Manualen und 14 Registern in der Kirche. ein Pt>sitiv im 
\lartin-Luther-Haus und ein elektrnnisches Klavier im Gemeinde­
raum stehen für Gottesdienste und für die Probenarbeit zur Verfü­
gung. 
Die Vergütung erfolgt nach KVO. 

Bei der Wohnungssuche sind wir selbstver;tändlich behilflich. 

Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen werden bis Lum 15. Sep­
tember 1999 an Gemeindekirchenrat, z.Hd. Pfarrer Frank Sattler, 
Wdhelmstraße 23, 17358 Torgelow erbeten. 

Auskünfte erteilen: Pfarrehepaar Sattler, Tel. (0 39 76) 20 25 49 und 
Kreiskirchenmusik wart A. Lehnert, Tel. (03 97 71) 2 J-1- 63. 

Die Pfarrstelle des Kirchenkreises Stormarn für See borge in den 
staatlichen Pflegeheimi..Il Jenfeld (Holstenhof) und Wandsbek 
(Marienthal) wird vakant und ist zum 1. August 1999 mit einer Pa­
storin oder einem Pastor oder einem Pastorenehepaar in einem je� 
weils eingeschränkten Dienstverhältnis zu besetzen. Denkbar ist auch 
die Besetzung mit zwei Pastorinnen oder Pastoren in jeweils einge­
schränkten Dienstverhältnissen. 

Der derzeitige Stelleninhaber geht zu diesem Zeitpunkt in den Ruhe­
stand. Die Besetzung erfolgt durch Berufung des Kirchenkreis­
vorstandes für die Zeit von zehn Jahren. 

Die Pfarrstelle ist auf Kirchenkreisebene angesiedelt und wird der 
Ortsgemeinde „Der gute Hirte"/Jenfeld im Bezirk Wandsbek­
Rahlstedt im Kirchenkreis Storman, in deren Bereich das größere 
der beiden Heime liegt, zugeordnet 

Die :-Eihe zur Ortsgemeinde, zum dortigen Kirchenvorstand und zu 
dem durtigen Kollegrn schafft die Vorau"etrnng für eine intt'nsive 
wtch,elseitige Zusammenarbeit zwischen Heimgemeinde und Orts­
gemeinde. In den beiden Heimen leben zusammen etwa 800 \1en­
schen. davon im Holstenhof, mit einer Außenstelle für Alkoholkranke, 
etwa 450, in Marienthal etwa 350. 

Das Aufgabenfeld umfal.lt die seelsorgerlichen und gottesdiemtlichen 
Angebote für die BewPhnerinnen und Bnrnhner, ihre Angehörigen 
und die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Heime. Dazu gehören 
auch die Begleitung Sterbender - einschließlich Beerdigung - und 
die Begleitung Trauernder. 

Es ist wünschenswert. daß Bewerberinnen und Bewerber mit Be­
rufsnfahrung eine Ausbildung in klinischer Seelsorge durchlaufen 
haben oder eine andere entsprechende Scclsorgeausbildung mitbrin­
gen. Bereitschaft zur regelmäßigen Supervision wird vorausgesetzt. 
Außerdem wird die Fähigkeit zur Kooperation mit der Heimleitung, 
der Leitung von „Pflegen und Wohnen" und den übrigen Pflegeheim­
seelsl,rgerinnen und -seelsorgern der Stadt erwartet, ebenso die Of­
frnhtit für den Autbau und die Begleitung einer ehrenamtlichen 
Seelsurgearbeit. 

Bewerbungen mit ausführlichem, handgeschriebenen Lebenslauf sind 
über das Konsistorium der Pommerschen Evangelischen Kirche, 
Bahnhofstraße 35/36. 17489 Greifswald zu richten an den Kirchen­
krtisvorstand des Kirchenkreises Stormarn, Rockendorf 1. 22359 
Hamburg. 

Weitere Unterlagen sind auf Anforderung einzureichen. Auskünfte 
erteilt Pröpstin Grohs. Tel. (0 40) 60 31 43 26. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: 29. Juni 1 CJ9CJ. 

In der :Vlartin-Luther-Kirchengemeinde Iserbrook im Kirchen­

kreis Blankenese ist die 2. Pfarrstelle vakant zum 1. November 1999 
mit einer Pastorin oder einem Pastor in einem eingeschränkten Dienst­
verhtiltnis (50 % ) zu besetzen. Die Besetzung erfolgt durch hischöf­
licht Ernennung. 

Die Kirchengemeinde Iserbrook liegt im Westen Hamburgs. hat ca. 
5200 Gemeindeglieder. eine Kirche und zwei Gemeindezentren. Für 
die zweite Pfarrstelle steht eine Pastorat zur Verfügung. 

Dit' Gemeinde hat eine sehr offene. die Selbstämligkei! und Eigen­
aktivitiit fördernde Atmosphäre. Das rege Gruppenlehen \\ml von 
vielen Ehrenamtlichen mitgetragen. \Vir erwarten eine vertrauens­
volle Zusammenarbeit im Kreis von 12 Mitarbeiterinnen und Mitar­
beitern und Freude an der Gestaltung der Gottesdienste. 

Die Gemeinde hat eine gemischte Bevölkerungsstruktur mit z.T so­
zial schwachen Familien, aber auch einem großen Anteil an Einzel­
hausbebauung. Wir wünschen uns eine Pastorin oder einen Pastor, 
die/der sich auf die Menschen in Iserbrook einläßt. Ihr/ihm stehen 
ein aufgeschlossener und engagierter Kirchenvorstand zur Seite, 

Bewerbungen mit ausführlichem, handgeschriebenen Lebenslauf sind 
über das Konsistorium der Pommerschen Evangelischen Kirche, 
Bahnhofstraße 35/36, 17489 Greifswald zu richten an die Frau 
Bischöfin für den Sprengel Hamburg über die Frau Pröpstin des 
Kirchenkreises Blankenese, Postfach 55 05 44, 22565 Hamburg. 
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\Veitere Unterla�en sind auf Anforderung einzureichen. Auskünfte
erteilen der Vo�sitzende des Kirchemorstandes, Herr Thomas
Beckmann, Tel. (0 40) 8 70 34 2 0, Frau Pastorin Angela Heine, Tel.
(0 40) 8 70 65 25 sowie Frau Pröpstin Malve Lehmann-Stäcker, Tel.
(0 --lU) 86 12 76.

Ablauf der Bewerbungsfrist: 13. Juli 1999.

In der Kirchengemeinde Bergstedt im Kirchenkreis Stormarn -
Bezirk Bramfeld-Volksdorf - wird die 2. Pfarrstelle vakant und ist
zum J. November 1999 mit einem Pastor oder einer Pastorin zu be­
setzen. Die Besetzung erfolgt durch bischöfliche Ernennung.

Wir suchen eine Pastorin/einen Pastor, die/der
• den Gottesdienst in der traditionellen Form I icbt und lebt, aber
zugleich offen ist für neue Formen,

• Lust an der Bibel wie am gesellschaftspolitischen Engagement
hat,

• mit dem Kollegen (55Jahre), dem lebendigen Kirchenvorstand
und der regen Mitarbeitergruppe denkt, plant und handelt und
Gemeinschaft lebt,

• den eigenen Begabungen und Neigungen entsprechend Akzen­
te setzt und die Aktivitäten anderer ermutigt und mitträgt,

• gern Konfirmandenunterricht erteilt und mit den zahlreichen
Jugendgruppenleitern zusammenarbeitet,

• den Besuch bei Alten der Gemeinde pflegt und das Gespräch
mit den jungen Familien sucht und führt,

• mit Freude zahlreiche Taufen und Trauungen durchführt.
• die/der Bestehendes bewJ.hrt und neue Impulse gibt ...

zumindest eine Pastorin/einen Pastor, die/der möglichst viel davon
verwirklichen möchte 1

Bergstedt ist eine Gemeinde am nordöstlichen Stadtrand Hamburgs,
in der etwa 8000 Menschen (ca. 4000 Gemeindeglieder) wohnen um
einen alten Dorfkern herum mit seiner über 800j\ihrigen Kirche. Zu
den Eingesessenen haben sich in den 30er, 40er und 60er Jahren
Menschen in Einzelhäusern und mehreren Genossenschaftssiedlun­
gen gesellt. Sie gehen der Gemeinde ein bürgerliches Gepräge.
Bergstedt ist Zuzugsgebiet, in den kommenden Jahren werden eini­
ge Siedlungsvorhaben realisiert.

Unter alten Linden liegen die Kirche, ein kleineres Gemeindezen­
trum und die beiden Pastorate, der Friedhof schräg gegenüber. Die
Kirchengemeinde unterhält einen Kindergarten mit 1,5 Gruppen.

Eine kleine Zahl von hauptamtlichen ).1itarbeiterinnen und Mitar­
beitern wird unterstützt durch eine ungewöhnlich große Zahl von
Ehrenamtlichen. Schwerpunkte in über 40 Gruppen sind das rege
kirchenmusikalische Leben, Kindergottesdienstgruppe, ehrenamtli­
che Juoendarbeit unter Betreuung eines Diakons (gemeindeüber­
greifend), Konfirmandenreiseteam, Altengruppen sowie_ die Betre�­
ung von Alten und Pflegebedürftigen durch einen diakomschen Kreis
und z.Z. drei Zivis.

Bewerbungen mit ausführlichem, handgeschriebenen Lebenslauf sind
über das Konsistorium der Pommerschen Evangelischen Kirche,
Bahnhofstraße 35/36, 17489 Greifswald zu richten an die Bischöfin
für den Sprengel Hamburg über den Propst des Kirchenkreises
Stormam - Bezirk Bramfeld-Volksdorf - Rockenhof 1, 22359 Ham­
burg.

Weitere Unterlagen sind auf Anforderung einzureichen. Auskünfte
erteilen der Vor:itzende des Kirchenvorstandes, Herr Pastor 'Wolf­
gang Wunnenberg, Bergstedter Kirchenstraße 7, 22395 Hamburg. Tel.
(0 40) 6 04 92 93 (Büro: 6 04 91 56) und der stellvertretende Vorsit­
zende, Herr Volker Wendt. Tel. (0 --lO) 6 04 9,: 88 sowie der Vorsit­
zende des Kirchenkreisvorstandes, Propst Helmer-Chr. Lehmann, Tel.
(0 40) 60 31 43 43.

Ablauf der Bewerbungsrist: 13. Juli 1999

Die Pfarrstelle in der Kirchengemeinde Warlin wird gemäß § 4 Abs.
2 des Pfarrstellenübertragungsgesetzes (Kirchl. Amtsblatt 1997 S.
61) zur Wiederbesetzung durch Wahl des Kirchgemeinderates aus­
geschrieben. Der Dienstumfang in der Kirchengemeinde: beträgt 50
o/o und kann verbunden werden mit einer 50 %-Anstellung in der
Seelsorge im Strafvollzug Neubrandenburg.

Bewerbungen sind über das Konsistorium der Pommerschen Ev. Kir­
che, Bahnhofstraße 35/36, 17489 Greifswald an den Oberkirchenrat,
Postfach 11 10 63, 19010 Schwerin m richten.

Ablauf der Bewerbungsfrist: 15. Juli 1999

In der Versöhnungs-Gemeinde zu Hamburg-Eilbek im Kirchen­

krei� Alt-Hamburg - Bezirk Süd-Ost ist die 2. Pfarrstelle vakant
und zum 1. Januar2000 mit einem Pastor oder einer Pastorin zu
besetzen. Die Besetzung erfolgt durch die Wahl des Kirchenvorstan­
des.

Die Versöhnungskirche hat etwa 3.400 Gemeindeglieder und liegt in
einem reinen Wohngebiet östlich der Außenalster. Wir sind eine akti­
ve Gemeinde, die sich seit ihrer Gründung \Of 75 Jahren auf den
missionarischen Gemeindeau/bau konzentriert.

Wir haben eine große Zahl von ehrenamtlichen Engagierten. die mit
den hauptamtlichen Mitarbeiterinnen und _t-..!itarbcitem vertrauens­
voll zusammenarbeiten und selbständig wichtige Aufgaben in der
Gemeinde wahrnehmen. Schwerpunkte unserer Arbeit sind bisher
die verschiedenen Gotteodienste, die Altenarbeit, die Kinder- und
Familienarbeit, Hauskreise sowie Glaubens- bzw. Alphakurse.

Darüber hinaus besteht guter Kontakt zu den beiden Eilbeker l\:tch­
bargemeinden, der über die bisherige Kooperation im Bereich der
Kirchenmusik und des gemeinsamen Gemeindebriefs hinaus vertieft
werden soll.

Von der neuen Pastorin/ dem neuen Pastor wünschen wir uns:

• christuszentrierte Verkündigung,
• ein Herz für mission·arische Arbeit und Erfahrungen in der
Umsetzung,

• die Fähigkeit und den Willen zum Brückenbauen, d.h. das Alte
zu bewahren und das Neue zu wagen,

• Leitungskompetenz und Teamfähigkeit.

Neben unserer Kirche stehen eine Vielzahl von gemeindeeigenen
Räumen zur Verfügung. Das renovierte Pfarrhaus ist ein neben der
Kirche liegendes Gebäude mit viel persönlicher Atmosphäre und ei­
nem ruhigen Garten direkt am Eilbeker Kanal. Alle Schulen, öffent­
liche Verkehrsmittel und Einkaufsmöglichkeiten sind leicht erreich­
bar.
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Bewerbungen mit ausführlichem handgeschriebenen Lebenslauf sind 
über das Konsistorium der Pommerschen Evangelischen Kirche, 
Bahnhofstraße 35/36, 17489 Greifswald zu richten an den Herrn 
Propst des KirchenkseisesAlt-Hamburg-Bezirk Siid/Ost -, Neue Burg 
1, Postfach 11 12 33, 20412 Hamburg. 

Weitere Unterlagen sind auf Anforderung einwreichen. Auskünfte 
erteilen d.ic Vorsitzende des Kirchcmorstandes, Frau ;.]unika Nchl, 
Tel. (0 40) 20 89 69 und Propst Karl Günther Petters, Tel. (0 40) 36 
89 - 2 72/3. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: 12. August 1999. 

In der Oster-Kirchengemeinde Altona im Kirchenkreis Altona ist 
die 1. Pfarrstelle zum 1. Oktober 1999 mit einem Pastor oder einer 
Pastorin oder einem Pastoren-Ehepaar mit jeweils eingeschränktem 
Dienstverhältnis - 50 %, zu besetzen. Die Besetzung erfolgt durch 
bischöfliche Ernennung. Die 2. Pfarrstelle ist auf Dauer unbesetzt. 

Die üster-Kirchcngerncimk ist eine untypische Innenst,1dtgcmernde 
unweit des Altonaer Bahnhofs. Von den ca. 9.000 Bewohnern des 
Viertels gehören knapp 2.000 zur Gemeinde. Ungefähr 35 % der 
Bewohner sind nicht dcut,;d1er Herkunft: ca. 7", % sind entweder 
moslimisch oder gehören keiner größeren Religionsgemeinschaft an. 
So stellen die Bewohner eine bunte ;.1ischung in religiös-kultureller 
und sozialer Hinsicht dar. Charakteristisch für unseren Stadtteil .sind 
viele Initiativen und Selbsthilfegruppen. 

Die Gemeindearbeit ist stadtteilbezogen. Das Gemeindehaus ist of­
fen fiir alle Bewohner und Gruppen. die 1m Stc1dtteil leben. Zu unse­
rer Gemeinde gehört ein Kindertagesheim mit 72 Plätzen, in deni 
viele nicht-deutsche Kinder aufgenommen sind. Unsere Gemeinde 
ist akti\' in der Flüchtlingsarbeit. 

Wir suchen eine Pastorin oder einen Pastor. die/der bereit ist, ge­
meinsam mit engagierten \litarbeitnn und einem ebensolchen Kir­
chenvorstand die Aufgaben der Gemeinde fo_rtzuführen und neue \Vege 
im gemeindlichen Selbstverständnis und für die Arbeit zu gehen. Wir 
suchen einen her1.lichen :.lenschen. der Lust hat, sich unterschied­
lichsten ."vtenschen zuzuwenden und geistliche Arbeit mit sozialem 
Engagement zu \'erbinden. Kenntnisse und Erfahrungen in der 
Gemeindeleitung sind erforderlich. 

Bewerbungen mit ausführlichem handgeschriebenen Lebenslauf sind 
über das Konsistorium der Pommerschen Evangelischen Kirche, 
Bahnhofstraße J5/36. 17 489 Greifswald zu richten an die Frau 
Bischöfin für den Sprengel Hamburg über den Herrn Propst des 
Kirchenkreises Altona, Eggersallee 3, 22763 Hamburg. 

Weitere Unterlagen sind auf Anforderung einzureichen. Auskünfte 
erteilen die Vorsitzende des Kirchenvorstandes, Frau Hörnicke, Tel. 
(0 40) 39 67 04 und Propst Dr. Gorski, Tel. (0 40) 30 69 72-22. 

Anlauf der Bewerbungsfrist: 12. August 1999. 

In der St. Martins-Kirchengemeinde zu Tellingstedt im Kirchen­

kreis Norderdithmarschen ist die L Pfarrstelle vakant und umge­
hend mit einem Pastor oder einer Pastorin zu besetzen. Die Beset­
wng erfolgt durch bischöfliche Ernennung. 

Die Gemeinde umfaßt ca. 4.800 Ciemcindeglied�r und hat 1,wci Pfarr­
stellen. Zum Bezirk der 1. Pfarrstelle gehören neben einem Teil von 
Tellingstedt die Orte Dellstedt, Süderdorf und Wrohm. 

In Tellingstedt hat die Gemeinde eine schöne Feldsteinkirche aus 
dem 12. Jahrhundert. Kindergarten und Gemeindehaus sowie einen 
kirchlich getragenen Friedhof. In Wrohm gibt es eine kleine moder­
ne Kirche mit Gemeinderaum und einen cv. Kindergarten, in Dellstedt 
ebenfalls einen kirchlichen Kindergarten, 

Zu den Aufgabenfeldern der Gemeinde gehören Gottesdienste in 
unterschiedlicher Form, Amtshandlungen. Konfirmandenunterricht, 
Kinder-, Kindergarten-, Senioren-, Gesprächsgruppen-, Frauen- und 
Öffentlichkcit,arbcit. 

Die Kirchengemeinde befindet sich zur Zeit in einem Gemeinde­
entwicklungsprojekt und erwartet. daß der neue Pastor bzw. die neue 
Pastorin sich in diesen Prozcl:i und die Umsetzung seiner Ergebnisse 
einbringt. \Veiter braucht der Pastor bzw. die Pastorin die Bereitschaft, 
sich auf das Leben und die Fragesteilungen dörflicher Gemeinschaft 
einzulassen. Sie oder er sollte Freude an volkskirchlichcr Arbeit ha­
ben und die Fähigkeit zu kollegialer Zusammenarbeit-mitbringen. 

Ein familien,2ercchtes Pastorat in ruhiger Lage st1eht in Tcllingstcdt 
zur Verfügung. Am Ort gibt es alle wichtigen Einkaufsmöglichkei­
ten, Grund-, Haupt- und Realschule, in der Kreisstadt Heide (] 4 km 
entfernt) zwei Gymnasien. 

Bewerbungen mit ausführlichem, handgeschriebenen Lebenslauf sind 
über das Konsistorium der Pommerschcn Ev. Kirche, Bahnhofstrnße 
35/36, 17489 Greifswald, zu richten an den Herrn Bischof für den 
Sprengel Schleswig, Dr. Hans Christian Knuth, Plessenstr. 5 a, über 
den Herrn Propst .Törn Engler, :.1arkt 27, 25746 Heide. 

Weitere Unterlagen sind auf Anforderung einzureichen. Auskünfte 
erteilen der Vorsitzende des Kirchenvorstandes, Herr Hartmut Meier, 
Tellingstedtcr Str. 27. 2"i782 Wcstcrborstel. Tel. (0 -18 38) 8 49, die 
Pastorin Jutta und Jürgen Jessen-Thiesen, Kirchplatz 22, 25782 
Tellingstedt, Tel. (0 48 38) 3 72 sowie Propst Engler, Tel. (04 81) 68 
91 10. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: 13. September 1999 

Zum baldmöglichen Zeitpunkt ist die Stelle eines Pfarrer oder einer 
Pfarrerin in der Circus- und Schaustclkrseelsorge der EY,rngeli­

schen Kirche in Deutschland zu besetzen. 

Der Arbeitsbereich umfaßt die Südregion mit den Landeskirchen 
Baden, Bayern, Hessen und Nassau, Kurhessen-Waldeck, Pfalz, 
Rheinland und Württemberg. Dienstsitz ist Feuchtwangen in Bay­
ern. Dort steht ein Pfarrhaus zur Verfügung. 

Die Aufgaben liegen in der seelsorgerlichen Betreuung der Circus­
angehörigen, Schausteller und Schaustellerinnen auf ihren Reisen, 
bei Gastspielen in den Städten, auf Volksfesten usw. Der Schwer­
punkt liegt in der Durchführung von Gottesdiensten, Amtshandlun­
gen und in der Einzel- und Familienseelsorge. 

Mit diesem Auftrag ist verbunden die Leitung der Geschäftsstelle 
der Circus- und Schausteilerseelsorge und die Vertretung der Circus­
und Schaustellerseelsorge der EKD insgesamt nach außen. Mit den 
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Seelsorgern der Nord- und Ostregion ist eng zusammenzuarbeiten. 
Weiterhin ist das Schulprojekt für Circuskinder, das in Verbindung 
mit der Ev. Kirche im Rheinland.durchgeführt wird, für einen Über­
gangszeitraum zu begleiten. 

Persönliche Voraussetzungen sind neben allgemeiner Berufserfah­
rung als Pfarrer oder Pfarrerin die Fähigkeit, auf die Lebenssituation 
der „Gemeinde unterwegs" einzugehen und die Bereitschaft, selbst 
unterwegs zu sein. 

Die Übertragung der Aufgabe ist zunächst für 5 Jahre vorgesehen. 
Die Besoldung erfolgt nach den Regelungen der Landeskirche, die 
für den Dienst der Circus- und Schausteilerseelsorge der EKD frei­
stellt. 

Rückfragen sind möglich im Kirchenamt der EKD bei Oberkirchen­
rätin Petra Fichtmüller bzw. Diakon Günter Vogelsang, Tel. (05 11) 
27 96-2 06 bzw. 2 08. 

Ihre Bewerbung mit den üblichen Unterlagen erbitten wir bis zum 
30. September 1999 an die Evangelische Kirche in Deutschland -
Kirchenamt, Herrenhäuser Str. 12, 30419 Hannover.

Das Evangelisch-Lutherische Missionswerk Leipzig e.V. sucht eine 
Pfarrerin/einen Pfarrer zur Leitung des Indien-Referates im Missions­
werk zum baldmöglichsten Termin. 

Arbeitsschwerpunkte sind: 

Pflege der Arbeitsbeziehungen zur Evangelisch-Lutherischen 
Tamil-Kirche (Südindien), zu den mit uns verbundenen Theolo­
gischen Hochschulen und anderen kirchlichen Organisationen in 
Indien, fern er zur Evangelisch-Lutherischen Bethlehemsgemein­
de in Yangon (Burma); 
Bildungsarbeit und Gemeindedienste im Bereich der Trägerkir­
chen (Evang.-Luth. Landeskirche Mecklenburgs, Evang.-Luth. 
Landeskirche Sachsens, Evang.-Luth. Kirche in Thüringen), u.a. 
Vortragstätigkeit, Gottesdienste, Tagungen, Veranstaltungen und 
Begleitung von Frauenkreisen, die mit unserem Werk verbunden 
sind; 

• Leitung und Verwaltung des Referates sowie Zusammenarbeit
mit fachbezogenen Ämtern und Gremien der Trägerkirchen , Be­
reitstellung von Arbeitsmaterialien.

Für die Tätigkeit sind erwünscht: 

gute englische Sprachkenntnisse 
• Erfahrungen in der Gemeindearbeit sowie in den Bereichen Öku­

mene und Entwicklung
Kreativität und Teamfähigkeit

Die Besoldung L'rfolgt in Anlehnung an die in der Evang.-Lulh. Lan­
deskirche Sachsens geltenden Bestimmungen. Der Dienston ist Leip­
zig. Bei der Beschaffung einer Wohnung ist das Werk behilflich. 

Bewerbungen sind bis zum 31. August 1999 zu richten an: 
Evang.-Luth. Missionswerk Leipzig e.V.. Panl-List-Stra1?,e 19, 04103 
Leipzig. 

Auskünfte erteilt der Direktor Pfarrer Peter Große (Te]. ( 03 41) 9 94 
06 22) oder bei Abwesenheit der stellvertretende Direktor Pfarrer 
Klaus Poppitz (Tel. (03 41) 9 94 06 40). 

Arbeitsbeschreibung Indienreferat!LMW 

1. Leitung des Referates

1.1 Referats bezogene Verwaltungsarbeit (Schriftverkehr, Haushalts­
plan und Finanzierungsüberweisungen. Aktenführung, etc.) 

• Schriftverkehr mit den überseeischen Partnern:
- Tamil Evangelical Lutheran Church
- Gurukul Theo!. Col!ege/Madras/Chennai
- Tamil Theologica College, Madurai
- United Theological College, Bangalore
- Henry Martyn Institute of Islamic Studies, Hyderabad
- Kodaikanal International Christian School
- United Evangelical Lutheran Church in lndia
- ln_ter Church Service Association
- Lutheran Bethlehem Church Yangon, Burma/Myanmar

• Regelmäßige Abstimmungen mit den Europäischen Partnern:
- Evangelisch-Luth. Missionswerk Niedersachsen
- Church of Sweden Mission

1.2 Planung und Durchführung von Auslandsdienstreisen zu den 
Partnern in Übersee und in Europa (Indien. Burma, Schweden etc.) 

1.3 Nacharbeiten, z.B. die sich aus einer Reise ergebende Folgear­
beit. 

1.4 Planung, Begleitung und Durchführung bei Besuchen übersee­
ischer Gäste aus dem Arbeitsgebiet, u.a. 

2. Beratung, Begleitung und Vorbereitung von Indienreisenden
(Praktikantinnen, Studentinnen, Studienreisen u.a.) z.B. Vor­
bereitungsseminare, Nacharbeit.

3. Projektbeschreibungen und Spendeneinwerbung, z.B. Missions­
stiftung München etc.

4. Gemeindedienste (ca. 65 % der Arbeitszeit) für: Gruppen und
Gemeinden (inkl. Frauenmissionskreise, Regionalkonferenzen),
Missionswochen, Aktionskreise, u.a.
Auch hier Schriftverkehr, Vor- und Nachbereitungen, z.B. umfassen­
de Vortragstätigkeit bei Seminaren, Urania und Fachtagungen.

5. Planung, Vorbereitung und Teilnahme an eigenen und von ande­
ren veranstalteten Seminaren und Tagungen (inkl. Frauenmission).

6. Beratung, Bereitstellung von Arbeitsmaterialien, inkl. Erstellung
und Versand der „Frauenmissionspost" ( ca. 5 Tage x 4 - 20Arbeitsta­
ge).

7. Redaktion und Vers;111d von Rundhriekn, Fürhittcnbriefrn und
Zeitungsartikeln.

8. Planung, Vorbereitung und Durchführung des· Basartages mit der
B asararbeitsgruppe.

9. Planung (Kontaktaufnahme und Ycrkrn,llungen mit C,emeinden
in Leipzig) und Mitverantwortung des Jahresfestes.

10. Organisation und Durchführung der Vortragsreihe „Weltmission
heute'· (ca. 10 - 11 x jährlich).
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11. Vorbereitung, :--.!itarbeit und \lachbereitung der „Koje Welt­
mission" ah Gemeinschaft.saufgabc de, EMW.

12. Gremienarbeit

12.1 
• \lissionsvorstand (2 x monatlich)
• \lissionsausschul.1 (3 - jährlich)
• andere

12.2 
• \lissionarisch-Ökumenische Konferenz/Evang.-Luth. Landeskirche

\lecklenburgs
• ,\rbeitskreis ,Jndicn"/Goßner Missicin
• EEB Sachsen,,\ K l'raucnmissiomarbcit
• lndienreferententreffen, EMW und VELKD
• Kommission „Frauen in der Mission"/EMW

12.3 
• Europcan Partners Meeting
• lndia Committcc
• Luthcran Mission Coordination/lndia

E. Weitere Hinweise

:\'r. 9) Theologisches Kolloquium zur 50. Wiederkehr der Grün­
dung  des Katechetischen Oberseminars - später Kirchlichen 
Hochschule Naumburg 

Die Kirchenleitung der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz 
Sach,en lädt anEil.\1 ich der SO. Wiederkehr der Gründung des Kate­
chetischen Oberseminars, spfüer Kirchliche Hochschule \laumburg, 
ein zu einem Theologischen Kolloquium: 

Donnerstag, den 16. September 1999 in Naumburg in den Räumen 
der St. Moritz und St. Othmarsgemeinde. 

Kultur und Kirchl' 
10.00 Uhr Eröffnung durch den Bischof 

10.15 Uhr 

12.30 Uhr 

14.00 Uhr 

Hauptvortrag Dozent Dr. Ingo Klaer 
,.Der christliche Beitrag zur Kultivierung des Lebens" 

t\l i ttagessen 

Werstattgespräche in der St. Othmarskirche 

Werkstattgespräch l 
Der Kemberger Altar und seine Neugestaltung 
Bildende Kunst als Träger biblischer Botschaft 
Frau Dr. Seyderhelm, Magdeburg 

Werkstattgespräch 2 
Die !\antaten Bachs „Wachet auf ruft uns die 
Stimme" und „Ach wie flüchtig" 
Musik als Träger biblischer Botschaft 
Herr Dr. Petzold, Leipzig 

Werkstattgespräch 3 
Der Gottesdienst in den Medien 

16.00 Uhr 

le\ OD Uhr 

Kirche und biblische Botschaft in den Medien 
(i'crmehcn) 
Öffcntlichkcitsbcauftragtcr der KPS, Sendebeauftrag­
ter der Evangelischen Kirchen beim MDR und Re­
dakteur des MDR 

Konzert der Kurende der Kirchlichen Hochschule 
Naumburg mit Aufführung der Bachkantaten .. \\'achet 
auf ruft uns die Stimme'· und ,,Ach wie llüchtJg" in 
der St. ;\1oritzkirche 

Segenswort 

Empfang I Begegnungen, GcspriicheJ 

Anschließend Möglichkeit zu Treffen ehern. Studierender der Hoch­
schule bei eigener Organisation. 

;\1agdeburg, den 3. Juni 1999 
P-AE - 3139

Für das Konsistorium 
Lippold 

:\'r. lOJ Luther-Akademie e.V. Ratzeburg 

Über die Religion Schleimaeher und Luther 
Einladung und Programm der Herbsttagung 1999 der Luther-Aka­
demie e.V. Ratzeburg \Un Mittwoch, den fi. Oktober. bis S,11m;tag, 
den 9. Oktober 1 ()C)LJ 1Vortrligc im Rokukosaal des Hcrrcnha11ses, 
Dornhof) 

\littwoch, den 6. Oktober 1999 
10.00 Uhr Gemeinsame Vorstands- und Kuratoriumssitzung der 

Luther-Akademie c.V. Ratzeburg 

nachmittags: Anrci sc der Teilnehmer 

18.30 Uhr 

19.30Uhr 

Abendbrot im CVJM-Heim. Dornhof 36 

· Mitgliederversammlung der Luther-Akademie im
CVJ\1-Heim anschließrnd Complet im Dom

Donnerstag, den 7. Oktober 1999 
ab 7.--1-5 Uhr Morgenkaffee 

8.30 Uhr 

9.15 Uhr 

12.30 Uhr 

15.00 Uhr 

15.30 Uhr 

Mette im Dom 
Ausle[!ung: Pfarrer Josua \'Oll Gottbcrg (Bückeburg) 

Prof. Dr. Theodor J0rgensen 1Kopcnhagen/D:i11emarkJ 
Theologie der Religionen. 
Überlegungen an Hand von Schleiermachers 5. Rede 
über die Religion und Luthers Erklärung zum 1. Ge­
bot im Großen Katechismus 
Anschließend Aussprache 

Mittagessen 

Kaffee trinken 

F0rsteamanuensis Dr. Oddvar Johan Jensen 
(Bergen/Norwegen) Gott und Glaube. 
Das l .  Gebot bei Luther im Vergleich mit 
Schleiermacher 
Anschließend Aussprache 
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18.30 Uhr Abendbrot 

Anschließend geselliger Abend 

22.00 Uhr Complet im Dom 

hl'.itag, den 8. Oktobl'.r 1999 
ab 7.45 Uhr Morgenkaffee 

8.30 Uhr 

l 0.00 Uhr

1 2.30 Uhr 

15.00Uhr 

15.30 Uhr 

18.30 Uhr 

19.30 bis 
21.30 Uhr 

22.00 Uhr 

Ciottesdienst mit Heiligem Abendmahl im Dom 
Predigt: Propst Peter Godzik (Ratzeburg) 

Prof. Dr. Albrecht Beutel (Münster) 
Religion zwischen Luther und Schleiermacher. 
Bemerkungen zur Sematik eines theologiegeschicht­
lichen Schlüsselbegriffs 

Anschließend Aussprache 

Mittagessen 

Kaffeetrinken 

Prof. Dr. Dietz Lange ( Göttingen! 
Religion und Lehre bei Sehleiermacher 

Anschließend Aussprache 

Abendbrot 

Aussprache zu den bisherigen Vorträgen 

Cornplet im Dom 

Samstag, den 9. Oktober 1999 
ab 7.45 Uhr Morgenkaffee 

8.Y) Uhr

9.15 Uhr 

12.00 Uhr 

Mette im Dom 
Auslegung: Pastor Heiko Boysen (St. Peter-Ording) 

Prof. cm. Dr. f-bns Martin Müller ( Burgdorf) 
Evangelischer Gottesdienst nach Luther und 
Schleierrnachers Verständnis des christlichen Cultus 

Anschließend Aussprache 

Mittagessen 
Nach dem Mittagessen Abreise 

Tagungsbeitrag: 
230,- DM einschließlich Unterkunft und Verpflegung, 
Studenten zahlen die Hälfte. 

Wenn Hotelunterkunft gewünscht wird, ist eine zusätzliche Bezah­
lung erforderlich in Höhe der Mehrkosten für die Hotelunterkunft. 

.. ............ .,den ..... 

An das Sekretariat 
der Luther-Akademie e.V. Ratzeburg 
Postfac'l1 1404 

23904 Ratzeburg 

Hiermit melde ich mich zur Teilnahme an der Theologentagung der 
Luther-Akademie e.V. Ratzeburg \Om 6. bis 9. Oktober 1999 an. 

lch treffe ein am ....................... ............... mit Bahn/Pkw 
und erbitte Übernachtung für die Zeit: 

6./7. Oktober 

7./8. Oktober 

8./9. Oktober 

Vor- und Zuname: 

Straße und Wohnort: 

Teil-Nr.: 

Beruf: 

Alter: 

(Unterschrift) 

Nr. 11) Tntenshscminar des Konfrssionskundlichen Instituts des 

Evangelischen Bundes 

Pommersche E\'angclischc Kirche 
Das Konsistorium 

D I/Nx. 396 - 7/99 

Cireifswald. den 23. Juni 1999 

Wir möchten hinweisen auf ein Intensivseminar des Konfessions­
kundlichen Instituts des Evangelischen Bundes vom 24. bis 27. Ja. 
nuar 2000 in Bensheim. Dieses Intensivseminar kann (>hne 
konfessions-kundliche Vorkenntnisse besucht werden. 
Auskünfte erteilt: Pfaner Dr. Fleischmann-Bisten, Geschäftsführer 
des bangelischcn Bundt's und de.s Konfcs,ionskundlichen Instituts. 
Postfach 1255. 64625 Bensheim. Tel. (0 62 51) 84 33-12, Fax t0 62 
51) 84 33-28

Für das Konsistorium 
Dr. Nixdorf 
Oberkonsistorialrat 

Nr. 12) Millenniumsausstellung „Nordelbiens Schätze" 

Kalenderedition 2000 

Liebe Schwestern und Brüder, sehr geehrte Damen und He!Ten, 
wie Sie wissen veranstaltet die Nordelbische Kirche als zentralen 
Beitrag zum Millennium die Ausstellung „Nordelbiens Schätze", die 
vom 30. April bis 30. Juli 2000 in Kiel Tauf- und Abendmahlsgeräte, 
Bücher, Bilder und andere Objekte aus allen Sprengeln der NEK zei­
gen wird. 
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Wir haben für Sie zusammen mit dem Wachholtz-Verlag einen Ka­
lender editiert, der schon im vorhinein eine Auswahl der Objekte, 
die in der Ausstellung gezeigt werden, präsentiert. Es soll Ihnen als 
vielseitig geeignetes Geschenk und zugleich zur Einstimmung in die 
Ausstellung dienen. Dazu liegen das farbige Titelblatt des Kalenders 
mit weiteren Informationen und ein Faxformular für Ihre Bestellung 
bei. \Vir freuen uns, Ihnen diesen Kalender ?Um Sonderpreis von 
i 'J.SO DM statt 39,80 DM (Ladenprei,J anbieten zu können. 

Wir bitten Sie, die Ausstellung im Jahr 2000 in Ihre Planungen für 
Gemeindeausflüge, Konfümandenprojekte etc. schon jetzt einzube­
ziehen. Wir bieten Ihnen Führungen mit verschiedenen Themen­
schwerpunkten und für unterschiedliche Zielgruppen an. Die Aus­
stellung wird an allen Tagen im oben genannten Zeitraum geöffnet 
sein. 

Weitere Informationen gibt Ihnen gern die Arbeitsstelle „Nordelbiens 
Schätze", Herr Pastor Wolf Werner Rausch, Tel. (04 31) 97 97-7 30 
im i\ordelbischen Kirchenamt. Dort können Sie sich bereits anmel­
den. 

Für das Vorbereitungsteam 

KR Dr. Bertold Höcker Antje Grewolls 

F. .Mitteilungen für den Kirchlichen Dienst

!'."r. 13) 23. Kirchbautag - Artikelserie für Kirchengebietspresse 

etc. 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

auf Wunsch des Arbeitsausschusses des Ev. Kirchbautages übersen­
de ich ihnen eine klcineArtikclserie, die inAbsprache mit der Nordei­
bischen Kirchenzeitung entstand. 

Sie haben alle Freiheit, diese Serie 1ur V, 1rbcrcitung des Kirchbautages 
dem bei Ihnen zuständigen Organ der Kirchengebietspresse zur Ver­
fügung zu stellen - oder sonst damit zu verfahren, wie Sie es für 
sinnvoll und nützlich halten. 

Selbstverständlich können Sie die Serie bei uns auch auf Diskette im 
von Ihnen gewünschten Format abrufen. 

Mit herzlichem Dank und freundlichem Gruß! 

A. Nohr, P.

23. ev. Kirchbautag 15 19. September 1999
Öffentlichkeitsarbeit

Kirchengebietspresse Nordelbische ev.-luth. Kirche 

Arbeitsstelle Kirchbautag 

Andreas Nohr, Pastor 
c/o Bischofskanzlei, Neue Burg 1 
Postfach 110867, 20408 Hamburg 
Tel. (0 40) 3 68 92 49, Fax 37 31 09 
Od. Tel/Fax (0 40) 20 97 83 99 

Kirchbautag 

Kirchbautag 
was ist das? 

Exkursionen 

Kunst 

Räume als Schätze fürs 
nächste Jahrtausend 

Räume als Geschichtener­
ztihler 

Räume als Lebensdeuter 

Rauten der 50er und Räume als Diener 
60er Jahre 

Vermieten, Verpachten, Räume als Objekte 
Verkaufen 

Öffentlichkeit Räume als „Gemeinbesitz" 

April - Kirchbautag - was ist das? 

Räume als Scl1iitze fürs näch,te Jahrtausend 

,,Ach - so etwas kann sich die Kirche noch leisten·) 

,,Nie gehört - was ist denn das?" 

,,Baut man denn heutzutage noch Kirchen?" 

Seit es meine Aufgabe ist, den 23. Ev. Kirchbautag vorzubereiten, 
übe ich, diese drei Standardfragen zu beantworten. Zur letzten Frage 
etwas zu sagen, fiel mir nicht schwer. Selbstverständlich baut man 
heute noch Kirchen. Wenn auf der grünen Wiese ein neuer Stadtteil 
für zehntausend Menschen entsteht, wird man selbstYerständlich alle 
Anstrengungen unternehmen, dort eine Kirche zu bauen. Nicht, weil 
die Kirche dort sein will, wo die Menschen sind. Denn das klingt ja 
gerade so. als gäbe es auf der anderen Seite die Kirche und auf der 
anderen die Menschen. Sondern weil zwischen dreißig und siebzig 
Prozent der Bewohner jenes neuen Stadtteils Mitglieder der Kirche 
sind und Anrecht darauf haben, daß sie ihrer Religion und ihrem 
Glciubcn Raum geben können - im wörtlichen Sinn, wie alle anderen 
Kirchenmitglieder auch. 

Es ist auch nicht schwer, zu erklären, was der Kirchbautag eigentlich 
ist: Die Evangelischen Kirchbautage entstanden in der Nachkriegs­
zeit aus dem Wunsch und der Notwendigkeit nach einem qualitäts­
vollen und sachgerechten Bauen heraus. 
Die Veranstaltungen hatten und haben starke Impulse für die 
Gemeindearbeit gegeben, sowie neue Perspektiven aufgezeigt und 
stehen stets unter einem bestimmten Thema. 

Mit den Kirchbautagen sollen die Pastorenschaft, kirchliche Mitar­
beiter, Mitarbeiter von \3;111ämtern, freieArchikkten. Studierende und 
Persönlichkeiten aus dem öffentlichen Leben als Teilnehmer ange­
sprochen werden; es werden ca. 500 Teilnehmer aus dem Bundesge­
biet erwartet. 

In den Jahren des Wiederaufbaus traf man zu Kirchbautagen jähr­
lich, später alle 3 bis 4 Jahre zusammen. So fand im heutigen Be­
reich der Nordelbischen Kirche in Lübeck 1949 der 4. Kirchbautag 
statt, bei dem der „Evangelische Kirchbautag" offiziell gegründet 
und ein Arbeitsausschuß aus Theologen, Architekten, Künstlern und 
Juristen gebildet wurde. Dieser Arbeitsausschuß verantwortet seit-
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dem gemeinsam mit der gastgebenden Landeskirche die jeweiligen 
Kirchbautage, legt die Thcamtik fc,t und erarbeitet cL1, Tagungspro­
gra111111. 

Der 11. Kirchbautag zum Thema „Kirchbau und Ökumene" wurde 
1961 in Hamburg ausgerichtet. Lübeck war dann 1979 wieder Ta­
gungsort des 17. Kirchbautages mit dem Schwerpunkt „Bauen mit 
Geschichte". Ocr nächste Kirchbautag, es ist der 23„ dessen Vorbe­
reitungen jetJ:t angelaufen sind. qeht unter dem :\lotto: 

,,Kirchliche Präsenz im öffentlichen Raum. 

Glaube und Architektur im 21. Jahrhundert." 

Anfangs fiel c, mir allerdings nicht so leicht, auf cLts Erstaunen zu 
reagieren, daß die Kirche sich emc solche Veranstaltung noch leisten 
kann. Mir ist aber rasch klar geworden, daß die Kirche es sich nicht 
leisten kann, sich eine solche Veranstaltung etwa nicht zu leisten. 
Warum nicht" 

Denken Sie ,ich einen Abenteurer, der einen grußen Schatz gefun­
den hat - wird er nicht alles dafür tun, ihn vollständig nach Hause zu 
bringen, ihn dort sorgfältig autbewahren und ihn schließlich so sinn­
reich und nutzbringend verwenden. wie es ihm irgend möglich ist? 

Die größten Schätze der Kirche aber sind ihre Kirchräume - und dies 
kei;1esfalls nur in materieller Hin,icht. So ist der Kirchbautag ein 
einzigartiger. großer „Runder Ti,clf'. an welchem daran gearbeitet 
wird, daß diese Schätze nicht verlorengehen - weder auf Grund fi­
nanzieller Krisen. noch durch mancherlei Nachlässigkeit oder Uner­
fahrenheit, oder gar einfach mit Hilfe des Zahns der Zeit. Solchen 
Tisch sich nicht zu leisten, ist Verrat an der eigenen Sache. 
Apropos Schlitze: Der Kirchbautag findet vom 15. bis 19. September 
in der „Freien und Abrißstadt Hamburg'· statt, dies die Bcgrilllichkcit 
von Alfred Lichtwark. Das war unter anderem auf den Hamburger 
Dom gemünzt, nein, auf den anderen, den wirklichen Dom, das „be­
deutendste Gesamtkunstwerk" der mittelalterlichen Stadt. Die Ham­
burger rissen ihn ab, kaum daß sie seiner endlich habhaft wurden, 
nachdem man ihn zuvor fachmännisch ausgeweidet, d. h. seine Wert­
gegenstände mit hanseatischer Gründlichkeit verscherbelt hatte. Was 
übrig blieb, wurde - wie eine sp:itcr wieder aufgefundene gotische 
Madonna - einfach in den Boden gerammt Der offiziellen Abriß­
begründung: ,,baufällig!" widersprach der Dom übrigens höchstselbst, 
dessen Gev.·ölbe und Mauerwerk sich nämlich als außergewöhnlich 
standhaft erwiesen. 

Sie glauben. das Beispiel wäre etwas weit hergch"lt .. ' Nun ja: Auf 
Grund übermfüigcn Kirchbaus der letzten Jahrzehnte werden dem­
nächst in Hamburg einige Kirchen übrig sein - folgt dann der be­
währte Hanseatengriff zur Abrißbirne? Das sei diesmal der Kirchbau­
tag vor! 

Mai - Exkursionen 

Räume als Geschichtenerzähler 

,,Übrigens: Kirchräume können sprechen!" 

,.Wie - sprechen?" 

,,Ja wirklich, Räume können richtig reden!" 

,,Unsinn - höchstens im übertragenen Sinn!" 

Der mir so antwortete. hat natürlich recht - Kirchräume können nicht 
.,prechcn1 Anfang, dachte ich genau,u. Jeder vernünftige Mensch 
denkt so. Heute bin ich mir nicht S() sicher. wie vernünftig ich noch 
sein möchte, und das kam so: 

Während des 23. Ev. Kirchbautages im September 1999 in Hamburg 
werden die ca. 500 Teilnehmer am ersten Tag auf vier verschiedenen 
Routen durch den Stadtstaat Hamburg fahren und jcwei ls drei oder 
1·ier Kirchen besuchen - ich habe gelernt. so etwas „Exf..ursionen" zu 
nennen. Zur Vorbereitung dieser Exkursionen konnte ich mir in den 
letzten Monaten alle Kirchen ausführlich ansehen, die auf dem „Pro­
grammzettel" stehen. Fast immer war einer der ortsansässigen Pasto­
ren zugegen und erzählte von der Kirche, und davon, wie unterschied­
lich die Gemeinde mit ihr zurecht kommt. 

Da waren neugoti,chc Kirchen, wie man sie im letzten fahrhundert 
überall zu bauen pflegte, in Hamburg vor allem an den Rändern der 
damals expandierenden Stadt. Ganz anders die Neubauten nach dem 
letzten Krieg; viel freier in Grundriß und Form; der \\'iederbeginn 
forderte einen Neuansatz auch im Kirchbau. Und wieder dehnte sich 
die Stadt im „Win,chaftswunder" au,: die entstehenden gn,lkn Rand­
siedlungen erhielten gleichfalls ihre Kirchen, die aber kaum mehr 
als solche zu erkennen waren: Ende der sechziger Jahre begann man, 
Gemeindehäuser zu bauen. in welche ein Kirchraum - mehr oder 
weniger abgeschlossen - integriert war: auf Kirchtürme verzichtete 
man aus Furcht. zu klerikal zu wirken. 

So unterschiedlich die Räume also waren, die ich besuchte. so häu­
l!g begegnete ich bei meinen Besuchen derselben Sorge. ob man sich 
nämlich künftig den Kirchraum noch wird leisten können. Oder ob 
man sein Gemeindehaus verkauft. und sich mit dem Erlös Gemeinde­
raume in die Kirche hineinbauen läßt, die so nicht länger mehr „nur" 
für Gottesdienste genutzt würde. Wieder andere suchen dem wach­
:,cndcn Kostcndruc k durch Vermietung der Kirchräume bcizukom-
1ncn - für kulturc llc Vcramtaltungen oder auch nur für Betriebsfeste 
irgendwelcher Firmen. Oder - hier und da munkelt man es hinter 
vorgehaltener Hand - ob man nicht gleich die ganze Kirche verkauft 

i\lit den Kirchcnriiumen wird künftig abo ,dies Miigliche möglich, 
:>l) wurde mir deutlich. Aber pliitzlich taten mir die Rüume leid, die 
so mir nichts dir nichts hin- und h<:rgeschoben werden. oder dem­
nächst gar verramscht7 Immerhin sind diese Räume der größte Schatz 
der Gemeinden, dachte ich - und fragte mich plötzlich: Wieso ei­
gentlich? 

Weil sie reden können. Die prächtige: Hauptkirche wedt Staunen. 
Die verfallene Dorfkirche schmerzt. Räume, die ich betrete, lassen 
mich nie unverändert. Sie erfreuen, verärgern, auf jeden Fall bewe­
gen sie jeden, der sie betritt, und wer sie verläßt, ist nicht mehr ganz 
derselbe wie zuvor. 

So weit klingt alles noch ganz vernünftig. Aber es geht ja noch wei­
ter: Die Räume erzählen von Menschen, die sie benutzen. Altäre, die 
von vorne aus der Front in die Gemeindemitte gerückt wurden, er­
zählen von einem gewandelten Sakraments- und Gemeindever­
ständnis. Dasselbe tun beispielsweise die Bilder von Hauptpastoren, 
die nicht mehr in ihren Kirchen aufgehängt wurden. Die Raumge­
staltung redet mit deutlicher Stimme von ihren Gestaltern - und fin­
det dabei nicht immer nur gute Worte. 

Auch das mag noch passabel sein. Aber wenn man viel Zeit hat und 
sich still in eine Ecke des Kirchraums setzt, erzählen die Räume auch 
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noch ganz andere Geschichten: die rnn einem armen Kind, das man 
taufte im Wissen, cbL\ dieses Kind kein Jahr alt werden würde, oder 
die Geschichte rnn jener Frau, welche der Predigt des Pastors nicht 
zuhören konnte, weil sie so sehr mit sich selbst beschäftigt war, beim 
Verlassen der Kirche aber beschlossen hatte, ihren Beruf zu wech­
seln. Oder die Geschichte des Mannes. die erst hier in der Stille des 
Raumes endlich zu den Tränen fand, die er sich draußen als Mann zu 
weinen nicht traute 

Unzählige Geschichten, ganz leise, schlimme und gute, wenn man 
nur sein Gehör schulte, sie zu verstehen ... 

.. Kirchräume können sprechen!" 

.. Unsinn 1" 

\Virklich Unsinn 7 Der Kirchbautag wird hoffentlich Zeit finden, nicht 
nur pragmatisch über künftige Nutzungen von Kirchräumen nachzu­
denken, sondern auch über ihre - Würde. 

Juni - Kunst 

Räume als Lebensdeuter 

.. Das ist doch keine Kunst. Das kann ich auch!" 

,.Sie tun es aber nicht 1
•• 

Räume sprechen - aber sie erzählen nicht allein die Geschichten je­
ner, die in ihnen ein- und ausgingen und in ihnen lebten. Sondern 
Räume fragen auch, befragen jeden, der sie betritt. Kirchräume tun 
das vor allem durch die Kunst, welche die Räume ausrichtet, gestal­
tet und inteq1ret1ert. 

Kein Wunder also, daß der Kunst am 23. Ev. Kirchbautag 1999 in 
Hamburg viel Platz „eingeräumt" wird. Im Südschiff der Hauptkir­
che der St. Jacobi beispielsweise wird der Hannoveraner Künstler 
Hans Wesker eine Klanginstallation einrjchten, die nicht beschrie­
ben, sondern nur erlebt werden kann. Gleiches gilt für die Ausstel­
lungen zeitgenössischer Kunst, die in drei der Kirchen zu sehen sein 
werden, die während der Exkursi,men von den Teilnehmern besucht 
werden. 

Nun wird man einräumen: Nicht alle Kunst gefällt. Aber ich habe 
lernen müssen: Zu gefallen ist die Absicht der Kunst keineswegs. 
zumindest nicht in erster Linie. Seltsam nur, dal.\ man gerade in der 
Kirche darauf immer wieder hinweisen muß. Oder „gefallt" dem 
Betrachter etwa ein gotisches Triumphkreuz, selbst wenn es aus der 
Hand Bernd Notkes stammt und den Lübecker Dom „ziert"? Ist etwa 
Hans Multschers Schmerzensmann im Ulmer Münster schön"? Bei 
solchen Fragen geht es mir, als hätte einer die falsche Schublade 
aufgezogen oder kratzte mit der Gabel über den Kochtopfboden. 

Nein - beide Kunstwerke fragen eindringlich nach dem Leiden, dem 
des Erlösers, dem der Menschen - und darin aber immer auch kri­
tisch nach der erlebbaren Wirklichkeit der Erlösung, die sonst näm­
lich recht fad wäre. 

Man kann auch aus einer anderen Ecke kommen: Gelegentlich be­
gegnet man Exponaten, die in ein Vorfahrtsschild, allein dadurch, 
daß sie es in einen musealen oder sakralen Raum stellen, zur Kunst 
erklären. 

Dann eben hört man bisweilen die cing:rngs zitierte Frage. auf die 
Juhn Cagc einmal geantwortet haben S\l]I. ,.Sie tun es aber mcht'" 
Salopp - aber brillant' Mit dieser Aowort nämlich inszeniert sich 
Cage selbst als „Kunstwerk", denn er weist auf den Frager zurück 
und stellt ihn seinerseits in Frage. 

D:1sselbe tun die Exponate, die auf dem Kirchbautag zu sehen sein 
werden. Die in sie ein beschlossene Perspektive und Sichtweise fragt 
laut und deutlich den Betrachter: Und du '\Vic siehst du das 1 Stimmst 
du meiner Sichtweise, meiner Deutung zu 7 Oder nicht? Oder ist dei­
ne Perspektive eine ganz andere? 

Sakralräume eröffnen also Dialoge, vor allem mit ihren Kunstwer­
ken. In einer Zeit, da die Kunst weitgehend ins Museum gesperrt 
wird, brauchen nicht nur die Christen dnngcnd Räume. die Kunst 
zum Sprechen bringen. Und jeder Kirchraum, der nicht zugänglich 
ist. der verfällt, geschlossen, verkauft oder sonstwie „mißbraucht" 
wird. ist ein unersetzlicher Verlust, weil da einer seine Sprache ver­
liert und das Verstummen Raum gewinnt. Als könnten ausgerechnet 
wir es uns leisten. auch nur eine Stimme wrn Schweigen zu bringen, 
Llie mit uns über die Perspektiven und Cewichtungen unseres Lebens 
ins Gespräch kommen will! 

Juli • Bauten der SOer und 60er Jahre 

Riiume als Diener 

,J,: irchräume sind so wichtig wie Suppenlöffel 1" 

,.\Vie bitte?" 

Mein mit kirchlichen Dingen nicht sehr vertrautes Gegenüber hatte 
mich nach der Bedeutung der Kirchräume für ihre Benutzer gefragt, 
meinend, einen Fachmann für Kirchrirnme vor sich zu haben. Hierin 
irrte er zwar, dennoch glaubte ich mich aus meinen Vorbereitungen· 
des 23. Kirchbautages heraus zu der etwas legeren Antwort berech­
tigt: ,Ja, so wichtig wie ein Suppenlöffel'." Das freilich hatte ich 
selbst einem Kirchen fremden zu erklären. 

1 m Kölner Dom crtreut der goldene Dreikönigsschrein. in Dresden 
entzücken die Silbcrmannorgcln und in Hamburg überrascht im nord­
deutschen Michel der Barock - und zwar täglich Tausende, die sich 
nämlich auf Reisen und im Urlaub daran die Augen ausschauen. Die­
selben touristischen Betrachter kämen zu Hause freilich nicht im 
Traum darauf, ihre heimische Kirche zu besuchen - schon gar nicht 
.rum Gottesdienst. 

Schade eigentlich, allerdings habep die Stadtteilkirchlein auch nicht 
mit derlei Domschätzen aufzuwarten, Dennoch haben sie ihren Wert, 
unter anderem eben den eines Löffels. 

Einen Löffel hat man nämlich in der Regel zur Hand, wenn man ihn 
braucht. Fehlt er allerdings einmal, und die Suppe steht dampfend 
auf dem Tisch, gäbe man viel darum - wäre nur jetzt ein Löffel auf­

zutreiben. 

Nach dem 2. Weltkrieg fehlten die Kirchen in Deutschland. Viele 
waren zerstört, wurden wieder aufgebaut; andere mußten neu.errich­
tet werden. Die Jahre dazwischen, als der Löffel fehlte, hatten die 
meisten Menschen den Wert der Kirchgebäude deutlich gemacht. 
Denn diese Gebäude nützen. Sie leisten einen Dienst, dessen Wert. 
man erst begreift, wenn der Dienst einmal ausbleibt. 
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Wenn diese neuen Kirchen in den 50er Jahren auch über Grundris­
sen errichtet. wurden, deren Vielgestaltigkeit kaum eine Epoche vor­
her je gekannt hatte, waren diese Bauwerke doch nach außen hin als 
Kirchen noch deutlich erkennbar. hatten einen Turm zur Seite und 
waren mit Glocken und Orgel klanglich ausgestaltet. Man hatte 
Fluchträume gebaut, Ruheräume, Rückzugsräume, wie man sie eben 
braucht, wenn noch das Geräusch splitternder Bomben im Ohr ist, 
und man um den Sohn trauert, der nicht zurückgekehrt ist. 

Wenig später schon baute man anders. Im Aufbruch der 60er Jahre 
wollte man Bewegungsräume, Begegnungsräume, Aktionsräume. 
Doch auch hier diente der Kirchbau, und es entstanden Gemeinde­
zentren, die sich so selbstverständlich in ihre Umgebung fügten, daß 
man ihnen die Kirchlichkeit kaum mehr ansehen konnte. Der,gottes­
dienstliche Raum war nur mehr einer neben anderen Funktionsräumen 
eines Gemeindezentrums, ein möglichst offener, selbstverständlicher 
Raum, der auch keinesfalls allein für gottesdienstliche Zwecke zu 
nutzen war. 

Die Kirchen der 50er Jahre mit dem Akzent auf Flucht, Ruhe und 
Rückzug, gleichermaßen aber auch die Kirchen der 60er Jahre mit 
ihrem Akzent auf Bewegung, ·Begegnung und Aktion zeigt der kom­
mende Kirchbautag mit prägnanten Hamburger Beispielen - auf Ex­
kursionen, mittels einiger Vorträge, wozu sich manches Gespräch in 
Arbeitsgruppen gesellen wird. 

Warum soviel Gewicht auf diesen Bauten?Weil diese Kirchen hinter 
den Dornen und Kathedralen der Touristen stets zurückstehen müs­
sen? Gewiß, aber das allein ist es ja nicht. Etwa um die architektoni­
sche Balancierstange des Kirchbaus zwischen Rückzugsräurnen und 
.Begegnungssälen zu putzen? Wohl kaum. 

Sondern um an den Dienst von Räumen zu erinnern, der unersetzlich 
ist und so unendlich viel erlaubt, daß zwischen den Extremen „Rück­
zug" und „Begegnung" noch eine breite Farbpallette zu öffnen wäre. 
Und welche Farbe für das kommende Jahrtausend anzumischen wäre 
- darüber sich Gedanken zu machen, is� hohe Zeit.

Mancher, vor allem in ländlichen Räumen der Neuen Länder, könnte 
bewegende Geschichten beitragen, wie es ist, wenn Kirchräume ihre 
Dienste zwischen Begegnung und Rückzug nicht mehr leisten kön­
nen - weil sie verfallen, weil ihre Instand_setzung zu teuer ist. Schlimm 
genug. Wer aber kann die Befürchtung leichthin von der Hand wei­
sen, daß in den Ballungsräumen dergleichen Räume demnächst nicht 
mehr zur Verfügung stehen, weil sie zu teuer werden? 

Tatsächlich erlaubte ich mir, gegenüber meinem schon erwähnten 
nichtkirchlichen Gesprächspartner am Ende hervorzuheben, daß ich 
allen Ernstes der Meinung wäre, in Ballungsräumen wie z.B. Ham­
burg wären nicht etwa zuviel, sondern zu wenig solcher Räume vor­
handen. 

„Im Ernst?" 

„Oh ja - denn ich wüßte viele Menschen in Hamburg zu nennen, die 
kennen den dienstbaren Wert eines Löffels sehr genau, weil er ihnen 
nämlich fehlt!" 

„Das kann ich nicht glauben - angesichts der Tatsache, daß es doch 
bei euch in jedem Stadtteil mehrere Kirchen gibt!" 

„Ich könnte mehr als fünfzehn afrikanische Gemeinden nennen. mehr 
als fünf koreanische Gemeinden, mehr als eine indonesische Gemein-

de, um von allen Ausländergemeinden zu schweigen, die aus Man­
gel an Mitgliederzahlen und zu geringen finanziellen Mitteln über 
keinen eigenen Sakralraum verfügen und bei deutschen Gemeinden 
in der Regel leider mehr schlecht als recht untergebracht sind - denn 
„zu Gast sein" kann man das nicht nennen. Sie essen die Suppe ohne 
Löffel. seit sie hier sind, und kennen daher seinen Wert wie sonst 
keiner!" 

In der Tat: Über den dienenden Wert von Kirchen redet man am be­
sten mit ausländischen Gemeinden ... 

August - Vermieten, Verpachten, Verkaufen 

Räume als Objekte 

„Aber wenn eine Kirchengemeinde kein Geld mehr hat - warum sollte 
sie dann ihre Kirche nicht verkaufen?" 

„Weil ein Vater doch seine Kinder nicht verkauft. nur weil er Hunger 
hat!" 

Gewiß, diese Antwort war ein wenig barsch. Denn zwischen einem 
steinernen Gebilde und einem lebendigen menschlichen Wesen wüßte 
ich immerhin einige Verschiedenheiten zu nennen, die ich mit mei­
ner Antwort auch keinesfalls überspielen wollte. Vor allem wird man 
eingestehen müssen, daß im Unterschied zu Kindern die Räume -
neben allen, was sie sonst noch sein mögen - eben auch: Handelswa­
ren sind. Und das legt es nahe, darüber nachzudenken, ob man Kirch­
räume, Gemeindehäuser und Pfarrhäuser nicht besser bewirtschaf­
ten kann als das bisher der Fall war - und sie nicht gegebenfalls auch 
vermieten, verpachten oder gar verkaufen sollte. 

Der Ev. Kirchbautag wird sich dazu in Hamburg einige Gedanken 
machen müssen. Denn in Hamburg wie in allen Metropolen - und 
keineswegs dort allein - geht der Kirche und ihren Gemeinden mehr
und mehr das Geld aus. Kein.Wunder, daß man irgendwann auch ans
Familiensilber denkt. 

Die Vermietung von Kirchen zu. Betriebsfes�en oder Tanzveranstal­
tungen bringt natürlich Geld in die Kassen - ist das schon Legitima­
tion genug? Der Einbau von Gemeinderäumen in Kirchen bei gleich­
zeitigem Verkauf des Gemeindehauses senkt zwar mittelfristig viel­
leicht die Kosten für die Bauunterhaltung, verändert solche Umge­
staltung aber den Sakralraum nicht unumkehrbar? Der Verkauf von 
Kirchen mag erst einmal die größten Haushaltslöcher stopfen - aber 
um den Preis von Wohnungen, Arztpraxen, Fotostudios und die Ska­
la hinab bis zu Schlimmeren noch, wofür es bereits einige Beispiele 
zu nennen gibt? 

In welche Richtung wird angesichts dieser drängenden Probleme der 
Kirchbautag denken'? Wird er die Grenzen zu beschreiben suchen, 
die sich im Umgang mit Sakralräumen stellen? Oder wird er alle 
Umnutzung verdammen und in der Hoffnung auf bessere Zeiten das 
Hinüberretten empfehlen? Oder wird er einfach die Augen vor dem 
Problem verschließen und die Geineinden mit ihren Sorgen im Stich 
lassen? 

Ich hoffe, der Kirchbautag wird nichts von alledem tun. Ich wünsch­
te statt dessen .. dem Kirchbautag würde es gelingen, zunächst einmal 
dem Irrglauben zu wehren, mit einer wirtschaftlic:hen Nutzung der 
Räume allein wäre etwa die kirchliche Finanzkrankheit zu heilen, 
denn deren Gründe liegen anderswo - und müssen deshalb auch an­
derswo angegangen werden. 
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Vor allem aber wünschte ich, daß es dem Kirchbautag gelänge, die 
Würde von Sakralräumen herauszustellen. 

Ganz recht, die Würde. 

Zwar kommt dem gottesdienstlichen Raum in protestantischer Tra­
dition keine sakramentale Bedeutung zu - deshalb hätte er keine Be­
deutung, die über seinen Warencharakter hinausginge? Keineswegs. 
Denn die Räume, die sprechen und reden; Räume, die unzählige 
Geschichten von Menschen bergen, die in ihnen gelacht und geweint 
haben; Räume, die Ruhe bieten und Räume. die Begegnungen er­
möglichen; Räume, die das Leben deuten und Perspektiven aufwei­
sen: Solche Räume sollten den Gemeinden. den Menschen des Stadt­
teils, ja der Öffentlichkeit insgesamt so wertvoll sein wie ihre eige­
nen Kinder - und Kinder haben keinen „Warencharakter" 

So ähnlich, wie man im Umgang mit Kindern von mir aus alles tun 
darf, was man will. solange man nur ihre W ürde nicht angreift oder 
verletzt, so sollte man auch mit den Sakralgebäuden verfahren, denn 
sie sind allesamt Kunstschätze exzeptioneller Art mit ganz eigener 
Würde - und sie sind übrigens ähnlich wehrlos wie Kinder. 

Natürlich weiß ich nicht, ob sich der Kirchbautag in Hamburg dazu 
verstehen mag, sich selbst gewissermaßen als „Kinderschutzbund für 
Kirchen" zu konstituieren. Schön wäre es ja. Doch weiß ich mit gro­
ßen Schmerzen auch, daß selbst der Verbund aller Kinderschutzbünde 
der Welt das bisher nicht verhindern konnte, was es leider trotzdem 
gibt: Kinderhandel. 

September - Öffentlichkeit 
Räume als „Gemeinbesitz" 

,,Wissen Sie, was der größte Skandal ist?" 

,,Nein - was denn?" 

,,Daß evangelische Kirchen meist verschlo!isen sind!" 

Ein Blick zurück: Im September 1996 verabschiedete der 22. Evan­
gelische Kirchbautag in Magdeburg und Zerbst ein Grundsatzpapier, 
in dem es unter anderem heißt: ,,Hunderte von historisch.wertvollen 
Kirchbauten, die Identifikationspunkte von Städten und Dörfern, 
werden in den nächsten Jahren verschwinden, wenn nicht alle zu 
ihrem Erhalt beitragen. Es liegt in der Verantwortung und in den Mög­
lichkeiten jeder Bürgerin und jedes Bürgers dieser Republik - Chri­
sten wie Nichtchristen-, daß dies nicht geschieht. Kirchen sind See­
len und Gedächtnis des Gemeinwesens." 

Dem ist im Grunde nichts hinzuzufügen. Dennoch wird man beim 
23. Ev. Kirchbaurng in Hamburg dabei nicht stehenbleiben können,
denn weder hat die Öffentlichkeit jenes \Linifest bisher ausreichend
zur Kenntnis genommen. geschweige denn, sich w eigen gemacht.
noch haben die Kirchen selber seine Konsequenzen etwa verstanden.

ivlehr als bisher, und vor allem mit deutlich hörbarer Stimme, ist die 
Öffentlichkeit in die Pflicht zu nehmen. nicht nur in romanischen 
Basiliken und gotischen Domen, sondern in jeder kleinen Dl,rfkir­
che und jedem Kirchneubau aus den 50cr und 60er Jahren das zu 
sehen, was sie alle sind: Denkmale, ja Kunstwerke mit ureigener 
Würde, Freiräume, ja „Denkräume", auf die zu verzichten sich keine 
.. Öffentlichkeit" bei eigenem Schaden leisten kann. Die damit gege­
bene. auch finanzielle Verpflichtung ist mit Vehemenz einzuklagen. 

Glaubwürdig wäre das alles freilich nur, wenn auch nach innen, in 
Landeskirchen und Gemeinden hinein, vernehmlich Verhaltens­
änderungen eingeklagt werden. Der Skandal als Beispiel: Natürlich 
kenne ich sämtliche Gründe, warum evangelische Kirchen in der Regel 
verschlossen sind, wenn keine Veranstaltungen darin stattfinden. 
Letztlich aber münden alle Argumentationen, wenn nicht in pure 
Bequemlichkeit, so doch in die Überzeugung: ,,Es gibt Wichtigers!" 
In Wahrheit aber erweist sich jener, der ohne die Öffentlichkeit -
also: allein! - darüber befindet, wann ein öffentlicher Frei- und Denk­
raum zugänglich ist und wann nicht, als dessen denkbar schlechte­
ster Verwalter. Als solchen aber, und nicht als selbstherrlichen Besit­
zer, wird sich jede einzelne Kirchengemeinde künftig ungleich mehr 
verstehen müssen als bisher; hier ist wahrhaftig ein „Paradigmen­
wechsel" gefordert. 

Zu der äußerlichen Öffnung der Kirchengebäude müßte also eine in­
nere Öffnung zu treten. Nur dürften dabei nicht gleich wieder hekti­
sche Planungen irgendwelcher Kuschelveranstaltungen in den übli­
chen Kirchentonarten vorgenommen werden. Statt dessen hätten wohl 
die Kirchen sich auf die öffentlichen Sprachen und Denkweisen erst 
einmal hörend einzustellen, denn die Kirchen und Gemeinden selber 
reden eine Sprache, die draußen weitgehend nur mehr als exotische 
Fremdsprache belächelt wird - und zwar in einem Maß, das hinter 
dicken kirchlichen Gewohnheitsmauern kaum wahrgenommen wird. 

Raumöffnungen, Sprachöffnungen - wer weiß, welche sonst noch 
notwendigen Öffnungen zur Öffentlichkeit hin der Kirchbautag wird 
aufzählen müssen: damit eine Verpflichtung der Öffentlichkeit zum 
Erhalt der Kirchen überhaupt gelingen kann. 

Andreas Nohr 

Nr.14) Zwei Grundsatzreferate aus kirchenrechtlicher und theo­
logischer Sicht zum Entwurf der „Ordnung des Kirchlichen Le­
bens in der EKU" 

Pommersche Evangelische Kirche 
Das Konsistorium 

D 1/Nx 300-1 - 10/98 I 

Greifswald, den 19. Mai 1999 

Nachstehend veröffentlichen wir zwei Grundsatzreferate aus kirchen­
rechtlicher und theologischer Sicht zum Entwurf der „Ordnung des 
kirchlichen Lebens in der Evangelischen Kirche der Union", die an­
läßlich der Synodaltagung, die vom 4. bis 6. Juni 1998 stattfand, 
gehalten wurden. 

Für das Konsistorium 
Dr. Wolfgang Nixdorf 
Oberk( ,n;; istorialrat 

Auftrag und Aufgabe der Ordnung des kirchlichen Lebens 
in kirchenrechtlicher Perspektive 

Referat vor der Synode der Evangelischen Kirche der Union 
am 5. Juni 1998 

Referent: V izepräsident Rainer Bürgel, Berlin 



96 Amtsblatt Heft 7-8/ l 999 

A. Allgemeiner Teil

I. Einleitung

l) Als ich mich mit dem Gedanken vertraut machte, zu diesem The­
ma auf der EKU-Synode 1998 zu sprechen, wurde mir bewußt, daß
mich beruflich die Thematik Lebensordnung schon seit mehr als 20
Jahren intensiv begleitet. Also muß es sich doch um eine ergiebige
und schwierige Materie handeln. Wir begannen in der Arnoldshainer
Konferenz im Februar 1976 mit der Arbeit an den Amtshandlungen
Taufe, Konfirmation, Trauung und Bestattung und hörten dazu grund­
legende V011räge des Theologen Manfred Seitz, des Soziologen Gün­
ter Matthes und des Kirchenjuristen und Theologen Albert Stein. Die
Amtshandlungen oder Kasualien waren in dieser Zeit unversehens in
den Mittelpunkt kirchlichen Interesses gerückt. Unter anderem löste
die Schrift Rudolf Bohrens „Unsere Kasualpraxis - eine missionari­
sche Gelegenheit?" (Theologische Existenz heute 83, 1960) theolo­
gische Debatten aus„ Ihm zufolge seien die Kasualien für die Pfarrer­
schaft „unmenschliche Ungelegenheiten", die Christen ohne Kirche
und tote Gemeinden produzierten. Zur Illustration bezog sich Boh­
ren dabei auf das Gedicht „Hochzeit" von Kurt Marti:

Die Glocken dröhnen ihren vollsten Ton 
und Photographen stehen knipsend krumm. 
Es braust der Hochzeitsmarsch von Mendelssohn. 
Ein Pfarrer kommt. Mit ihm das Christentum. 

Im Dome knien die Damen schulternackt. 
noch im Gebet kokett und photogen, 
indes die Herren, konjunkturbefrackt, 
diskret nach ihren Armbanduhren sehn. 

Sanft wie im Kino surrt die Liturgie 
zum Fest von Kapital und Eleganz. 
Nur einer flüstert leise: Blasphemie! 
Der Herr. Allein, ihn überhört man ganz. 

Waldemat Wilken freilich sah die Probleme an anderer Stelle: Schlecht 
präparierte Pastoren, die die Amtshandlungen theologisch in Frage 
stellten, hätten mit JieblosenAnspr_achen die Zuhörer vergrault. (Evan­
gelische Kommentare 1974, S. 47) 

Doch die Wirklichkeit im damaligen Westen Deutschlands sah noch 
einmal anders aus. Auch die Soziologen belehrten alle Zweifler ei­
nes Besseren. Die EKD-Studie „Wie stabil ist die Kirche?" Stellte 
nüchtern fest: Die am weitesten reichende Gemeinsamkeit der Evan­
gelischen im Verhältnis zu ihrer Kirche sind die Amtshandlungen. 
Und die Schlußfolgerung daraus lautete: Es scheint unausweichlich, 
daß die Bedeutung dieser kirchlichen Handlungen ... von der evan­
gelischen Kirche neu eingeschätzt und aufgewertet wird. 
DieArnoldshainer Konferenz hat dies getan. Sie erarbeitete nach ei­
nem Entwurf von Enno Obendiek eine Studie Amtshandlungen und 
entschied sich später aufgrund dieser Studie, Musterordnungen für 
die Amtshandlungen zu erarbeiten. Deren wesentliche Neuerung be­
steht darin, daß sie die Amtshandlungen in ihrer missionarischen 
Dimension und als sogenannte „gestreckte Handlungen" begreifen, 
bei denen die vorangehenden Gespräche und die nachgehende Seel­
sorge konstitutive Elemente sind. Die vier Musterordnungen der 
Amtshandlungen wurden in den Jahren 1984 - 1987 erstellt und durch 
einen weiteren Auftrag der Vollkonferenz um ein breites, weiteres 
Spektrum von Lebensordnungstexten ergänzt. Dabei spielte thema­
tisch vor allem der inzwischen erschienene Entwurf des Bundes der 
Evangelischen Kirchen in der DDR „Mit der Kirche leben" eine wich­
tige Rolle. DieArbeiten der Arnoldshainer Konferenz sind am 8. Mai 
dieses Jahres zum Abschluß gekommen. 

2) Die Lebensordnungsmuster der Arnoldshainer Konferenz sowie
der Entwurf der EKU wurden von Ausschüssen verfaßt, in denen
Theologen und Juristen zusammenwirkten. Denn diese Materie ist
gerade als klassisches Beispiel dafür zu bezeichnen, daß in der Kir­
che Theologie und Recht zusammengehören und aneinander gewie­
sen sind. Freilich wird das keinesfalls von allen so gesehen. Amts­
handlungen, Gottesdienst, Unterweisung usw. seien theologisch, seel­
sorgerlich und missionarisch zu begreifen und bedürften keiner recht­
lichen Regelungen, ist eine weit verbreitete Meinung. Hier gehe es
nicht um Recht, sondern allenfalls um Hilfen zur Orientierung im
Umgang mit Problemfällen. Auch die geltende Lebensordnung der
EKU leistet in ihrem Vorspruch eher der Auffassl!ng Vorschub, hier
handele es sich nicht um rechtliche Bestimmungen. Zitat: ,,Sie ist
kein Gesetz. das jede einzelne Entscheidung in der Gemeinde sche­
matisch regelt und die seelsorgerliche Verantwortung einschränkt oder
gar aufhebt."

Von dem bekannten Kirchenrechtler Ulrich Scheuner ist im Blick 
auf die Fülle kirchlicher Regelungen folgendes Bonmot überkom­
men: ,,Während oben in den Zweigen des Baumes des Kirchenrechts 
die V ögel zwitschern, nagt unten an der Wurzel immer noch der Wurm 
des Sohmschen Zweifels". Wahrscheinlich liegt es weitgehend an 
dem Sohmschen Zweifel, das heißt, an der These des Rechtslehrers 
Rudolf Sohm ( 1841 - 1917), das Kirchenrecht stünde mit dem We­
sen der Kirche im Widerspruch, daß eine wissenschaftliche Klärung 
dessen, was Amtshandlungsrecht oder Lebensordnungsrecht eigent­
lich sei, noch aussteht. Albert Stein hat in seinem Vortrag vor der 
Arnoldshainer Konferenz seinerzeit ausgeführt, das Amtshandlungs­
recht stelle die Gretchenfrage an das Evangelische Kirchenrecht, in 
welchem Sinne es sich überhaupt als Recht verstehe. Es sei zwar der 
am häufigsten angewandte Teil des Kirchenrechts; dem entspreche 
aber weder seine wissenschaftliche Klärung noch seine gesetzgebe­
rische Ausgestaltung. Wörtlich: ,,Es ist in der Zeit nach dem Kriege 
nicht gelungen, auch nur annähernd im Konzept, in der Methode, in 
der Zielsetzung, geschweige denn in der Ausdrucksweise und in den 
selbst gesetzten Grenzen des Kirchenrechts zu einer opinio communis 
in diesen Fragen zu gelangen". 

II. Der Befund

1) Wie recht Stein mit seinen Ausführungen hatte, erkennt man un­
schwer an dem unterschiedlichen Charakter der Bestimmungen in
den Landeskirchen. Die geltenden Regelungen reichen vom geistli­
chen Ratschlag bis zum Verfassungssatz. Lebensordnungen im ge­
bräuchlichen Sinn, die nicht nur die Amtshandlungen, sondern das
kirchliche Leben der Gemeindeglieder insgesamt zum Inhalt haben,
kennen im Bereich der AKf neben der EKU nur Baden, Hessen und
Nassau und Lippe. Andere Kirchen haben Einzelanordnungen erlas­
sen (z.B. Pfalz: Gesetz über die Ordnung der Konfirmandenarbeit)
oder Rundverfügungen zu bestimmten Einzelfragen (z.B. Evange­
lisch-reformierte Kirche: Rundschreiben des Landeskirchenrates betr.
die Kirche und die aus ihr Ausgetretenen vom 26. März 1975). Im
Bereich der lutherischen Kirchen der VELKD gibt es die Lebens­
ordnung der VELKD vom 27. April 1955. Sie ist eine Richtlinie für
gliedkirchliche Regelungen, die unterschiedlich in den Gliedkirchen
der VELKD rezipiert wurde. Die Hannoversche Landeskirche hat
z.B. zu den Aushandlungen je eigene Gesetze erlassen. Der neue
Entwurf derVELKD, der gegenwärtig allen Gliedkirchen derVELKD
zur Stellungnahme vorliegt, verwendet den Begriff Ordnung nicht
mehr, sondern redet von „Leitlinien".
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2) Der komplette Typ Lebensordnung ist ein Produkt des deutschen
Protestantismus im 20. Jahrhundert und in der Ökumene, soweit ich
sehe, nicht bekannt. Man unterscheidet dabei gern drei Generatio­
nen von Lebensordnung (vgl. Alfred Burgsmüller, Eine neue Gene­
ration von Lebensordnungen? in: Zeitschrift für evangelisches Kir­
chenrecht 30. 1985, S. 354 ff). Die erste Generation entsteht in den
zwanziger Jahren aufgrund von Veränderungen und Auflösungser­
scheinungen nach dem Ersten Weltkrieg aus dem Wunsch heraus,
Sitte und Ordnung der Kirche zu festigen (man hat im Nachhinein
von „Bewahrungsordnungen" gesprochen). Kirchenzucht soll als 
Disziplinierungs- und Abwehrmittel eingesetzt werden. Die zur er­
sten Generation gehörende Altpreußische Ordnung des kirchlichen
Lebens vom 12. März 1930 ist ein Ergebnis der Bemühungen um die
Revision der Kirchenzucht. Sie war von den Provinzialsynoden ge­
fordert worden, und zwar aus ganz unterschiedlichen Motiven her­
aus, z.B.:

Unter dem Einfluß freidenkerischer Kreise und als Auswirkung 
der Einrichtung weltlicher Schulen mehrten sich die Fälle, in 
denen Familien ihre' schulpflichtigen Kinder vom Religionsunter­
richt fernhielten. Gegen solche Eltern wurden verschärfte Maß­
nahmen der Kirchenzucht gefordert. 

Kontroversen in der Mischehenfrage weckten den Wunsch, ge­
gen Gemeindeglieder, die sich den Forderungen der katholischen 
Kirche gebeugt hatten, Kirchenzucht zu üben. 

Freilich hatte man auch damals schon Einsicht, daß mit Mitteln der 
Kirchenzucht allein verlorengegangene kirchliche Lebensformen 
nicht wiederzugewinnen sind. In einer sogenannten „Ansprache" des 
Kirchensenats zur Ordnung des kirchlichen Lebens vom 4. Novem­
ber 1930 wurde den Pfarrern und Gemeindekörperschaften daher zur 
Pflicht gemacht, für das christliche Leben seelsorgerlich zu werben 
und das Verständnis für die kirchliche Ordnung zu wecken. 

3) Die zweite Generation der ·Lebensordnung entsteht nach 1945 in 
einem zeitlichen und auch sachlichen Zusammenhang mit den neuen
Kirchenverfassungen, in einer Zeit relativer Einheit von Kirche und
Gesellschaft, in denen Gottesdienst, Gemeinde und christliche Exi­
stenz der getauften Gemeindeglieder noch in Eins gesetzt werden
konnten. Auch die Ordnung des kirchlichen Lebens der EKU vom 6.
Mai 1955 gehört zu dieser zweiten Generation. Sie ist von den Er­
fahrungen des Kirchenkampfes geprägt, als das Gemeindebewußtsein
belebt und das Verständnis für Kirchenzucht neu geweckt wurde.
Die Ordnung des kirchlichen Lebens der EKU von 1955 gilt nicht in 
den Gliedkirchen Rheinland und Westfalen, die in der Kontinuität
ihrer Sondertraditionen seit 1835 die einer Lebensordnung entspre­
chenden Bestimmungen in ihre Kirchenordnung eingearbeitet haben.
Sie gilt auch nicht in Anhalt, weil Anhalt sie nach dem Beitritt zur
EKU im Jahre 1960 nicht übernahm. Doch ist an dieser Stelle darauf
hinzuweisen, daß die Evangelische Kirche im R_heinland 1996 eine
wichtige Neuordnung durchgeführt hat, indem sie ihre Kirchen­
ordnungsartikel über Inhalte einer Ordnung des Lebens in der Kir­
chengemeinde reduziert und ein Lebensordnungsgesetz mit 30 Para­
graphen erlassen hat, das sich stark an die Musterordnungen der 
Arnoldshainer Konferenz orientiert. Die Kirchenordnung der west­
fälischen Kirche vermeidet den Ausdruck Lebensordnung und regelt 
den gesamten einschlägigen Stoff am Ende der Kirchenordnung un­
ter der Überschrift „Der Dienst an Wort und Sakrament". 

4) Der Entwurf des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR
von 1985. die Musterordnungen der Arnoldshainer Konferenz und

der Entwurf der EKU gehören zur dritten Generation der Lebens­
ordnungen dieses Jahrhunderts. Der Entwurf des Bundes entspricht 
in seiner Gestaltung, nämlich dem Ineinander von theologischen und 
rechtlichen Elementen, den Ordnungen der EKU und der VELKD 
(vgl. Alfred Burgsmüller, a.a.O. S. 364). Inhaltlich geht er jedoch 
weit über die Lebensordnungen von EKU und VELKD hinaus. 

Die Besonderheit und das Neue bei den Musterordnungen der 
Arnoldshainer Konferenz und bei dem EKU-Entwurf liegt formal 
nun darin, daß eine pastoraltheologische Handreichung und der recht­
liche Extrakt daraus nebeneinandergestellt werden. Es werden also 
weder nur seelsorglich formulierte Ratschläge gegeben oder nur 
kirchengesetzliche Bestimmungen vorgeschlagen, sondern es wird 
ein vermittelnder Typ konzipiert (Christoph Thiele in: Die 
Arnoldshainer Konferenz: Struktur und Funktion eines glied­
kirchlichen Zusammenschlusses aus rechtlicher Sicht. Göttingen, 
Univ., Diss., 1997, und Frankfurt a.M.: Lang, 1997, S. 126).Die 
Diskussion über diese Konzeption war intensiv, auch kontrovers, führ­
te aber zu dem einmütigen Ergebnis, die Musterordnungen in vier 
Artikeln zu gliedern: 

Artikel I: 
Artikel II: 
Artikel III: 
Artikel IV: 

Theologische Grundlegung 
Gegenwärtige Praxis 
Besondere Probleme 
Rechtliche Regelung 

Ausschlaggebend waren dabei die Bedürfnisse der Praxis: Das, was 
gilt oder gelten soll, der rechtliche Extrakt also, soll sofort erkennbar 
sein. der Weg dorthin bedarf eines gründlicheren Studiums. 

Der EKU-Entwurf folgt diesem Schema, nimmt jedoch eine Dreitei­
lung vor mit den Kapiteln: ,,Station und Auftrag der Kirche", ,.Bi­
blisch-theologische Begründung", und „Richtlinien und Regelungen". 
Soweit ich sehe, findet diese Konzeption in den gliedkirchlichen Stel­
lungnahmen allgemein Zustimmung, und dieser Grundansatz ist das 
eigentlich Neue an dem vorliegenden Entwurf: indem er deutlich 
macht, daß die rechtlichen Regelungen ein Extrakt der vorhergehen­
den Teile sin_d, wird der Vorrang der theologisch-seelsorgerlichen 
Elemente einer Lebensordnung klarer als bei der Vermischung theo­
logischer und rechtlicher Gesichtspunkte in den bisherigen Lebens­
ordnungen (vgl. Albert Stein. Evangelisches Kirchenrecht, 3. Aufla­
ge, Neuwied 1992 S. 34) 

III. Der Auftrag

1) Die Frage nach dem Auftrag des Kirchenrechts und damit nach
dem Auftrag einer Lebensordnung beantwortet die 3. Barmer These,
wonach die christliche Gemeinde „mit ihrem Glauben wie mit ihrem
Gehorsam, mit ihrer Botschaft wie mit ihrer Ordnung mitten in der
Welt der Sünde als die Kirche der begnadigten Sünder zu bezeugen
(hat), daß sie allein sein Eigentum ist, allein von seinem Trost und
seiner Weisung in Erwartung seiner Erscheinung lebt und leben möch­
te." Das Votum des Theologischen Ausschusses der EKU von 1980
zu Barmen III spricht in diesem Zusammenhang vom Zeugnis­
charakter kirchlichen Rechts. Diese Bezeichnung sei nach Meinung
des Votums noch deutlicher als der bis dahin vorherrschende Begriff
des bekennenden Kirchenrechts, mit dem gemeinhin der besondere
Charakter des evangelischen Kirchenrechts beschrieben werde. Das
Votum stützt sich im übrigen auf die These, Kirchenrecht sei gegen­
über dem weltlichen Recht nicht nur eigenständiges, sondern eigen­
geartetes Recht. Es folgt damit den großen Entwürfen für eine Be-
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gründung des evangelischen Kirchenrechts, die relativ bald nach dem 
Zweiten \\'eltkrieg von Erik \\'ulf, Johannes Heckei und Ham 
Dombois vorgelegt worden sind. 

Diese Spaltung des Rechts in einen doppelten Rechtsbegriff - dort 
Welt, hier Kirche, dort westliches Zwangsrecht, hier Liebesrecht -, 
wie sie vornehmlich im Konzept von Johannes Hecke! vertreten wird, 
hat uns im Rechtsausschuß dcrArnoldshainer Konfer<?nz gerade auch 
zu Beginn der Lebensordnungsarbeit beschäftigt. Letztlich trägt diese 
rechtstheoretischc Frage für die praktische Handhabung des kirchli­
chen Gesetzgebers oder Anwenders nichts aus. Heute überwiegt in 
der Kirchenrechtswissenschaft zudem unter Verweis auf Barmen I 
Jesus Christus der Herr der \Veit und der Kirchen - eher die Auffas­
sung vom einheitlichen Rechtsbegriff. 

Kirchliches Recht hat danach keine höhere Dignität oder andere 
Qualität als anderes Recht, aber es hat den spezifischen kirchlichen 
Auftrag zu erfüllen. Deshalb wird heute häufiger vom Antwort­
charakter des evangelischen Kirchenrechts gesprochen (vgl. Klaus 
Sehlaich, Kirchenrecht und Kirche. ZcvKR 28. 337 (353). Kirchen­
recht ist menschliches Recht, aber es istAntwort au! das Evangelium 
(,,antwortende Entsprechung", so Wolfgang Huber: Die wirkliche 
Kirche. Das Verhältnis von Botschaft und Ordnung als Grundprn­
blem des evangelischen Kirchenverständnisses im Anschluß an die 
3. Barmer These, in: Burgsmüller (Hg.), Barmen III. Bd. I Anm. 48
S. 251 ). Es antv,;ortet auf das Evangelium nach dem Maß menschli­
cher Einsicht und ist auf das am.gerichtet, was der Gemeinde dient
(Martin Honec·kcr, Theologische Realcnzyklopiidie 18. 1990. S. 743 ).
Die Ordnungen der Kirche sind deshalb nicht beliebig, sondern ste­
hen mit ihrer Identität in untrennbarem Zusammenhang. Doch ist
kirchliches Recht wirkliches Recht. Es unterliegt der allgemeinen
Rechtsidee, hat Teil an allgemeinen Rechtsgrundsätzen und speist
sich wie das staatliche Recht aus Rechtsquellen.

2) Die Lehre \On den J{cchtsqucllcn gehört zur Rcchbthcoric; diese
zu entfalten, ist hier nicht der Ort. Nur soviel: Die Rechtsquellen
stehen in einer hierarchischen Rangordnung, d.h„ die nächsthöhere
Rechtsquelle geht der vorigen im R,mge vor. Nach der Rechtsquellen­
lehre werden an erster Stelle die Rechtsgrundsätze genannt. Sie sind
fundamentale :"formen, die auch als „iibcrpositi,es Recht" bezeich­
net werden, 1 .. B. im Grundrechtskatalog des Grundgesetzes ihren
Niederschlag gefunden haben. Auch der GrundsatL von Treu und
Glauben des Bürgerlichen Gesetzbuches ist ein fundamentaler Rechts­
grundsatz. Doch gelten diese Grundsätze trotz ihres höchstens Ran­
ges nur subsidiär, weil z.B. allein aufgrund der Prinzipien von Treu
und Glauben kein Streitfall entschieden werden könnte. Vielmehr
bedarf es dazu der Ableitung von Rechtssät1.en aus den Grundslitzen.
Eine Rechtsfrage ist deshalb zunächst nach den speziellen Rechts­
quellen zu entscheiden. Erst wenn diese keine hinreichende Entschei­
dungsgrundlage bilden oder ein offenbarer Widerspruch zu höher­
rangigen Rechtsgrundsätzen zu erkennen ist, kann auf sie zurückge­
griffen werden (Hans-Jürgen Wolff, Verwaltungsrecht, Band I 7.
Auflage 1968, § 25). Auf diesem Prinzip beruht im deutschen Recht
die Normenkontrolle durch das Bundesverfassungsgericht. In der
Skala der Rechtsquellen folgt im staatlichen Recht den Rechtsgrund­
sätzen das Gewohnheitsrecht, das Staatengemeinschaftsrecht, das
richterliche Urteilsrecht, die Gesetze, die Rechtsverordnungen, die
Satzungen.

3) Im Kirchenrecht findet diese Skala ihre Entsprechung, wenn auch
nur teilweise, weil z.B. das richterliche Urteilsrecht nur eine unter­
geordnete Rolle spielt. Jeder kirchenrechtlichen Regelung vorgeord­
net ist der Auftrag, das Evangelium zu bezeugen. Deshalb sind die

Grundsätze von Schrift und Bekenntnis als am ranghöchsten zu be-
1.eichnen. Sie w<?rden in der Kirchenrechtswissenschaft :1h biblische
Weisungen definiert, wie z.B. der Verkündigungsauftrag, der Tauf­
befehl, das Liebesgebot (vgl. die Zusammenstellung bei Albert Stein,
a.a.O., S. 24 ff.). Die Grundsätze von Schrift und Bekenntnis sind
der bestimmende Faktor allen kirchlichen Rechts, und durch sie wird
auch die Gemeinschaft in der Ökumene bestimmt. Deswegen stellen
Kirchcnverfa,sungen die Bindung an Schrift und Bekenntnis allen
weiteren Artikeln voran. Auch in der Rechtsanwendung sind Schrift
und Bekenntnis oberste Instanz. Auf einer Tagung der Arnoldshainer
Konferenz für Richter an Kirchengerichten haben wir 1982 diese The­
matik unter der Fragestellung „Inwieweit sind Schrift und Bekennt­
nis höherrangige Normen gegenüber dem positiven Recht?" erörtert.
Dabei erzählte LrndesbischofEngelhardt von dem Vikar. der die staat­
liche Eheschliel:iung ablehnte und unter Berufung auf Schrift und
Bekenntnis nur kirchlich getraut werden wollte. Das ist ein gutes
Beispiel dafür. daß auch in der Kirche bei der Rechtsanwendung
zunächst die speziellen Vorschriften zum Zuge kommen.

IV, Die Rechtsqualität 

1) Um welche Art von Rechtsquellen handelt es sich nun bei der
kirchlichen Lebensordnung? Oder anders gefragt: Welches ist die
Rechtsqualität von Lebensordnungen? Diese Frage stürzt uns Juri­
sten in einige Verlegenheit. Sie läßt sich nur differenziert beantwor­
ten. Denn Lebensordnungen wollen au! der einen Seite möglichst
kein Recht, sondern seelsorgerliche Orientierung sein. doch Hißt sich
auf der anderen Seite nicht übersehen. dal3 sie rechtliche Wirklich­
keit ausstrahlen. Sie haben deshalb einen schillernden Charakter (Hans
Liermann, Die kirchliche Lebensordnung, in: Lutherische Monats­
hefte 1967, S. 63 ff.). Dieser Zustand wird dadurch verstärkt, daß
eine Vielzahl von Sachgebieten und Adressaten in der Lebensordnung
enthalten ist und in der dritten Gencr,uion von Lebensordnungen eher
eine Vermehrung als eine Verminderung der Sachgebiete Platz greift
wie z. B. im neuen Entwurf der EKD das Kapitel 8 „Geld und Be­
sitz".
Die geltende Lebensordnung ist als ein Kirchengesetz in Paragraphen-.
form von der Synode erlassen worden, doch unterstreicht der Vor­
spruch, dal:I die Lebensordnung kein Gesetz sei. Wie ist dieser Wi­
derspruch aufzulö,en?

2) Juristen unterscheiden zwischen Gesetzen in materiellem und in
formellem Sinn. Gesetz im materiellen Sinn ist jeder positive Rechts­
satz oder jede Rechtsnorm, die mit dem Anspruch auftritt, verbind­
lich zu sein. Rechbnormen formulieren ihrem Sinne nach: Jedesmal.
wenn ein bestimmter Tatbestand erfüllt ist, soll eine Rechtsfolgl'. ge­
setzt oder hingenommen werden.
Gesetz im formellen Sinn ist ein in einem verfassungsgemäßigen
Gesetzgebungsverfahren zustande gekommener Willensakt der
Gesetzgebungsorgane ohne Rücksicht auf seinen materiellen Cha­
rakter. Die geltende Lebensordnung ist nach dieser Definition ein
formelles Gesetz, weil es von der Synode als gesetzgebendem Organ
geschäftsordnungsgemäß nach zweimaliger Beratung und Beschluß­
fassung erlassen wurde. Die Lebensordnung ist aber nur bedingt ein
materielles Gesetz, weil ihr der nmmative Charakter im beschriebe­
nen Sinn weithin fehlt. Der Grund dafür ist schlicht und einfach: Es
wird das Leben der Christen zum Ausgangspunkt genommen, und
Leben, das geordnet werden soll, läßt sich eben nur zu einem gerin­
gen Teil in Rechtssätze fassen. Es geht in erster Linie um geistliche,
sakramentale, seelsorgerliche und pastoralethischeAnweisungen und
Hilfen, bei denen rechtliche Kategorien zurückstehen (Günter Wendt,
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Zur kirchenrechtlichen Problematik der Ordnung des kirchlichen 
Lebens, in: ZevKR 10. 1963/6� S. 10 ff.). 

Deshalb fragt auch Friedrich Winter in seinem Aufsatz „Die Proble­
matik einer kirchlichen Lebensordnung" (T heologische Literaturzei­
tung 1972 S. 642 ff.) die Bezeichnung Ordnung an. Doch meine ich, 
daß gerade die Kombination geistlicher und rechtlicher Elemente eine 
kirchliche Ordnung ausmacht, übrigens auch eine „Kirchen­
verfassung" oder „Grundordnung", und deshalb zu Recht am Begriff 
Ordnung festgehalten wird. Auch der zitierte Entwurf des Bundes 
der Evangelischen Kirchen in der DDR „Mit der Kirche leben" ver­
wendet für sich den Begriff Ordnung. Hinzu kommt die Erwägung, 
daß die Lebensordnung kein isoliertes Dasein führt, sondern in das 
Gesamtgefüge theologisch verantworteter kirchlicher Ordnungen ein­
gebunden ist, vor allem in das kirchliche Verfassungsrecht, in das 
Dienstrecht, in das Lehrbeanstandungs- und Visitationsrecht. 

3) Wie ausgeführt, läßt sich die Frage nach der rechtlichen Qualität
von Lebensordnungsbestimmungen nur differenziert beantworten. Es 
kommt jeweils darauf an, ob es sich um Rechtsnormen oder nur um 
Aussagen oder Feststellungen handelt. Dies muß anhand der Bestim­
mungen jeweils untersucht werden, wobei darauf hinzuweisen ist,
daß auch Aussagen Rechtsnormcharakter haben können. Wenn es
z.B. in Art. 1 bei der Bestattung (S. 62) heißt, daß der Pfarrer oder
die Pfarrerin mit den Hinterbliebenen ein seelsorgerliches Gespräch
führt, ist das eine Aussage oder Feststellung, aber zugleich eine Ver­
pflichtung der Seelsorger und Seelsorgerinnen. Der Entwurf der neuen
Lebensordnung vermeidet in der Überschrift zum jeweils dritten Teil
das Wort Recht oder Rechtsgrundsätze, sondern spricht von Richtli­
nien und Regelungen. Darin liegt eine gewisse Verlegenheit beschlos­
sen, weil Oberbegriffe gefunden werden müssen, die den Norm­
charakter offen lassen. Deshalb scheint es mir nützlich und notwen­
dig zu sein, interpretatorische Hilfestellungen unter Hinweis auf die
Kategorien Muß-Vorschrift und Kann-Vorschrift zu geben.

4) Bestimmungen der Lebensordnungen, die als Rechtsnormen zu
qualifizieren sind, finden sich z.B. im Amtshandlungsrecht bei den
Versagungsgründen, im Abschnitt Seelsorge, Beratung und Beichte,
aber auch in dem neuen Abschnitt Geld und Besitz.
Muß-Vorschriften verlangen vom Adressaten ein bestimmtes Verhal­
ten. Es ist ein rechtlicher Befehl, dessen Nichtbeachtung i.d.R. Sank­
tionen nach sich zieht. Freilich kommen Muß-Vorschriften in einer
Lebensordnung weniger vor und dort, wo sie vorkommen, sind sie
meistens eine Wiederholung von andernorts geregelten gesetzlichen
Bestimmungen. So verhält es sich z.B. mit der seelsorgerlichen
Schweigepflicht und dem Beichtgeheimnis. Diese sind Bestandteil
des Dienstrechts, manchmal auch des Verfassungsrechts. Die Verlet­
zung des Beichtgeheimnisses durch Ordinierte ist eine Amtspflicht0 

verletzung, die disziplinarisch geahndet wird. Dies ist jedoch zunächst
nicht aus der Lebensordnung abzuleiten, sondern aus den genannten
höherrangigen Rechtsquellen.

5) Weitere Muß-Bestimmungen, wenn auch ganz anderer Art, sind in
Artikel 5 des Abschnitts über die Taufe enthalten. Nach Absatz 1 ist
die Taufe zurückzustellen, wenn die Eltern das Taufgespräch verwei­
gern oder wenn Sorgeberechtigte der Taufe widersprechen oder wenn
die evangelische Erziehung des Kindes abgelehnt wird. Nach Absatz
2 darf die Taufe eines Kindes, dessen Eltern nicht der evangelischen
Kirche angehören, nur vollzogen werden, wenn die Eltern damit ein­
verstanden und Patinnen und Paten oder andere Gemeindeglieder
bereit und in der Lage sind, Verantwortung für die evangelische Er­
ziehung des Kindes zu übernehmen. Andernfalls muß die Taufe zu-

rückgestellt werden. Nach Absatz 3 ist die Taufe von Erwachsenen 
zurückzustellen, wenn sie an der Taufunterweisung nicht teilgenom­
men haben oder wenn das Taufgespräch ergibt, daß das Begehren 
nicht ernsthaft ist. 
Alle drei Absätze des Artikels 5 sind Muß-Vorschriften; gleichwohl 
ist die Spannung unübersehbar zwischen der Qualifizierung als Muß­
Vorschrift und der Aussage, die Lebensordnung sei kein Gesetz. Ist 
also die genannte Bestimmung des Artikels 5 keine Norm und nicht 
verbindlich? Bevor ich antworte und im nächsten Abschnitt das The­
ma „Verbindlichkeit" behandele, will ich noch die anderen beiden 
Typen Soll- und Kann-Vorschriften erläutern. Bei beiden handelt es· 
sich um Ermessensformen. Der Unterschied zwischen Soll- und Kann­
Vorschriften liegt aber darin, daß von Soll-Vorschriften nur ausnahms­
weise mit wohl erwogenen Gründen abgewichen werden kann, wäh­
rend Kann-Vorschriften einen Ermessensspielraum eröffnen, der aber 
nicht ad libitum oder gar willkürlich gebraucht werden darf, sondern 
sich am Gesamtzweck der Rechtsmaterie orientiert. Es ergibt sich 
aus der Natur der Lebensordnung, daß die Rechtssätze, die Er­
messungsentscheidungen erlauben, überwiegen. Soll-Vorschriften 
finden sich z.B. beim Patenamt, beim Gottesdienst, bei der Bestat­
tung Ungetaufter. Ausdrückliche Kann-Bestimmungen sind im 
Regelungsteil des Kapitels 1 über Gottesdienst und Abendmahl ent­
halten (z.B. Artikel 6 Absatz 4) sowie im Kapitel Kirchen­
mitgliedschaft (Artikel 11). Bei Ermessungsentscheidungen im welt­
lichen Recht sind leitende Rechtsgrundsätze, von denen ich vorher 
im anderen Zusammenhang gesprochen habe, eine wesentliche Hilfe 
bei der Entscheidungsfindung. Dies gilt noch viel mehr für die 
Lebensordnung in ihrem Eingebettetsein in kirchliches Verfassungs­
recht und in die Grundsätze von Schrift und Bekenntnis. 

V. Die Verbindlichkeit

1) Bei der Vorbereitung dieser Synodaltagung vor etwa einem Jahr
sollte das rechtlich zu verhandelnde Thema „Die Verbindlichkeit
kirchlicher Lebensordnungen" heißen. Die Frage nach der Verbind­
lichkeit ist also diejenige, die uns Juristen immer wieder gestellt wird.
Ich habe versucht, im vorhergehenden Abschnitt Rechtsqualität un­
ter Verwendung juristischer Kategorien der Muß-, Soll-, und Kann­
Vorschriften eine Antwort zu geben. Rechtsqualität und Verbindlich­
keit stehen in einer engen Beziehung zueinander. Ein Rechtssatz, der
sich in einer Norm verdichtet, muß, soll oder kann befolgt werden.
Er ist verbindlich. Unverbindliche Rechtsnormen gibt es nicht. Blo­
ße Aussagen oder Feststellungen können nicht verbindlich sein.

2) Inwiefern gilt das nun für die kirchliche Lebensordnung, die auch
Rechtsnormen als Muß-, Soll- und Kann-Vorschriften enthält und
doch kein Gesetz sein will? Hier befindet sich der Kirchenjurist in
einem Dilemma. Albert Stein begegnete ihm in seinem Vortrag vor
der Arnoldshainer Konferenz durch Übernahme der Begriffe
,,Handlungsentwurf" und „Regelungsmodell" aus der modernen
Rechtsphilosophie (Rudolf Bäumlin: Staat, Recht und Geschichte, ·
Zürich 1961, S. 24; Werner Maihofer, Realistische Jurisprudenz in:
G. Jahr - W. Maihofer, Rechtstheorie, Frankfurt 1971, S. 427 ff.).
Recht wird hier nicht als Satz verstanden„der von oben nach unten
etwas zu erzwingen sucht, sondern als Anleitung, ,,einem Problem
der Wirklichkeit nach Möglichkeit gerecht zu werden, indem Hand­
lungen voraus entworfen und für Konfliktmöglichkeiten eine Rege­
lung angeboten wird". Andere Autoren setzen sich dafür ein, die
Dispens aus dem kanonischen Recht als Institut des evangelischen
Lebensordnungsrechts einzuführen, wofür es bereits Ansätze gibt,
wie z.B. bei der Bestattung Ausgetretener (vgl. Hartwig Niemann in:
ZevKR 29. 1984 S. 123).
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Überzeugender er,cheint mir ein Rückgriff auf die Kateguricn der 
Rechtsphilosophie zur Geltung von Rechtsnormen. Der Geltungs­
begriff umfaßt danach drei Modalitäten: die moralische, die sozial­
ethische und die obrigkeitliche Geltung. Die moralische Geltung 
h:ansprucht das eigene Gewis,cn, daß die gerechte Norm auch ohne 
Sanktionen als Pflicht ins Bewußtsein hebt. Die sozialethische Gel­
tung einer ;\lorm meint die Anerkennung der in einem Volk herr­
schenden Anschauung und '\Vertvorstellung, und die obrigkeitliche 
Geltung meint ihre Erzwingbarkeit (vgl. Reinhold Zippelius in: Ev. 
Staatslexikon, 2. Aufl. 1975, S. 1983 ff). 

3) Es ist deutlich, daß Lebensordnungsnormen nicht mit Zwang durch­
setzbar sind. Die Mittel. die in der Kirche zur Durchsetzung kirchli­
chen Rechts zur Verfügung stehen. sind ohnehin gering: bei
Gemeindegliedern der Entzug kirchlicher Rechte, bei Gemerndekir­
chenräten dieAuflösung wegen erheblicher Rechtsverstöße. bei Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeitern dienstrcchtliche bzw. arbeitsrechtli­
che Konsequenzen. Doch die moralischen und sozialethischen Kate­
gorien einer Geltung rechtlicher Bestimmungen haben ihre Legiti­
mation auch und gerade in der Rechtsgemeinschaft Kirche. Außer­
dem treten spezifisch geistliche und kirchliche Kategorien hinzu. wenn
es im Vorspruch heißt, um der Liebe willen solle die Ordnung einge­
halten werden. Ihr solle sich niemand ohne gewichtigen Grund ent­
ziehen. Bischof fänicke, der frühere Bischof der KirchenprO\ inz Sach­
sen, schrieb vor vierzig Jahren im Auftrag seiner Synode einen per­
sönlichen Brief an seine Schwestern und Brüder im Amt. Der Brief
trug die Überschrift .Zur Frage der Verbindlichkeit kirchlicher Ord­
nungen" (Johannes Jänicke: Kirche in der Zeit 1961 S. 328). Mit
einem Zitat aus diesem Brief will ich den ersten Teil des Vortrages
8bschließen: ,,Kirchliche Ordnung ist verbindlich. weil die Liebe zu
den Schwestern und Brüdern verbindlich ist und uns zu gemeinsa­
mem Weg und Handeln verpflichtet, und „daran wird jedermann er­
kennen, daß ihr meine Jünger seid, so ihr Liebe untereinander habt.
spricht der Herr'· (Jc,h. 13.35)

B. Besonderer Teil

Im zweiten Teil möchte ich aus rechtlicher Sicht über den Themen­
katalog von Lebensordnungen sprt'.chen und einige Artikel des vor­
liegenden Entwurfs kommentieren. 
Die geltende Lebensordnung der EKU von 1955 weist nach dem 
Vorbild der Lebensordnung der Altpreußischen Union von 1930 zehn 
Abschnitte auf: Chronologisch behandelt sie das Christenleben von 
der Taufe bis zur Bestattung. Den Schlußabschnitt bilden Aufnahme 
in die Kirche und Kirchenaustr.itt. 

I. Von der Heiligen Taufe
II. Von der evangeli:;ehen Erziehung und von der Konfirmation
111. Von der Jungen Gemeinde
IV. Vom Gottesdienst
V. Vom Heiligen Abendmahl
VI. Von der Seelsorge, von der Beichte und von der kirchlichen Zucht. 
V II. Vom Leben und Dienst unter dem Wort 
V III .Von der Trauung
IX. Von der kirchlichen Bestattung
X. Von der Aufnahme in die Kirche und den Folgen des Austritts
Der neue Entwurf enthält neun Kapitel und weicht von dem chrono­
logischen Schema ab. Er faßt im ersten Kapitel Gottesdienst und
Abendmahl zusammen, behandelt im zweiten die Kirchen­
mitgliedschaft und die Beteiligung am Gemeindeleben. Es folgen
die Amtshandlungen im Kapitel 3, 4 und 6. Seelsorge, Beratung und
Beichte sind im Kapitel 5 enthalten. Neu sind die Abschnitte 7: Dienst,
Mitarbeit und Leitung, 8: Geld und Besitz, und schließlich 9: Verant­
wortung in Öffentlichkeit, Gesellschaft und Politik.

Gottesdienst und Abendmahl (Kapitel 1) 

Die herausragende Bedeutung von Gottesdienst undAbendmahl wird 
durch die Plazierung an erster Stelle deutlich. Der Entwurf knüpft 
damit an das Lehr- und Handbuch des Kirchenrechts von Erik Wolf 
an, das wie folgt einsetzt: .,Bekennendes Kirchenrecht ist Ordnung 
des Gottesdienstes. Systematisch - nicht nur historisch - ist alles Kir­
chenrecht im Grunde Gottcsdicn.stnrdnung··. Von rechtlicher Rele­
vanz ist in diesem Kapitel zunächst der Artikel I über die Gottesdienst­
zeiten. Grundsätzlich wird am Sonntagsgottesdienst festgehalten. Orte 
und Zeit bestimmt der Gemeindekirchenrat. Soll jedoch der Gottes­
dienst immer an einem anderen Tag als am Sonntag stattfinden. be­
darf dies der Zustimmung des Kreiskirchenrates. Wie aktuell diese 
Bestimmung in ihrer praktischen ;\l otwencligkeit ist. bedarf in der 
gegenwärtigen Situation - vor allem im Osten Deutschlands - keiner 
besonderen Begründung. ;\lach Artikel 3 ist die Verkündigung im 
Gottesdienst afl die Heilige Schrift gebunden. Die biblischen Lesun­
gen sollen in der eingeführten Bibelübersetzung vorgetragen wer­
den. Die geltende Lebensordnung schreibt in Artikel 36 noch die 
Verwendung von Luthers Übersetzung der Heiligen Schrift vor. Von 
besonderer Bedeutung ist rn diesem Kapitel Artikel 6 über die Teil­
nahme am Abendmahl. In Absatz 1 wird festgeschrieben, daß grund­
legende Voraussetzung für die Teilnahme die Taufe ist. Mir fällt auf, 
daß dieser Sat; in der biblisch-theologischen Grundlegung nicht 
problematisiert wird, obwohl die Frage - kein Abendmahl ohne Tau­
fe - immer wieder einmal virulent ist. 
Die weiteren Absätze über das Abendmahl wlihrend der Konfirman­
dcnuntcrweisung und über das sogenannte Kinderabendmahl sind 
wortgleich aus dem Muster der Arnoldshainer Konferenz übernom­
men worden. Es ist erfreulich, daß inzwischen über diese Fragen 
eine so breite Cbereinstimmung besteht. Die Möglichkeit eines Aus­
schlusses vom Abendmahl ist im Kapitel 2 Kirchenmitgliedschaft(§ 
6 Absatz 1 S. 1) enthalten. Ob das die richtige Plazierung ist, sollte 
noch einmal überprüft werden. 

Kirchenmitgliedschaft und Beteiligung am Gemeindeleben 

(Kapitel 2) 

1) Ein Charakteristikum der Lebensordnungen ist der enge Zusam­
menhang mit der Kirchenmitglicdsc·haft, denn es geht in den Lebens­
ordnungen zunächst einmal um die christliche Existenz der getauf­
ten Gemeindeglieder in einzelnen Abschnitten und Situationen ihres
Lebens. So setzt der Wahrnehmungsteil ( ... ) auch damit ein: .,Theo­
logisch verstanden ist die Kirche die geistliche Gemeinschaft der in
Jesus Christus verbundenen Gemeindeglieder". und der biblisch-theo­
logische Teil (II) unterstreicht, daß die Taufe die Zugehörigkeit zur
Kirche konstituiert. Eine Weiterentwicklung gegenüber der gelten­
den Lebensordnung ist darin zu erkennen, daß der missionarische
Impuls auch Nichtchristen einbezieht, wenn es in Teil II heißt: ,,Mit
ihrem öffentlichen Wirken, mit ihrer Verkündigung, ihren diakoni­
schen und kulturellen Angeboten wendet sich die Kirche an alle
Menschen" (Seite 24). Es überrascht allerdings, daß im Regelungs­
teil wenig von der angemahnten Öffnung für Nichtmitglieder übrig
bleibt: Artikel 10 handelt von dem Dienst an Ausgetretenen. Die Ge­
meinde wird in Pflicht genommen, ,,Ausgetretenen nachzugehen, sie
zu informieren, für sie zu beten und sie immer wieder auch zur Rück­
kehr in die Kirche einzuladen". Und in Artikel 11 über die gastweise
Mitarbeit kann ein Nichtmitglied aufWunseh als mitarbeitender Gast
in ein Register der Kirchengemeinde, des Kirchenkreises oder einer
anderen kirchlichen Einrichtung eingetragen werden. Kirchliche Ein­
richtungen und Kirchengemeinden können mitarbeitenden Gästen be­
stimmte Rechte der Beratung und Mitwirkung einräumen.
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2) In die,e.m Zu,ammenhang gehören auch weitere, neue f-ragcn der
Kirchenmitgliedschaft, die im Entwurf nicht vorkommen, aber von
den östlichen Kirchen in die Diskussion gebracht wurden, nämlich
z.B. die Einführung einer gestuften l\Iitgliedschaft, die unterschied­
liche Grade der Beteiligung am kirchlichen Leben ermöglichen soll
(vgl. .,Minderheit mit Zukunft" - Zwischenbilanz und Anregungen
zur Weiterarbeit in den Kirchen. Im Auftrag des Kirchenamtes der
EKD herausgegeben von Jlelmut Zeddies u.a.). Die Tatsache, daß
sich in der Gemeinde Getaufte und U ngetaufte zusammenfinden, war
für die Kirchen in Ostdeutschland zu einer fast alltäglichen Erfah­
rung geworden. Deshalb sind schon vor der Wende Überlegungen
angestellt worden, ob und wie den Ungetauften rechtlich eine Mit-·
wirkung in der Gemeinde ermöglicht werden kann. Gleichzeitig
wurde vielfach der zwingende Zusammenhang zwischen der durch
die Kindertaufe begründeten Mitgliedschaft und den späteren recht­
lichen Pflichten, insbesondere der Kirchensteuerpflicht, problemati­
siert. Jörg Winter hat in einem Vortrag bei der letzten Richtertagung
der Arnoldshainer Ko1iferenz im Mai 1997 diese Problematik im ein­
zelnen abgehandelt und darauf verwiesen, wie schwierig es sei. mit
den soziologischen Veränderungen theologisch und juristisch ange­
messen umzugehen. Die Zeiten, in denen es zur bürgerlichen Wohl­
anständigkeit gehörte, Mitglied einer der beiden großen Kirchen zu
sein, seien auch im Westen endgültig vorbei. Die im Kindesalter ohne
eigenes Zutun erworbene Kirchenmitgliedschaft werde immer weni­
ger als lebenslange Verpflichtung akzeptiert. Die Beibehaltung der
Mitgliedschaft werde vielmehr im Sinne eines sozialen Tausch­
verhältnisses einem Kosten-Nutzen-Denken unterworfen, das der
Logik von Leistung und Gegenleistung folgte. Zu Recht kritisierte
er, auch die Kirche selbst lasse sich in zunehmendem .\1aße auf die
Denkweise ein, wenn wie ,elbstverstiindlich vom Markt der Weltan­
schauungen gesprochen werde, auf dem man sich behaupten müsse.

:\) Anfang der acht1.iger Jahre hat es im Bund der Evangelischen Kir­
chen in der DDR Bemühungen gegeben, ein Kirchenrnitglicdschatts­
gesetz zu erlassen und dabei neue Formen von Kirchenmitgliedschaft 
zu beschreiben. Das ist nicht geglückt. Man hat sich nicht darüber 
verständigen können, in welcher Wei,e Menschen, die nicht getauft 
sind, als Quasi-Mitglieder behandelt werden können. Ob hier recht­
liche Differenzierungen im Sinne einer gestuften Mitgliedschaft über­
haupt weiterhelfen können. ist mir fraglich. Dazu sind die Verhiilt­
nissc im Einzelfall zu verschieden. So verdienen Katechumenen eine 
andere Betrachtungsweise als Menschen. die das Bedürfnis nach ei­
ner .. Schnupperkirche" haben. Rechte und Pflichten entstehen eben 
erst bei vollständiger Mitgliedschaft. Deswegen finde ich es im Er­
gebnis richtig, wenn der vorliegende Entwurf von der Begrifflichkeit 
der gestuften Mitgliedschaft absieht. 
Trotzdem sollte sich der 1-\usschuß den Fragen der Beteiligung \On 
Nichtmitgliedern noch einmal unter Berücksichtigung der Studie 
„Kirche mit Hoffnung" - Leitlinien künftiger kirchlicher Arbeit in 
Ostdeutschland - im Auftrag des Kirchenamtes der EKD herausge­
geben von Helmut Zeddies (1998) widmen. Darin heißt es (S. 25): 
.Jn der Gemeinde müssen auch die Ungetauften willkommen sein 
ebenso wie die, die nur Kirche bei Gelegenheit suchen. Sie kommen, 
ohne sich zu binden, weil sie nicht wissen, wie lange sie bleiben 
wollen, Auch sie haben ein Recht, dabei zu sein, ernst genommen zu 
werden und auch mitarbeiten zu können. 

4) Besondere Aufmerksamkeit in diesem Kapitel verdienen die Arti­
kel 4 und 6. Artikel 4 handelt von den Rechten der Kirchenmitglie­
der. Eine solche Bestimmung ist neu. Bisher bestehen die Berechti­
gungen fast nur darin, Beschwerde gegen die Ablehnungen von Amts­
handlungen einzulegen. Der Katalog der fünf Spiegelstriche des Ar­
tikels 4 unterstreicht hingegen die Teilnahmebefugnis der Kirchen-

-- - ---- --

mitglieder am kirchlichen Leben und an der Gemeindeleitung durch 
Ausübung des kirchlichen Wahlrechts. 
Die Frage, ob Berechtigungen der Gemeindeglieder ausdrücklich in 
die kirchliche Rechtsordnung aufgenorrnne.n werden sollen. ist seit 
einigen Jahren aktuell. Insbesondere bei der Gestaltung von Kirchen­
verfassungen. geht es um die Frage, ob Grundrechte der Kirchenmit­
glieder in die Verfassungen aufgenommen werden sollen, .. ob die 
Kirche für ihre innere Ordnung, die sich aus dem Verkündigungs­
auftrag ergibt und an ihm ihr Maß hat. Forderungen berücksichtigen 
muß, die dem Menschenrechtsgedanken entstammen" (Wolfgang 
l luber/l leim Eduard Tödt, Menschenrechte, München 1977 S. 199.)

Im Recht der römisch-katholischen Kirche, im Corpus luris Canonici
sind Grundrechte wie selbstverständlich festgeschrieben, auch wenn
die Rechts,tellung der Katholiken sich differenziert in die allen
Kirchengliedern gemeinsamen Rechte, in die Rechte der Laien, der
Kleriker und der Ordensleute, und auch, wenn die Rechte der Katho­
liken ihre Schranken in der kirchlichen Autorität finden.
In der evangelischen Kirche wird eine Debatte über das Thema Grund­
rechte seit etwa 25 Jahren geführt. Die Evangelisch-reformierte Kir­
che hat als einzige Gliedkirche der EKD bisher eine Grundrechts­
bestimmung in ihre Verfassung von 1988 aufgenommen. 9 2 trägt
die Überschrift „Grundrechte" und lautet:

( 1 _! Die Botschaft der! !eiligen Schrift Alten und Neuen Testamentes 
gilt allen Menschen. Darum hat jeder das Recht, am Gottesdienst 
und am ganzen Leben der Kirchengemeinde teilzuhaben. Jeder hat 
das Recht, Glied der Kirchengemeinde zu werden. Niemand darf 
gegen sein Gewissen zur Mitgliedschaft gezwungen werden. 

(2),:\1s Gemeinschaft\ on Schwestern und Briidern bezeugt die Evan­
gelisch-reformierte Kirche (Synode evangelisch-reformierter Kirchen 
in Bayern und Nordwestdeutschland) Jesus Christus als das Haupt 
der Kirche. In ihm haben alle Unterschiede der Menschen ihre tren­
nende Bedeutung verloren. Darum darf niemand wegen seiner Her­
kunft oder seines Geschlechtes benachteiligt werden. 

(3) Die Evangelisch-reformierte Kirche (Synode evangelisch-refor­
mierter Kirchen in Bayern und .\fordwestdeutschland) hat in ihrer
Ordnung und in ihrem Handeln die Würde jedes einzelnen Menschen
zu achten und für sie einzutreten. Sie sucht das Gespriich mit ande­
ren '.vtenschen und Gruppen, die nach der Wahrheit fragen und Wege
der Gerechtigkeit, des Friedens und der Bewahrung der Schöpfung
gehen wollen.

Während der von mir eingangs zitierte Staats- und Kirchenrechtler 
Ulrich Scheuner eine grundrechtliche Sicherung von Christenrechten 
mit der Begründung ablehnt, Grundrechte seien im Staat als Abwehr­
rechte entstanden und hätten deshalb im kirchlichen Bereich keinen 
Platz (in: Zeitwende 1967 S. 378), halten neuere Autoren die Aner­
kennung von Grundrechten oder Christenrechten in der Kirche mit 
dem Hinweis auf die 3. Barmer These für unverzichtbar (Dietrich 
Pirson, Grundrechte in der Kirche, in: ZevKR 17. 1972 S. 358 (366), 
Klaus Obermayer, Aufgabe einer evangelischen Kirchenverfassung 
in dieser Zeit, in: ZevKR 32. 1987 S. 5 ff.) Die Stellung aller einzel­
nen in der Kirche werde damit als Freiheit (der Kinder Gottes), als 
Gleichheit (von Schwestern und Brüdern) und als aktive Teilhabe 
(der Glieder am Leibe Christi) bestimmt (Wolfgang Huber, Gerech­
tigkeit und Recht, Gütersloh 1996 S. 434 ff.) Es wird dementspre­
chend ein Grundrechtskatalog entwickelt, an dessen erster Stelle das 
Recht auf Zugang zum Glauben und auf Teilnahme am Gottesdienst 
sowie auf christliche Unterweisung und Seelsorge steht. In der Evan­
gelische Kirche in Hessen und Nassau wird gegenwärtig der Ent-
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wurf einer Lebensordnung beraten, der einen umfangreichen Kata­
log von Christenrechten autwei;;t, der bis zur ln,1nspruchnahme von 
Gemeinderiiumcn für private Zwecke der Kirchenmitglieder reicht. 
Nun zurück zu unserem Ausgangspunkt, Artikel 4. Er trägt die Über­
schrift „Rechte der Kirchenmitglieder", formuliert im Text jedoch 
keine Rechtsansprüche, sondern leitet die Berechtigungen der fünf 
Spiegelstriche mit der Formulienmg ein: ,,Sie (die Kirchenmitglie­
der) sind berufen, am kirchlichen Leben teilzunehmen"' usw. Es bleibt 
also im Dunkeln, ob hier Christenrechte in dem 1·un mir beschriebe­
nen Sinne gemeint sind. Auch die vorangegangenen beiden Teile. 
insbesondere die theologische Begründung, gibt dazu keine Hinwei­
se. Der Ausschuß sollte sich der Thematik noch einmal annehmen. 

5) Artikel 6 des Kapitels „Kirchenmitgliedschaft) handelt vom Ver­
lust der kirchlichen Rechte. In ,\bsatz 1 wird als Beispielfall der Ver­
lust des Rechts auf Teilnahme am Abendmahl genannt. Diese Be­
stimmung ist gewissermaßen der Rest der Kirchenzucht, die j'a in­
zwischen zum Fremdwort geworden ist, obwohl sie in der ersten und
zweiten Generation der Lebensordnungen geradezu Motiv der Ord­
nungen war. Artikel 6 Absatz 1 ist eine Kann-Bestimmung und nennt
als Kriterien für den möglichen Verlust der kirchlichen Rechte „die
Wahrheit des Evangeliums leugnen, die Kirche unglaubwürdig ma­
chen oder die kirchliche Gemeinschaft zerstören". Sie gibt die Ent­
scheidung in die Hand des Gemeindekirchenrates und verweist in
Absatz 3 auf gliedkirchliches Recht. Ich habe gegen die Bestimmung
erhebliche rechtliche Bedenken. 1veil sie zu unbestimmt ist. Welche
Rechte sind es denn, die verloren werden können. die in A11ikcl 4
genannten (auch das Recht auf Teilnahme am kirchlichen Leben7 )
Oder noch andere?

6) Einer besonderen Kommentierung aus rechtlicher Sicht bedarf
ferner Artikel 9: Wiederaufnahme in die Kirche. Sie wird merkwür­
digerweise im.Wahrnehmungsteil und im Teil Biblisch-theologische
Orientierung gar nicht behandelt, obwohl die Wiederaufnahme Aus­
getretener glücklicherweise keine Rarität ist. Der geltende Artikel 80
ist seit langem obsolet geworden. Die darin enthaltenen hohen Hür­
den (u.a. Teilnahme am Gemeindeleben und an einem Unterricht.
um die Ernsthaftigkeit des \\'iederaufnahmebegehrens zu beweisen,
drei Monate Wartezeit) sind gefallen, und der einladende Charakter
hat in der neuen Wiederaufnahmeregelung seinen '.\iederschlag ge­
funden (1\rtikel 9). Er ermöglicht auch den Wiedereintritt in zentra­
len Eintrittsstellen, die den Wiedereintritt nicht nur vermitteln, son­
dern ihn auch vollziehen. Es wäre wünschenswert, wenn dieser Voll­
zug EKD weit Wirkung entfalten könnte, konkret gesprochen, wenn
ein Düsseldorfer im Berliner Dom seinen Kirchenreintritt so vollzie­
hen könnte. daß er bei sich zu Hause in Düsseldorf gilt.

Amtshandlungen (Kapitel 3, 4 und 6) 

1) Der Entwurf vermeidet den Begriff „Amtshandlungen" oder
„Kasualien", doch empfiehlt es sich, ihn für eine zusammenfassende
Darstellung beizubehalten. Amtshandlungen sind Gottesdienste aus
einem bestimmten Anlaß. Diese inzwischen wohl geklärte theologi­
sche Position ist Ausgangspunkt der kirchlichen Handlungen Taufe,
Konfinnation, Trauung und Bestattung. Sie sind fester Bestanteil je­
der Lebensordnung und haben rechtlich eine Reihe von Gemeinsam­
keiten.
a) sie sind erbetene gottesdienstliche Handlungen, das heißt in der
Juristensprache, es gibt sie nicht von Amts wegen, sondern nur auf
Antrag, und in ihrem Vollzug sind außer den Hauptbetroffenen in
der Regel viele andere Menschen mit hineingenommen.

b) Sie sind gottesdienstliche Handlungen, für die Pfarrerinnen und
Pfarrer zuständig sind, und zwar örtlich diejenigen, in deren Bezirk
die Betroffenen wohnen. Wird von den Betroffenen eine andere Pfar­
rerin oder ein anderer Pfarrer gewählt, ist ein Dimissoriale des zu­
ständigen Pfarramts erforderlich. Frage: Wer ist eigentlich für die
wohnungslosen Kirchenglieder zuständig?

c) Amtshandlungen können versagt werden. Bei Taute und Konfir­
mation spricht der Regelungsteil 1011 Zurückstellen 1011 der Taufe
bzw. der Konfirmation, während bei der Eheschließung und bei der
Bestattung von Versagung und Versagungsgründen die Rede ist.

d) Wird eine Amtshandlung versagt, können die Betroffenen Be­
schwerde bei der Superintendentin oder beim Superintendenten ein­
legen. Eine kirchengerichtliche '.\ac·hprüfung findet in keinem Falle
statt. Die einschLigigen gliedkirchlichen Gesetze über die kirchliche
Verwaltungsgerichtsbarkeit verbieten dies ausdrücklich, weil Ent­
scheidungen im Rahmen des Amtshandlungsrechts keine Verwal­
tungsakte sind. Zuständig für die Entscheidung ist nach dem neuen
Entwurf bei der Taufe, bei der Konfirmation und bei der Trauung der
Gemeindekirchenrat, wenn die Pfarrerin oder der Pfarrer Bedenken
gegen den Vollzug dieser Amtshandlungen hat. Dies ist eine erhebli­
che Veränderung gegenüber dem geltenden Recht, die ich ausdrück­
lich begrüße. Doch finde ich es nicht schlüssig, daß über die Be­
schwerde gegen die Entscheidung eines Gemeindekirchenrates nur
die Superintendentin oder der Superintendent entscheidet. Konse­
quenter wäre es jedenfalls, eine Entscheidung des Kreiskirchenrates
herbeizuführen. Bei der Bestattung liegt aus praktischen Gründen
die Entscheidung bei der Pfarrerin oder heim Pfarrer. Allerdings sol­
len sie bei Bedenken gegen eine kirchliche Bestattung das Gespräch
mit Mitgliedern des Gemeindekirchenrates suchen.

2) Zu einigen rcchtlichen Aspekten im einzelnen:
a) Die Taufe
Sie ist l3asis und Ausgangspunkt christlicher Existenz. Ungeachtet
der Divergenzen in der Tauflehre stimmt das Taufrecht innerhalb der
EKD in seinen Grundzügen überein. Das gilt nun auch für die Gleich­
rangigkeit von Kinder- und Erwachsenentaufe. Die Taufe begründet
die Kitchcnmitglicdschaft und ist das stärkste Band der ökumeni­
schen Gemeinschaft.

b) Die Konfirmation
Die christliche Gemeinde konfirmiert aufgrund ihrer Verantwortung
für die Taufe. Der vorliegende Entwurf verlangt für die Teilnahme
am Konfirmandenunterricht nicht mehr den Nachweis über eine Tau­
fe oder die Teilnahme an der Christenlehre bzw. am Religionsunter­
richt. Die Konfirmation berechtigt zur selbsUindigen Teilnahme am
Abendmahl und zur Übernahme des Patenamtes.

c) Die Trauung

Am Beispiel des Kapitels Lebensgemeinschaft, Ehe und kirchliche 
Trauung wird der geschichtliche Wandel besonders deutlich, der sich 
·zwischen der zweiten und dritten Generation von Lebensordnungen
vollzogen hat. Der Wandel ist an den Artikeln 6 Abs. 2 Trauung Ge­
schiedener und Artikel 5 Abs. 2 Eheschließung mit einem Nichtchri­
sten ablesbar. Nach der geltenden Ordnung kann die Trauung Ge­
schiedener nur ausnahmsweise geschehen. Heute ist das Regel•
ausnahmeprinzip umgekehrt. In der Regel werden Geschiedene ge­
traut. _Ausnahmsweise ist aus seelsorgerlichen Gründen eine Versa­
gung möglich. Das Thema Mischehen kommt bezeichnenderweise
im Regelungsteil gar nicht mehr vor. Die Eheschließung zwischen
Christeri und Nichtchristen ist in Form eines Gottesdienstes zur Ehe-
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schließung nach einer eigenen liturgischen Ordnung mögbch. Die in 
den Teilen T und Tl \Trhältnismäßig ausführlich behandelten The­
men, nämlich ehcähnliche Lebensgemeinschaften und Segnung ho­
mosexueller Paare finden im Regelungsteil noch keinen Niederschlag. 
Das ist gut so. Denn solange hierüber kein Konsens gefunden wur­
de, sollte ein rechtlicher Regelungsversuch vermieden werden. Die­
ser Gesichtspunkt sollte für die gesamte Ordnung gelten. 

d) Die Bestattung
Bei der kirchlichen Bestattung ist aus rechtlicher Sicht die Frage der
Kirchenmitgliedschaft das zentrale Thema. Dürfen Nichtmitglieder
und vor allem aus der Kirche Ausgetretene kirchlich bestattet wer­
den? Tn den Ausschüssen der Arnoldshainer Konferenz haben wir
darüber lange debzittiert und uns am Ende nur in der Weise einigen
können, daß wir in die Musterordnung Alternativen geschrieben ha­
ben:

Alternative 1: Bestattung aus seelsorgerlichen Gründen möglich. 
Alternative 2: Bestattung ausnahmsweise nur dann möglich, wenn 

der Verstorbene den Wunsch zu erkennen gegeben hat, 
der evangelischen Kirche wieder angehören zu wol­
len. 

In Artikel 4 des Entwurfs der EKG wird das Regel-Ausnahmeprinzip 
weiter entwickelt, das ansatzweise schon in der Lebensordnung der 
1\PU gegolten hat. In der Regel werden nur Kirchenmitglieder be­
stattet. Es gibt nach der geltenden Lebensordnung aber drei Ausnah­
mefälle 

der Verstorbene befand sich im Taufunterricht, 
der Verstorbene war zwar aus der Kirche ausgetreten, hatte aber 
vor dem Pfarrer oder einem Ältesten die Bitte um Wiedereintritt 
ausgesprochen, 
der Verstorbene gehört einer anderen christlichen Kirche an. 

Artikel 4 des Entwurls verbindet geschickt die beiden Alternativen 
der Arnoldshainer Konferenz. Er annonciert zunächst in seinem er­
sten Absatz durch das Wort grundsätzlich, daß Ausnahmen möglich 
sind, verweist den Ausnahmefall der Zugehörigkeit des Verstorbe­
nen zu einer anderen christlichen Kirche-in einem besonderen Ab­
satz 5 und nennt in 1\bsatz 2 vier Kriterien für weitere Athnahmcfäl­
lc. Durch eine redaktionelle Veründcrung sollte klargestellt werden. 
daß die vier Kriterien kumulativ beachtet werden mi.Jssen und nicht 
je für sich als Entscheidungsgrundlage ausreichen. 

Seelsorge, Beratung und Beichte (Kapitel s·1 

Die rechtliche Relevanz dieses Kapitels ist vcrhältnismaL\ig gering. 
Es sind im wesentlichen Aussagen und Appelle aufgeschrieben wor­
den. Interessant finde ich Absatz 4 von Artikel 2, wonach Landeskir­
chen und Gemeinden dafür sorgen, daß theologisch und für den 
Umgang mit Menschen besonders vorgebildete Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter (Beraterinnen und Berater) für die Seelsorge zur Verfü­
gung stehen. Öffenbar ist hier an eine „flächendeckende Versorgung" 
gedacht, deren Verwirklichung in einer Diaspora-Situation oftmals 
aussichtslos ist. · 

Artikel 7 behandelt die seelsorgerliche Schweigepflicht und das 
Beichtgeheimnis. Wie schon erwähnt, sind diese Verpflichtungen 
Bestandteil des Pfarrdienstgesetzes und haben dort ihren normativen 
Platz. Die Besonderheit in der Lebensordnung liegt darin, daß jeder 
Christ zur Seelsorgerin oder zum Seelsorger von anderen werden 
kann und nichtordinierte Christen ebenfalls verpflichtet sind, über 
das zu schweigen, was ihnen in der Beichte anvertraut wird. Diese 

Verpflichtung kann freilich rechtlich nicht durchgesetzt" erden. 

Dienst, Mitarbeit und Leitung (Artikel 7) 

Dieses Kapitel möchte vor allem unter Bezugnahme auf die Barmer 
Thesen VI und IV die Zeugnis- und Dienstgemeinschaft der kirchli­
chen \1itarbcitcrschaft herausstellen. Soweit normative Bestimmun­
gen vorkommen wie z.B. 1 n Artikel I Ab,atz 3, wonach die Beschäf­
tigung im kirchlichen Dienst die Zugehörigkeit zur evangelischen 
Kirche voraussetzt. oder Artikel 5 über die Gemeindeleitung. han­
delt es sich um Wiederholungen von anderen gesetzlichen Bestim­
mungen, insbesondere auch der Kirchenverfassung, die der Lebens­
ordnung im Range nir:cehen. 

Geld und Besitz (Kapitel 8) 

.'vlit diesem Kapitel wird .\leuland betreten. Bestimmungen über den 
Umgang mit Geld, im besondere Kirchensteuern und Kollekten, gibt 
es sc lbstvcrständlicl1 z111 \'ielen Stellen kirc h \icher Ordnung. 1\us recht­
licher Sicht verdient besonderes Interesse der Artikel 3 über die Auf­
tragsbindung der Verwaltung. So wie er formuliert ist, kann er nur 
appellativen Charakter haben. weil er keine Adressaten benennt. Soll 
die Vorschrift greifen, muß sie in die kirchliche Gesamtordnung ein­
gebunden werden. 

Verantwortung, Öffentlichkeit, Gesellschaft und Politik 
(Kapitel 9) 

Dieses Kapitel braucht aus rechtlicher Sicht nicht kommentiert zu 
werden. Er enthält einen in Artikel gclaßten Karalog zur Öffentlich­
keitsarbeit und zur evangelischen Publi„istik und wiederholt in Arti­
kel 11 Satz 3 eine Amtspflicht der Pfarrerinnen und Pfarrer im Blick 
auf die Äußerungen zu Fragen des öffentlichen Lebens und zu poli­
tischer Betätigung. 

Nach diesen rechtlichen Anmerkungen /U den neuen Kapiteln des 
Entwurfs schulde ich noch eine Antwort aul die Frage, wie denn die 
rechtlichen Perspektiven einer kirchlichen Lebensordnung aussehen. 
Sind nicht die rechtlichen Implikationen eher auf dem Rückzug� Zeigt 
die Entwicklung der drei Generationen von Lebensordnungen nicht 
gerade, daß rechtliche Kategorien immer mehr zurücktreten, so daß 
einL vierte Generation \()11 Lebensordnungen, sagen wir im Jahr 2025, 
wahrscheinlich überhaupt keine Regelung v(,n einigermaßen verbind­
lichem Charakter mehr kennen wird') 
Ich meine. daß die Antwort darauf auch in 25 Jahren aktuell aus der 
Banner Theologischen Erklärung gewonnen werden wird. Die Ord­
nung des Lebens der Christen und der christlichen Gemeinde leitet 
sich von der Botschaft her. Die Botschaft selbst ist keine Kirchen­
ordnung oder positives Recht mit rechtsförmlicher Bestimmtheit. 
Doch da, was Gemeinde Jesu Christi konstituiert, ist vorgegeben: 
Predigt, Taufe, Abendmahl, Diakonie, Geschwisterliebe, Einheit. Das 
gilt für alle christlichen Kirchen und das gilt zu aller Zeit. Deshalb 
sollt der Katalog der Kapitel des Lebensordnungsentwurfs minde­
stens um die Bereiche Diakonie und Mission, aber auch Ökumene, 
ergänzt werden. 
Zum Schluß möchte ich noch einmal aus dem Brief von Bischof 
Jänicke zitieren. Ich tue dies deshalb besonders gern, weil ich ihm 
verdanke, daß ich in den kirchlichen ·Dienst getreten bin und diese 
Synode meine letzte im aktiven Dienst der EKU ist. So schließt sich 
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der Kreis. In dem folgenden Zitat gebraucht Jänicke das schöne Bild 
von den kirchlichen Ordnungen als Gefäßen des Evangeliums: Er 
schreibt: .,Kirchliche Ordnungen sind Gefäße für den köstlichen uns 
anvertrauten Schatz des Evangeliums. Ich könnte auch sagen: Sie 
wollen dem Herrn Christus und seinem Leben in der Gemeinde die­
nen. Sie wollen ihn groß machen und seine Gaben vor :--.tißbrauch 
und Verächtlichmachung schützen ... Gott erhalte uns das einhellige 
und klare Zeugnis der Wahrheit, das allein im Hören aufeirnnder. 111 
der Liebe untereinander gegeben werden kann." 

Auftrag und Aufgabe der Ordnung des· kirchlichen Lebens in 
theologischer Perspektive 

Referat vor der S ynodc der 
Evangelischen Kirche der Union am 5. Juni 1998 

Referent: Prof. Dr. Joachim Mehlhausen, 
Liebermeisterstr. 12, 72076 Tübingen 

Hohe Synode, sehr geehrte Schwestern und Brüder, 

mein Referat ist in drei Abschnitte gegliedert. In einem ersten Teil 
erla�be ich mir, noch einmal auf die Situation einzugehen. in der Sie 
über den Entwurf einer neuen Ordnung des kirchlichen Lebens bera­
ten und zu L'ntscheidcn haben. Dies deshalb, weil aus der Situatiom­
analysc Fragen von grundsätzlicher Bedeutung für unser Thema ab­
geleitet werden können. In einem zweiten Teil skizziere ich ganz 
kurz das Verhältnis von Ordnung und Lehre nach reformatorischem 
Verhältnis. weil hier die wohl maf.lstabsctzenden Leitlinien für Auf­
trag und Aufgabe einer Lebensordnung aufgefunden werden kön­
nen. Im dritten Teil versuche ich aufzuzeigen, warum es überhaupt 
notwendig wurde, Lebensordnungen komplementär zu den bei uns 
in Geltung stehenden Kirchenordnungen bzw. Kirchenverfassungen 
zu entwickeln und ob diese Notwendigkeit auch für heute noch Gül­
tigkeit hat. 

1. Zur Situation
Karl Barth eröffnete im Jahre 1955 den Paragraphen 67.4 seiner Kirch­
lichen Dogmatik mit den Worten: ,,Wir reden von Ordnung da, wo 
bestimmte Verhältnisse und Beziehungen als der Sache. um die es 
geht, entsprechend und insofern als notwendig ,ich crwei,en und al, 
gültig erkannt werden, sich als solche von Fall zu Fall bestätigen, als 
solche Anerkennung und l\achachtung fordern und finden. Die Er­
batrnng der Gemeinde, das Ereignis der Gemeinschaft der Heiligen 
vollzieht sich in solchen bestimmten Vcrhiiltnisscn und Beziehungen 
und insofern eben: in Ordnung." Diese Sätze sind damals - wie der 
gesamte nachfolgende Abschnitt der Kirchlichen Dogmatik über die 
,,Ordnung der Gemeinde" - von vielen Laien und Theologen als gro­
ße Entlastung und Ermutigung aufgefaßt worden. Als Entlastung, 
weil sie dem Begriff der kirchlichen Ordnung einen sehr nüchternen 
Sinn gaben, der sich wohltuend abhob von den hohen Aussagen ei­
ner Theologie gottgewollter Ordnungen, die ihre Vertreter in den J ah­
ren zwischen 1933 und 1945 zu höchst problematischen politischen 
und kirchenpolitischen Haltungen veranlaßt hatte. De� gesamte Pa­
ragraph 67.4 der Kirchlichen Dogmatik löste in der damaligen Si­
tuation für viele seiner Leserinnen und Leser das Gebot der 3. These 
der BarmerTheologischen Erklärung ein, in der es heißt: .,Die christ­
liche Kirche ... hat mit ihrem Glauben wie mit ihrem Gehorsam, mit 
ihrer Botschaft wie mit ihrer Ordnung mitten in der Welt der Sünde 
als die Kirche der begnadigten Sünder zu bezeugen, daß sie allein 

sein (Jcsu Christi) Eigentum ist. allein von seinem Trost und von 
seiner Weisung in Erwartung seiner Erscheinung lebt und leben möch­
te." Als Ermutigung konnte das nüchterne Ordnungsverständnis Karl 
Barths für alle diejenigen wirken, die in der frühen i\'achkriegszeit 
daran gingen, für jene Landeskirchen neue Grundordnungen zu erar­
beiten, deren Ordnungsgefüge durch die Kirchenwirren der Jahre 
193 3/34 zerstört worden war. 

Gerade vor der Synode der Evangelischen Kirche der Union ist es 
wohl angemessen, ein von dieser Synode erbetenes Referat über 
,.Auftrag und 1\ufgabe der Ordnung des kirchlichen Lebens in theo­
logischer Perspektive" mit diesen Erinnerungen zu eröffnen. Denn 
wie tiefgreifend sich die Situation in Theologie und Kirche seither 
auch geändert haben mag. so bleiben doch die Thesen der Barrncr 
Theologischen Erkliirung und die hinter ihnen stehende Theologie 
des großen Baseler Lehrers ein traditionsbegründendes Element für 
die Kirche der Union, von dem sie sich allenfalls unter genauester 
Angabe der Ciründe verabschieden dürfte. Vor dic,cm Hintergrund 
läßt eine Durchsicht der umfangreichen Materialien, die für Ihre dies­
jährige Synodaltagung bereitgestellt wurden, drei unter theologischen 
Gesichtspunkten zu diskutierende gewichtige Problemkreise erken­
nen: 

1.1 In den sich nun schon über mehrere Jahre hinziehenden Tieratungs­
prozeß über den Entwurf einer neuen „Ordnung des.Kirchlichen Le­
bens" sind keine Argumente von grundsätzlicher theologischer Art 
eingebracht worden, die eine solche Lebensordnung von vornherein 
in Frage gestellt hätten. (Mir ist bekannt, da13 die Kirchenleitung der 
Pommerschen Evangelischen Kirche „Einwände, Zweifel und Be­
denken" angemeldet hat: da mir deren Begründung nicht vorliegt, 
kann ich sie hier nicht berücksichtigen.) Aus dem großen Konsens 
im Grundsätzlichen kann man folgern, daß der uns allen vor Augen 
stehende Prozeß der zunehmenden Pluralisierung und Aus­
diffcrcllLierung in unseren Kirchen und Ciemcinden bislang nicht dazu 
geführt hat, daß man in den verantwortlichen Leitungsgremien das 
Konzept einer gesamtkirchlichen Lebensordnung für überholt hält. 
Dennoch wird sich die hier versammelte Synode mit Tendenzen aus­
einandersetzen müssen, die in die Richtung eines eher kongregatio­
nalistischen Lösungsmodells zielen. Solche Tendenzen melden sich 
überall dort zu Wort. wo auf besondere Erfahrungen im Leben der 
Glicdkirchen und ihrer Gemeinden verwiesen wird, die in der Lebens­
ordnung berücksichtigt werden müßten. Sie verbinden sich mit be­
stimm tcn Stichworten wie: Volkskirche - Minderheitskirche: 
Gemeindeerfahrung Ost• Gemeindeerfahrung West: Situation Stadt 
- Situation Land; Kirche in der Perspektive eines franziskanischen
Armutsideals Kirche unter dem Leitbild der klugen llaushalterschaft
- und so fort.

Wenn die hier und jetzt versammelte Synode Beschlüsse fassen wird, 
die darauf hinauslaufen, die im Entwurf vorliegende „Ordnung des 
kirchlichen Lebens der Evangelischen Kirche der Union" in Geltung 
zu setzen, dann wird sie sich m. E. insbesondere vor Augen halten 
müssen, daß diese neue Ordnung in den kommenden Jahren und Jahr­
zehnten nicht so sehr wegen einzelner Bestimmungen der Kritik aus­
gesetzt sein wird, sondern wegen ihres Anspruchs, für den Gesamt­
bereich der Gliedkirchen der EKU einheitlich zu gelten. Eben dieser 
Anspruch auf einen gesamtkirchlichen Geltungsbereich haben aber 
die früheren Lebensordnungen der ApU erhoben. Es war ihr erklär­
tes Ziel, die Zusammengehörigkeit der Gemeinden und Gliedkirchen 
auf wichtigen Handlungsfeldern des kirchlichen Lebens nicht bloß 
zu postulieren, sondern zu fördern. Dies gilt in besonders hohem 
Maße für die zwischen 1952 und 1955 entstandene dritte Lebens-
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ordnung der EKll. Sie diente nicht zuletzt dem Ziel. die Kirchen­
gemeinschaft über die deutsch-deutsche Grenze himveg zu erhalten. 
Es fragt sich heute, oh eine zu weitgehende Öffnung und Aus­
differenzierung einer kirchlichen Lebensordnung nicht dazu führt, 
daß ein zum Wesen einer derartigen Ordnung gehörender Auftrags­
bestandteil - nämlich integrierend zu wirken - verloren geht. 
In gegenläufiger Entsprechung zu der Forderung nach Differenzie­
rung hören wir gegenwärtig aber auch die Frage: Greift eine „Ord­
nung des kirchlichen Lebens der EY,rngelischen Kirche der Union" 
nicht zu kurz? Müßte nicht mit aller Konzentration weiterhin der 
Versuch unternommen werden, eine Lebensordnung gemeinsam mit 
der VELKD zustandezubringen - und dies in ökumenischer Offen­
heit bis hin zu anderen christlichen Gemeinschaften in unserem Le­
bens- und Sprachraum? Auch dieser Wunsch nach Aus\\Citung des 
Geltungsbercieh.s einer Lebensordnung ist gegenüber den früheren 
Ordnungen etwas Neues und muß auf seine grundsätzlichen theolo­
gischenAspekte hier sorgfältig durchdacht werden. Die entscheidende 
Frage lautet m. E.: kann eine Lebensordnung das leisten, was doch 
zunächst im Bereich der Lehre und des Bekenntnissses der Kirchen 
geklärt werden müßte? Ich begnüge mich hier damit, diese Frage 
gestellt zu haben. 

1.2 Weil die gegenwärtige Situation von zwei in entgegengesetzte 
Richtungen weisende Erwartungen mitbestimmt wird, die man auf 
der einen Seite als Partikularisierung und auf der anderen als 
U niversalisierung der Lebensordnungen bezeichnen kann. ist es wohl 
wichtig, noch einmal an die theologischen Grundzüge der älteren 
Lebensordnungen zu erinnern. Der 1eitlichc Abstand 1u diesen Ord­
nungen ist offenkundig so groß geworden, daß eine Historisierung 
dieser Texte vielen von uns leicht fällt. Vor allem die starke Heraus­
arbeitung der Kirchenzucht in der Ordnung des Jahres 1955 mit ih­
rer deutlichen Abgrenzung zwischen Kirche und Welt hat ihre „Selbst­
Ycrständlichkeit ,erloren" (Entwurf -1-). Aber man \\Ird die älteren 
Ordnungen nicht nur unter dem Aspekt der Kirchenzucht ansehen 
dürfen. Sie hatten - wie der beste Kenner der Geschichte dieser Ord­
nungen, Michael Plathow, herausgearbeitet hat - zumindest vier theo­
logische Aspekte. Diese waren: 

a) Lebensordnung als Eschatologische Ordnung. ,,Als Richtlinien des
eschatologischen Gottesvolks stehen sie im Dienst des llmkehrrufes
des Wortes Gottes, des usus theologirns legis. Mittelbar. nicht un­
mittelbar, üben sie die Schlüsselgewalt aus."

b) Lebensordnung als Evangelische Ordnung. Lebensordnungen sind
„evangelische Ordnungen", weil sie „im Dienst des Evangeliums um
des Friedens" willen stehen, ,,der aus der Liehe hervorgeht" und sie
rn „evangelischen Liebesordnungen" macht.

c) Lebensordnung als Parakletische Ordnung, Lebensordnungen ha­
ben einen parakletischen Charakter, weil sie „im Dienst des erhal­
tenden und erneuernden Wirkens des Heiligen Geistes" für die Er­
neuerung gemeindlichen Lebens in den jeweiligen Wirklichkeits­
bereich hinein Stärkung und Klärung bringen wollen und können.

d) Lebensordnung als Bekennende Ordnung. Lebensordnungen sind
,,bekennende Ordnungen", weil sie im „Bekenntnisvollzug christli­
chen Lebens" die verschiedenen Antworten des Glaubens auf die Her­
ausforderungen der jeweiligen gesellschaftlichen und politischen
Wirklichkeit konzentriert zum Ausdruck bringen (Zitate nach M.
Plathow: TRE 20 (1990) 579).

Auf diese in den älteren Lebensordnungen enthaltenen theologischen 
Elemente habe ich deshalb noch einmal hingewiesen, damit der kon-

staticrte und konstaticrharc Konsens im Blick auf eine Historisierung 
der Vorgänger-Ordnungen nicht kurzschllissig dazu führt. daß es mit 
der Distanzierung von der Kirchenzucht-Perspektive zugleich auch 
zu einer unbemerkten Verabschiedung von anderen theologischen 
Kriterien einer Lebensordnung kommt. 

1.3 Die besondere Bedeutung des Entwurfs einer neuen Ordnung 
des kirchlichen Lcbrns in den Glicdkirchen des Bundes der EYange­
fochen Kirchen in der DDR aus dem Jahre 1985 steht um allen vor 
Augen. Mit diesem Text unter der Überschrift Mit der Kirche leben 
sollte eine „neue Generation" von Lebensordnungen entstehen. Die 
Ereignisse der Jahre 1989/90 haben dazu geführt, daß diese Ord­
nung nicht förmlich in Kraft treten konnte. Zur Erhellung der gegen­
\\ :irtigcn Situation ist es wichtig, daß v,ir uns bewußt machen. wel­
cher neue Weg hier beschritten worden ist. Nach einem Wort von 
Johannes Hempel handelte es sich bei dem Entwurf des Bundes um 
eine .,Öffnungsordnung", die primär einen Angebotscharakter haben 
sollte. Dieser Text will informieren und einladen, ,,sich auf evangeli­
schen Glauben einzulassen und mit der Kirche zu leben". Der 
Regelungscharakter der Ordnung tritt demgegenüber stark zurück, 
,,\\eil die örtlichen kirchlichen Situatwnen verschieden sind". Zus 
gleich wird aber .hervorgehoben, daß diese Ordnung „Ausdruck ge­
wachsener Zeugnis- und Dienstgemeinschaft" sei und .,das größere 
Maß an Einheit" widerspiegele, ,,das diese Kirchen gewonnen ha­
ben". Schließlich wollte diese. Ordnung im Entwurf „Christen und 
Gemeinden darin bestärken, das Evangelium von Jesus Chri,tus in 
einer nicht-christlichen Umwelt zu leben". 

Der Text Mit der Kirche leben hat mit besonderem Nachdruck die 
Frage nach demAdressaten einer kirchlichen Lebensordnung vor uns 
gestellt. Diese Frage ist auch in der Stellungnahme der Theologi­
schen Fakultät der Universität Leipzig zum Entwurf derVELKD the­
matisiert worden. Bei der Frage nach dem Adressaten handelt es sich 
um eine Weichenstellung von weitreichender Bedeutung. Es waren 
ja nicht nur die staatlichen Zensurbestimmungen im Osten Deutsch­
lands, die es notwendig machten, daß die Lebensordnung der EKU 
aus dem Jahre 1955 den Vermerk auf dem Titelblatt trug: ,.\"ur für 
den kirchlichen Dienstgebrauch". Im „Vorspruch" wurden damals 
die .. Pfarrer, Gemeindekirchenräte (Presbyterien) und Gemeindc­
beirlite" als Zielgruppe heim Namen genannt. Die Kirchenleitung 
selbst blieb gleichsam an einem dritten Ort. Denn - so hieß es im 
gleichen „Vorspruch'· - in Zweifelsfragen sollte der Benutzer dieser 
Ordnung „den Rat seiner Kirchenleitung" einholen. 

Auch hier hat es seither eine bemerkenswerte Entwicklung gegeben. 
lm Beschluß der Synode der EKU zur Revision der Lebensordnung 
vom 16. Juni 1996 \\ urde als „Empfehlung" festgehalten: ,.Auch wenn 
sich eine Lebensordnung in erster Linie an einen innerkirchlichen 
Adressatenkreis richtet, sollte sie auch für die kirchliche Erwachse­
nenbildung nutzbar sein," Diese Empfehlung ist in der „Einführung" 
des jetzt zu beratenden „Entwurfs" noch einmal erweitert worden (5 
f.) In manchen Stellungnahmen aus den Gliedkirchen und Gemein­
den· der EKU klingt der Wunsch an, aus der Lebens-Ordnung ein 
„Hausbuch" für Gemeindeglieder sowie eine Informationsschrift für 
ganz allgemein an der Kirche Interessierte zu machen, Im vorliegen­
den „Entwurf' werden als Adressaten neben Menschen in ihrer „in­
dividuellen Lebenssituation" die Leitungsgremien der Gemeinden 
genannt, die „für ihre Aufgaben Perspektiven" brauchen, ,,die einen 
Entscheidungsrahmen geben und Handlungsspielräume eröffnen'' 

Zu diesen vielfältigen Beschreibungen des Adressatenkreises muß 
m. E. unbedingt die kritische Anfrage der Leipziger Fakultät gehört
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werden: ,.Welche Absicht wird .. verfolgt? ... Soll es eine Beschrei­
bung der Sitte oder eine Orientierung des Jlamlelm sein? Und wenn 
Letzteres ... : Sind diese Orientierungen bloße Angebote und Emp­
fehlungen. oder sind es Anweisungen, die nahezu Rechtscharakter 
haben?" Im zweiten und vor allen im dritten Teil meines Referats 
werde ich aufzuzeigen versuchen, daß Auftrag und Aufgabe der Ord­
nung des kirchlichen Lebens ursprünglich tatsächlich und ausschließ­
lich auf den .,innerkirchlichen Dienstgebrauch" 1.ielten. Auch die 3. 
Barrner These läßt sich schwerlich dahingehend interpretieren, dalo 
die christliche Kirche mit ihrer Ordnung die \Velt darüber unterrich­
ten sollte, wer sie sei und was sie tue. Im Vollzug der von ihr selbst 
angenommenen Ordnung bezeugt sie, wessen Eigentum sie ist und 
von welchem Trost und von welcher Weisung sie lebt und leben 
möchte. 

Ich fasse meine Erwägungen zum aktuellen Diskussionsstand kur1 
zusammen: Vor diesem Hintergrund sind für Auftrag und Aufgabe 
einer Ordnung des kirchlichen Lebens in theologischer Perspektive 
m. E. drei Problembereiche sorgfältig zu beachten: 1. Die Verab­
schiedung einer neuen Lebensordnung aktualisiert die Frage nach 
der Einheit einer Kirche bzw. eines gliedkirchlichen Zusammenschlus­
ses. 2. Die Verabschiedung einer neuen Lebensordnung fordert da1u 
heraus, Kontinuitätslinien einmütig zu zeichnen und Kontinuitätsab­
brüche im Konsens zu vollziehen. 3. Die Verabschiedung einer neu­
en Lebensordnung ist nur möglich, wenn wiederum der Sitz im Le­
ben der Kirche für diese Ordnung genau angegeben werden kann.

2. Ordnung und Lehre

Die Reformation ist in ganz entscheidender Weise ein Phänomen der 
kirchlichen i\'euordnung gewesen. Gewiß waren die theologischen 
Grundentscheidungen der Reformatoren unerläßliche Voraussetzun­
gen für die dann folgenden Ordnungs-Entscheidungen. Aber ohne 
eine Umsetzung der neuen theologischen Erkenntnisse in lebendige 
und lebensLihige neue Ordnungen wäre es nie 1u jener Entwicklung 
gekommen. die wir mit dem \Vort .,Reformation" umschreiben. Die 
radikale Trennung Luthers vom Kanonischen Recht war die revolu­
tionäre Tat in der Frühzeit der Reformation. Nach der Verbrennung 
des Kanonischen Rechts am 10. Dezember 1520 vor dem Elstertore 
in Wittenberg war die Ablehnung der alten kirchlichen Ordnung un­
widerruflich vollzogen. Luther vertraute einige Jahre lang daraur, 
daß aus der Predigt des Evangeliums von der Rechtfertigung der Gott­
losen - allein aus Gnade und allein im Vertrauen auf die unverdient 
zugewandte Gerechtigkeit Christi - neue Ordnungen für das Leben 
der Christen und für die Gestalt der Kirche organisch heranwachsen 
würden. ohne daß man hier irgendetwas mit Zwang herbeiführen oder 
übereilt festlegen müsse. Luthers eigene frühe Ordnungsratschläge 
für den Gottesdienst und für das Leben in den Gemeinden waren 
ganz bewußt punktuell, pro loco und de tempore gemeint; Luthers 
frühe und sehr behutsame Gottesdienstreform in Wittenberg und sei­
ne Ratschläge für das Städtchen Leisnig sind die Exempel. 

Die Erschütterung der reformatorischen Bewegung durch die Erfah­
rungen des Bauernkrieges und insbesondere die bei den ersten Visi­
tationen zutagetretenden Zustände einer großen Unordnung veran­
laßten dann Luther und seine Weggefährten, das kirchenordnende 
Handeln konzentriert, systematisch und nicht mehr pro loco, son­
dern für jenen größeren Bereich, der später den Namen Landeskir­
che erhielt, voranzutreiben. Die im 16. Jahrhundert entstandenen 
evangelischen Kirchenordnungen zeichneten sich dadurch aus, daß 
sie zwei voneinander unterschiedene, allerdings nicht voneinander 
getrennte Bereiche behandelten. Der erste Bereich umfaßte die 
credenda, der zweite die agenda, also: Entscheidungen in Fragen 

des Glaubens und der Lehre; und Entscheidungen in Fragen des kirch­
lichen Handelns und der Ordnung des kirchlichen Lebens. Ob aus­
gesprochen oder unausgesprochen galt als festeste aller Grundregeln: 
Die credenda berühren die Fragen des ewigen Heils: die agenda hin­
gegen sind Handlungsanweisungen. die identitätsstiftende Qualität 
und kontinuitätsbewahrende Verläßlichkeit haben müssen. deren Be­
folgung aber nicht heilsnotwendig ist. Die credenda erhielten zwi­
schen 1530 und 1580 Bekenntnischarakter und begründeten den 
BekenntnissLmd der einzelnen reformatorischen Kirchentümer. Die 
agenda wurden weiterhin als variabel angesehen. Die besonderen Er­
fahrungen des Jahres 1548 forderten jedoch eine Klärung heraus. 
Sie fand in dem Satz der Konkordienformel ihren Niederschlag: Auch 
kirchliche Ordnungen - bzw. ,,Bräuche" - können in casu confessionis 
ihren Charakter als Adiaphora verlieren (BSLK 815.6-2 l ). 

Was folgt aus dieser ganz knappen Skizze der reformatorischen An­
fänge für Auftrag und Aufgabe der Ordnung des kirchlichen Lebens 
in theologischer Perspektive? Zunächst sei aus aktuellem Anlaß ei­
nem in der Öffentlichkeit erhobenen Vorwurf bzw. Verdacht wider­
sprochen. In den Evangelischen Kommentaren war jüngst zu lesen: 
„Wenn von Ordnung die Rede ist. handelt es sich meistens um den 
Versuch, einen Zustand wieder herzustellen, der bereits Vergangen­
heit ist ... Wenn jetzt die EKU zeitgleich mit der VELKD den Ent­
wurf einer neuen Ordnung kirchlichen Lebens vorlegt. fragt man sich 
unwillkürlich: soll damit einer drohenden Verwahrlosung kirchlicher 
Sitten gewehrt werden?" Diese Sätze suggerieren, daß jedes Bemü­
hen um kirchliche Ordnung restaurativen Charakter habe und in ei­
nem möglicherweise sogar reaktion:nen Sinne frühere Zustände wie­
derherstellen wolle. 

Das Modell der früheren Ordnungsbemühungen der Reformatoren 
zeigt ein anderes Bild. Bei den Visitationen in Kursachsen wurden 
ZusUinde aufgedeckt, auf die das Wort Unordnung in der Tat ange­
wendet werden mußte. Pfarrer blieben unbesoldet und hungerten mit 
ihren Familien: etliche von ihnen besaßen nur eine minimale theolo­
gische Bildung: das Schulwesen und die katechetische Unterweisung 
der Jugend waren zum Erliegen gekommen; die Finanzquellen der 
Gemeinden waren versiegt; vom Kanonischen Recht unabhängige 
Eheorcinungen fehlten und so fort. Die Ordnungsbemühungen der 
Reformatoren I icten nun gerade nicht darauf hinaus, die alten Zu­
sUinde wiederherzustellen. Vielmehr galt das gemeinsame Bemühen 
der Juristen und Theologen dem Ziel, in einer veränderten gesell­
schaftlichen und innerkirchlichen Situation Ordnungen zu schaffen, 
die der neu entdeckten Mitte des Evangeliums nicht widersprachen 
und den freien Lauf eben dieser Evangeliumsverkündigung - wo 
immer mit menschlichen Mitteln möglich - beförderten. 

Dieses Grundmodell hat m. E. auch heute Geltung zur Bestimmung 
von Auftrag und Aufgabe der Ordnung des kirchlichen Lebens. Aus­
gangspunkt hat ein im weitesten Sinne visitatorisch zu nennendes 
Handeln der für die Leitung der Kirche Verantwortlichen zu sein. 
Aus der „Wahrnehmung der gegenwärtigen Situation" ergeben sich 
Aufträge, deren Ziel es ist, erkannte Unordnungen, Disparatheiten 
oder auch bloße Fehlstellen im kirchlichen Leben konstruktiv so neu 
zu gestalten, daß der Erfüllung der zentralen Aufgabe der christli­
chen Gemeinden keine erkennbaren Hindernisse im Weg liegen. Die­
ser Auftrag kann nach der Einsicht der Reformatoren allerdings nur 
dann erfüllt werden, wenn Konsens über die heilsnotwendigen, den 
Bekenntnisstand der Kirche begründenden credenda herbeigeführt 
worden ist. Denn sie sind in diesem Zusammenhang die begrenzen­
de Norm (norma normans), während die Ordnungen als begrenzte 
Normierungen (normae normatae) anzusehen sind, die nur unter den 
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Bedingungen des Bekenntnisnotstandes ein besonderes Ciewicht er­
halten. Beispiele für einen solchen qualitativen Umschlag hat es in 
der jüngsten Kirchengeschichte wiederholt gegeben. Sie reichen vom 
Beflaggen der Kirchen und Gemeindehäuser bis zum Glockengeläut, 
von der Alternative Konfirmation - Jugendweihe bis zum Umgang 
der Kirche mit ihrem Geld. 

Der vor dieser Synode zur Beratung anstehende „Entwurf einer Ord­
nung des kirchlichen Lebens" will da:, reformatorische \1odell in 
jenen Abschnitten aufnehmen, die mit Wahrnehmung der gegenwär­
tigen Situation überschrieben sind. Diese Abschnitte sollten - wenn 
sie gut gelungen sind - der Bestandsaufnahme eines geschwisterli­
chen Besuchsdienstes - einer Visitation - entsprechen. Dabei ist es 
eine Selbstverständlichkeit, daß Visitationen die kirchlichen Verhält­
nisse nicht isoliert betrachten, sondern in ihrer Einbettung in die 
gesamtgesellschaftliche und politische Wirklichkeit, in der die Ge­
meinde Jesu Christi lebt. Nach dem reformatorischen Grundmodell 
für das kirchenordnende Handeln muß der in der Visitation erhobene 
Befund anschließend unter dem Lichtstrahl der credenda. der zentra­
len Aussagen des Bekenntnisses der Kirche, kritisch betrachtet wer­
den. 

Im vorliegenden „Entwurf" wird der mittlere Schritt mit den Worten 
Biblisch-theologische Orientierung überschrieben. Diese (auch von 
der VELKD benutzte) Wortwahl verweist insbesondere für die Kir­
chen der Union auf ein nicht unerhebliches Problem: Implizit ent­
halten diese Abschnitte gewiß auch normierende Aussagen aus der 
Bekenntnistradition unserer Kirchen. Explizit geschieht dies jedoch 
an keiner Stelle. Dies führt zu der gewichtigen Frage, welche herme­
neutischen Grundentscheidungen unsere Kommission in den jewei­
ligen Mittelteilen des „Entwurfs" beachtet hat und ob der hier prak­
tizierte Schriftgebrauch in sich stringent und konsonant ist. Völlig 
unproblematisch ist es jedenfalls nicht, wenn an die Stelle eines be­
gründenden Verweises auf die credenda ein bloßer ,.biblisch-theolo­
gischer" Argumentationsstrang tritc. Ohne daß dies beabsichtigt war, 
berührt der „Entwurf" der neuen Lebensordnung an dieser Stelle die 
Frage nach dem Bekenntnis der Kirche der Union. Es ist mir nicht 
bekannt, ob diese Frage in den zuständigei:i Gremien der EKU be­
reits thematisiert worden ist; ich halte es jedoch für meine Pflicht, 
die Synode auf diesen Sachverhalt aufmerksam machen zu müssen. 

Zum „dritten Schritt" ist von den reformatorischen Ordnungs­
entwürfen her zu sagen: Wenn die ,,Richtlinien und Regelungen" tat­
sächlich als „Grundsätze" aufgefaßt werden können, die für alle Ge­
meinden in den Gliedkirchen Verbindlichkeit beanspruchen, ohne 
crncn gesetzlich zwingenden Charakter zu erhalten, dann erfüllen 
sie den gestellten . .-1.uftrag nach dem reformatorischen Modell in an­
gemessener Weise, weil sie Ordnung und Lehre, Lehre und Ordnung 
in das gebotene Beziehungsverhältnis setzen. 

3. Kirchenordnung und Lebensordnung

Erst im abschließenden dritten Teil meines Referats gehe ich auf die 
Frage ein, warum es überhaupt notwendig geworden ist, Lebens­
ordnungen neben die in unserem Bereich in Geltung stehenden 
Kirchenordnungen zu setzen. Hierfür gibt es geschichtlich herange­
wachsene Gründe, die wiederum einen ganz knappen historischen 
Exkurs notwendig machen. 

Die evangelischen Kirchenordnungen des 16. Jahrhundert umfaßten 
jeweils die credenda und agenda in ein.er höchst unbefangenen Zu-

sammenstellung. Den Verfassern dieser Ordnungen war es selbstver­
:,tJndlich, daß die Benutzer die Fähigkeit besaßen, die notwendigen 
Unterscheidungen selbst vorzunehmen. So stehen etwa in der Gro­
ßen Württembergischen Kir::chenordnung von 1559 die hochtheolo­
gischen Bekenntnisaussagen der Confessio Virtembergica neben 
kirchlichen Dienstanweisungen für Ärzte und Bestimmungen über 
die Qualifikation von Stadtschreibern um nur ein Beispiel zu er­
wähnen. Vom Zeitalter des Konfessionalismus bis in das sptite 19. 
Jahrhundert hinein wurden die Handlungsanweisungen für das Le­
ben der Kirche und in der Kirche zur Domäne der von den Landes­
herren eingesetzten kirchlichen Verwaltungsbehörden. Während man 
in diesen Gremien sorgsam darauf achtete, den Bekenntnisstand der 
jeweiligen Landeskirche unangetastet zu lassen, ergingen im Bereich 
der variablen agenda ein Fülle von ständig wechselnden Verfügun­
gen, und zwar als „Edikte, Circular-Verordnungcn, Rescripte, \lan­
date. Konstruktionen, Deklarationen, Resolutionen, Patente usw., 
deren Unterschiede, insbes. ob gesetzgebende oder administrative 
Akte, nicht erkennbar sind, entsprechend einer mangelnden Rechts­
quellenhierarchie und der noch unbekannten Gewaltenteilung·· (Klaus 
Sehlaich: TRE 19 (1990) 45 f.). Kurzum Weil die Lebensordnung 
der Kirche eben nicht unmittelbar den reichsrechtlich geschützten 
Bekenntnisstand der Kirche zu berühren schien, wurde sie zum Tum­
melplatz eigenwilligster landesherrlicher Interessen und Anordnun­
gen. 

Als nach dem Fortfall des Landesherrlichen Kirchenregiments im 
Jahre 1918 alle deutschen evangelischen Landeskirchen v erc1nlaßt 
waren, sich - erstmals in ihrer Geschichte - völlig selbständig neue 
Kirchenverfassungen bzw. Kirchenordnungen zu geben, ging man 
überall nach folgendem Prinzip vor: In die neuen Kirchenordnungen 
bzw. Kirchenverfassungen wurden ganz bewußt nur rein rechtliche 
Regelungen für das kirchliche und gemeindliche Leben in seinen 
Grundstrukturen eingetragen. Die Aussagen über die credenda und 
damit über den Bekenntnisstand der jeweiligen Landeskirche kon­
zentrierte man nach dem Vorbild der Rheinisch-Westfälischen 
Kirchenordnung in der Fassung von 1853 - in den äußerst knapp 
gehaltenen Präambeln bzw. dem Grundartikel der Gesamtordnung. 

Durch diese Konzentration der Aussagen über die credenda in den 
neuen Kirchenordnungen des 20. Jahrhunderts auf einige wenige 
Präambelsätze entstand ein Problem, das in den frühen 30er Jahren 
zur Entwicklung der ersten Lebensordnungen führte. Die Aufgabe 
und der Auftrag dieser neuen Lebensordnungen bestand darin, eini­
ge besonders zentrale Handlungsfelder der Kirchen, die in den 
Kirchenordnungen bloß „juristisch" umschrieben waren. mm auch 
geistlich und theologisch auszuzeichnen und mit Inhalt zu erfüllen. 
Zwei Beispiele mögen dies verdeutlichen 

In einer Kirchenordnung können rechtliche Rahmenbedingungen für· 
den Konfirmandenunterricht und die Konfirmation festgelegt wer­
den, ohne daß es zu einer expliziten theologischen Aussage über die 
Lehrgrundlage dieses kirchlichen Handelns kommen muß. In einzel­
nen Kirchenordnungen wird der Sachverhalt sogar auf die bloße In­
formation reduziert, daß die christliche Unterweisung und die Durch­
führung der Konfirmation zu den Amtsaufgaben des Pfarrers gehö­
ren. In der Lebensordnung hingegen kann das konfirmierende Han­
deln der Gemeinde in den größeren Zusammenhang „Vom Dienst 
der Gemeinde an ihrer_ Jugend" gestellt und von der Taufe bis zur 
Gemeindejugendarbeit hin biblisch-theologisch und aus der refor­
matorischen Tradition heraus explizit begründet werden. In vergleich­
barer Weise werden in vielen Kirchenordnungen Fragen des 
Gemeindegottesdienstes zur Sprache gebracht, ohne daß im Wort-
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laut der entsprechenden Artikel oder Paragraphen auch nur ansatz­

weise von einer Theologie des gottesdienstlichen Handelns die Rede 

ist. Eine solche Kurzfassung kann etwa lauten: ,,Die besonderen 

Aufgaben des Pfarrers sind die Leitung des Gottesdienstes mit Pre­

digt und Verwaltung der Sakramente .... , (hier: Verfassung der Ev. 

Kirche der Pfalz v. 29. I 0.1990, § 17). In einer Lebensordnung hin­
gegen kann im entsprechenden Abschnitt eine kleine Gottesdienst­

theologie ausformuliert werden. 

Die Aufgabe der im 20. Jahrhundert erstmals in unseren Kirchen ein­

geführten Lebensordnungen besteht darin, jene Teile der Kirchen­
ordnungen zu ergänzen, die bloß formale Bestimmungen zu zentra­

len Handlungsfeldern der Kirche enthalten. Lebensordnungen die in 
theologischer Funktion komplementäre Ergänzungen derjenigen 

Bestimmungen der Kirchenordnungen, die sich auf rein rechtliche 

Normierungen kirchlicher Handlungsfelder beschränken. Den beson­
deren Auftrag und insbesondere den Umfang einer Lebensordnung 
kiinnte man im Einzelfall dadurd1 festlegen, daß man eine bestimm­

te Kirchenordnung daraufhin durchsieht, für welche ihrer Bestim­
mungen es eben nicht genügt, daß sie unter dem generellen Anspruch 

des in der Präambel genannten Bekenntnisparagraphen stehen, son­

dern einer eigenen kirchlich-theologischen Ordnungsanweisung be­
dürfen. Das mag manchen als eine.sehr abstrakte Arbeit erscheinen; 

aber als auf der 8. und 9. Bekenntnissynode der ApU Otto Dibelius 

und Oskar Harnmelsbeck unter der Mitwirkung von Ernst Wolf das 

Kirchbüchlein. Eine Ordnung des kirchlichen Lebens für Gemein­

den der ApU erarbeiteten, stand für jeden Einzelfall der brennende 
Konflikt aller Beteiligten vor Augen. Es galt. vom Bekenntnis der 
Kirche her die Vollzüge des kirchlichen und gemeind liehen Lebens 

inhaltlich so zu gestalten, daß sie nicht für falsche Ziele und Zwecke 
mißbraucht werden konnten, sondern zeugnisgebende Ordnungen sein 
durften. 

Auftrag und Aufgabe der Ordnung des kirchlichen Lebens in theolo­
gischer Perspektive das ist eine Thematik, die unseren Kirchen aus 

ihrer besonderen Geschichte zugewachsen ist. Aus einer älteren Ge­

schichte, in der über Jahrhunderte hinweg das LandeshcJTliche Kir­
chenregiment für die Gemeinden die entsprechenden Entscheidun­

gen traf; aus einer jüngeren Geschichte, in der unter dem Anspruch 
und Druck totalitärer Staatsmächte Gemeinden und Kirchen entdeck­

ten, wie hilfreich es ist, auch Fragen der kirchlichen Ordnung als 

Zeugendienst zu verstehen. Solchen Zeugendienst nach Barmen III 
wollen die Lebensordnungen der Kirchen ermöglichen oder erleich­
tern. Deshalb ist es für eine Hohe Synode eine große Aufgabe. an 

einer neuen, zeitgemäßen Ordnung des kirchlichen Lebens zu arbei­

ten. Ich wünsche Ihren Beratungen zu dem ,.Entwurf" einer solchen 

Ordnung einen gesegneten Verlauf. 
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